












































































































































































































































































































































































































































































































































































































Schluß, daß das von ihm gemessene Demokratieverständnis als "linkslibe-

ral" gekennzeichnet werden kann (1971: 174). 
Ein ähnliches Ergebnis fanden auch McClosky und Brill für die USA 

Dort verläuft jedoch - wie schon bei den Issue-Einstellungen - die Trenn-

linie nicht zwischen Parteien, sondern zwischen politisch-ideologischen 

Richtungen: Je liberaler die Selbsteinstufung einer Person auf dem Kon-

tinuum "liberal-conservative", desto größer ist auch ihre Bereitschaft, Frei-

heitsrechte zu befürworten, (1983: 274ff.). Dem entspricht in unserer Studie 

der in Tabelle 6.12 zutagetretende Zusammenhang zwischen der Selbst-

einstufung auf der Links-Rechts-Skala und dem Liberalismusindex. 
Die in Tabelle 6.12 enthaltenen Korrelationen zwischen dem Index und 

den Sympathiewerten für die einzelnen Parteien bestätigen im übrigen für 
die Bevölkerung Kaases Ergebnis, daß der Index zwar eine negative Bezie-

hung zum Sympathiewert für die CDU/CSU aufweist, jedoch nicht mit der 

Einschätzung der SPD zusammenhängt. Das bedeutet, daß die SPD auch 

in weniger freiheitlich eingestellten Wählerkreisen Sympathien findet. Die 

Tatsache, daß diese Partei freiheitliche Werte vertritt, spielt also offensicht-

lich für die Wahlentscheidung ihrer Wähler keine Rolle.38 Entsprechend 

weisen lediglich die SPD-Anhänger mit Abitur und die in den Elitendeut-

lich höhere Indexwerte auf (Tabelle 6.11). 

Die geringen Korrelationen für die FDP erklären sich aus deren Mittel-

stellung im Parteiensystem: sie wird von SPD- und CDU/CSU-Anhängern 

gleichermaßen positiv eingeschätzt. Die Index-Mittelwerte ihrer Anhänger 

in Eliten und Bevölkerung zeigen jedoch ihr freiheitliches Profil. 

Die Anhänger der Grünen heben sich schließlich in den Eliten wie auch 

in der Bevölkerung deutlich als die liberalste Gruppe ab, was durchaus 

ihrem Selbstverständnis entspricht. Auch Bürklin fand einen vergleichbar 

engen Zusammenhang zwischen seiner Skala der Konfliktakzeptanz, deren 

Statements in etwa dieselbe Dimension wie der Liberalismus-Index abdek-
ken, und der Wahlbereitschaft für die Grünen (1984: 214). 

38 Ökonomische �.�G�r�ü�n�~�e� dürften hier eher maßgeblich sein. Übrigens hat schon Llpset auf 
das Paradox hingewiesen, daß die Organisationen der Arbeiterbewegung seit ihrer Ent-
�s�t�~�h�u�n�g� zu �d�e�~� Triebkräften politischer Demokratisierung gehörten, während ihre An-
hängerschaft einen Hang zum Autoritarismus aufweist (1962:97). 
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Tabelle 6.U: Korrelationen der Werte des Liberalismus-Index mit anderen 
politischen Einstellungsvariablen 

Politische Andere Bevölkerung 
Elite Eliten 

Todesstrafe' -.33 -.44 - .41 

Radikalenerlaß2 .40 .40 .17 

Aggressiver 
Weltkommunismus3 -.49 - .46 -.49 

Abbau der 
Sozialleistungen• -.43 -.30 - .11 

Links-Rechts-Skala3 -.48 -.44 -.21 

Parteienskalometer: 6 

SPD .38 .29 -.05 

CDU -.43 - .38 -.26 

CSU -.44 - .39 -.28 

FDP .19 .01 -.11 

Grüne .31 .28 .23 

Vollständiger Text: „Vieles spricht dafür, für bestimmte Verbrechen die Todes-
strafe auch in der Bundesrepublik einzuführen." 

2 Vollständiger Text: „Der Ministerpräsidentenerlaß zur Beschäftigung von Extremi-
sten im öffentlichen Dienst sollte aufgehoben werden." 

3 Vollständiger Text: „Die größte Gefahr für die westlichen Demokratien ist nach wie 
vor der aggressive Weltkommunismus, dem nur mit Härte begegnet werden kann." 

4 Vollständiger Text: „Angesichts der gegenwärtigen Staatsverschuldung sollte auch 
ein Abbau von Sozialleistungen in Betracht gezogen werden." 

5 Werte von 1 „links" bis 10 „rechts" 
6 Sympathiewerte von + 5 bis - 5 
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Erwartungsgemäß zeigt sich in unserer Bevölkerungsumfrage ein nicht 

unbeträchtlicher Zusammenhang zwischen Schulbildung und dem Libera-

lismusindex ( eta = .33). Der durchschnittliche Punktwert der Befragten mit 
Abitur ist mit 17.2 nur unwesentlich niedriger als der der Eliten. Dies 

bestätigt frühere Umfrageergebnisse: bereits Lipset (1962: 105) und 
Prothro und Grigg (1960: 288) konstatierten den überragenden Effekt der 

; Ausbildung auf demokratische Werthaltungen. Kaase fand ebenfalls bei 

Studenten weit höhere Werte als bei anderen Jugendlichen und dem Bevöl-

kerungsquerschnitt (1971: 167). 
Die Ausbildung ist zudem von größerer Bedeutung als das politische 

Interesse (r = .18). Daraus läßt sich schließen, daß freiheitliche Werthal-
tungen in erster Linie durch schulische Sozialisation und erst in zweiter 

durch die Beschäftigung mit politischen Fragen vermittelt werden. Bei den 

Eliten zeigt sich aber andererseits, daß politische Aktivität für deren Er-

lernen ebenfalls von Bedeutung ist. Die geringe Korrelation zwischen Aus-
bildung und Index in den Eliten ist nämlich ganz offensichtlich nicht nur 

darauf zurückzuführen, daß die Eliten zu 85% aus Abiturienten bestehen 

und daher nur eine geringe Varianz in der Höhe der genossenen Ausbil-

dung aufweisen. Vielmehr erreichen gerade die Gruppen mit dem kleinsten 
Abiturientenanteil, nämlich SPD-Politiker und Gewerkschaftseliten, die 

höchsten Indexwerte. Die bestätigt die Ergebnisse von McClosky und Brill, 

daß neben der Ausbildung auch die Tatsache der Zugehörigkeit zu den 

Eliten und schließlich der Beruf bzw. der Elitensektor einen unabhängigen 

Einfluß auf die Bereitschaft zur Unterstützung von Freiheitsrechten aus-
üben (1983: 251ff.). 

Die zwischen den Elitesektoren gefundenen Unterschiede entsprechen 

nur teilweise den landläufigen Erwartungen.39 Die Extremgruppen passen 

39 Index-Mittelwerte für die verschiedenen Elitesektoren: 

Politik 19.8 
Verwaltung 20.0 
Wirtschaftsunternehmen 15.9 
Wirtschaftsverbände 15.8 
Gewerkschaften 20.9 
Massenmedien 20.5 
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dabei noch am ehesten in gängige Klischees: Kultur- und Medien-, aber 
auch die Gewerkschaftseliten weisen die höchsten, Wirtschafts- und Mili-
täreliten40 die niedrigsten Werte auf. Demgegenüber ist die Verwaltungs-
elite weit liberaler als es das Bild der klassischen, konservativen Ministe-
rialbürokratie sowie der noch 1968 recht niedrige Durchschnittswert dieser 
Elitegruppe vermuten lassen (vgl. Roth, 1976: 96). Dadurch wird erneut 
der Wandel der Verwaltungselite vom Instrument des Obrigkeitsstaats zu 
einer modernen, politisch aufgeschlossenen Elite bestätigt (vgl. dazu Stein-
kemper, 1974). Die Wissenschaftselite erreicht dagegen nur mittlere Werte. 
Dies könnte darauf zurückzuführen sein, daß in dieser Gruppe aufgrund 

der Auswahlkriterien für die Studie (vgl. Kapitel 3) Natur- und Ingenieur-
wissenschaftler dominieren, die traditionell konservativer sind als Geistes-
wissenschaftler. 

Beim Vergleich der Sektoren ist jedoch zu berücksichtigen, daß der 
Liberalismus-Index bei den Eliten nicht unabhängig von der Parteipräfe-
renz ist, deren Verteilung wiederum stark zwischen den Sektoren variiert. 
Da sich aufgrund der Daten nicht entscheiden läßt, in welcher kausalen 
Beziehung diese drei Variablen zueinander stehen, kann man aus den 
Ergebnissen nur bedingt einen einseitigen Einfluß der Sektorzugehörigkeit 

auf freiheitliche Werthaltungen ableiten. 

Wissenschaft 
Militär 
Kultur 

eta=.38 

18.6 
16.4 
22.7 

Bei der Berechnung des eta-Wertes wurden nur die in 
der Tabelle ausgewiesenen Sektoren berücksichtigt. 

40 McQosky und Brill (1983: 251ff.) fanden ebenfalls deutliche Unterschiede zwischen den 
Eliten verschiedener Sektoren, wobei ihr Elitensample allerdings anders zusammen-
gesetzt war und in erster Linie aus kommunalen Honoratioren sowie einer zusätzlich 
ausgewählten Gruppe von Anwälten, Richtern, Staatsanwälten und Polizeioffizieren 
bestand. In ihrer Studie waren die Vertreter juristischer Berufe die stärksten Befürworter 
von Freiheitsrechten, die Polizeioffiziere hingegen die am wenigsten liberale Gruppe. Die 
Autriren erklärten dies damit, daß die Justiz von Berufs wegen auf die Einhaltung frei-
heitlicher Standards, z.B. bei Strafprozessen ausgerichtet ist, während Polizisten sich 
durch solche Rechte oftmals in der Ausübung ihres Berufes behindert fühlen (1983: 
268ff.). 
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Eine Analyse des Zusammenhangs zwischen den Indexwerten und dem 
Alter der Befragten ergab für 1981/82 eine deutliche Abnahme der Punkt-
werte mit zunehmendem Lebensalter. Der Korrelationskoeffizient beträgt-
.29 für die Bevölkerung und -.31 für die Eliten. Dieser Zusammenhang 
könnte darauf hindeuten, daß wir es hier mit einem säkularen Prozeß der 
Zunahme freiheitlicher Werthaltungen bei den jüngeren Alterskohorten, 
also mit einem Wertewandel, zu tun haben. Gegen eine solche Interpreta-
tion spricht allerdings die in Tabelle 6.10 zutage tretende bemerkenswerte 
Stabilität der Verteilungen für die Eliten im Aggregat.41 Der durch-
schnittliche Indexwert stieg zwischen 1972 und 1981 lediglich von 18.9 auf 
19.8 in den politischen Eliten und von 18.3auf18.7 in den nichtpolitischen 
(1968: 19.1 und 18.4). Für die Bevölkerung liegen ältere Vergleichszahlen 
nur für das zweite und dritte Statement von Tabelle 6.10 vor. Auch hier 
ergaben sich 1969 identische Prozentsätze der Zustimmung bzw. Ableh-
nung (Adrian, 1977: 153f.). 

Trotz des gefundenen Zusammenhangs zwischen Alter und Liberalis-
mus-Index stützt die Entwicklung der Werte im Aggregat also keinesfalls 
die Annahme, daß freiheitliche Werthaltungen in Eliten und Bevölkerung 
seit 1968/69 in nennenswertem Maße zugenommen haben. Da sich ein 
ähnlicher Zusammenhang bereits in den beiden früheren Elitestudien 
zeigte, legen die Daten eher die Annahme eines Lebenszykluseffekts na-
he.42 Allerdings weisen die Ergebnisse einer Jugendstudie von Lederer 

41 Die geringfügigen Fluktationen dürften in erster Linie auf Unterschiede in der Befrag· 
tenpopulation zurückzuführen sein. Neben personellen Veränderungen spielen hier aber 
auch die Positionenauswahl, das Größenverhältnis der verschiedenen Sektoren sowie die 
Ausschöpfungsrate eine Rolle. 

42 Um diese Vermutung zu prüfen, wurde die Entwicklung der Werte einzelner Kohorten 
im Zeitablauf untersucht. Es zeigte sich, daß der Mittelwert der bis 1917 Geborenen 
zwischen 1968 und 1981 von 17.2 auf 13.8 (1972: 165) gesunken ist. Diese besonders 
starke Abnahme in der ältesten Kohorte kann allerdings auch auf die sektoral unter-
schiedliche Verweildauer von Personen in den Eliten zurückzuführen sein. Während es 
z.B. bei den Verwaltungseliten und den liberaleren Gewerkschafts. und Medieneliten 
relativ stirkte Ruhestandsregelungen gibt, bleiben Wirtschaftsführer oft wesentlich länger 
be~flich aktiv. ~ei d~n Jahrgängen von 1931 bis 1940 ist die Abnahme dagegen weit 
wemger ausgepragt. Die Werte sanken seit 1968 von 21.1auf19.8 und reichen zur Bestä-
tigu~g eines ~benszykluseffekts nicht aus. Die Ergebnisse legen jedoch zumindest eine 
gewtsse Vorsicht gegenüber einer voreiligen und ungerechtfertigt optimistischen Inter· 
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(1983) darauf hin, daß im Vergleich zur unmittelbaren Nachkriegszeit 
autoritäre Einstellungen in der Bundesrepublik deutlich abgenommen 
haben. In Kombination mit den vorliegenden Daten kann man daraus 
schließen, daß dieser Wandel überwiegend während der beiden ersten 
Jahrzehnte der Existenz der Bundesrepublik stattfand und die Werte seit-
dem eher konstant geblieben sind. 

6. 7 Eliten als Hüter der Demokratie? Die Chancen für eine liberale 
und demokratische Politik in der Bundesrepublik 

In deutlichem Gegensatz zur Weimarer Republik, wo die parteienstaatliche 
Demokratie als Institution umstritten war,~~n heute - dies haben unse----re Umfragedaten untermauert - nicht nur die demokratischen Institutionen, 
~~lld~r,n auc~ demokratische Spielrege~-_von der bieite~ Mehrheiiaer 
Bevölkerung und der Eliten akzeptj,ert~der Zeit.. sich von 
~~m Vorurteil über den Fortbestand demokratiegefährdender Einstellun-
gen von Bürgern und Eliten· in der Bundesrepublik zu trennen. Häufig 
gebrauchte Zerrbilder, die je nach politischem Standort ein Abgleiten 
unserer demokratischen Ordnung in eine Diktatur rechter oder linker 
Prägung befürchten lassen, dienen lediglich dem Zweck, in den Erfahrun-
gen der Weimarer Republik begründete Ängste für den politischen Ta-
geskampf zu instrumentalisieren. 

Wichtiger als die Frage nach der Stabilität der Institutionen ist dem-
gegenüber, wie freiheitlich und demokratisch die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung in der Alltagspraxis gehandhabt wird. Dies hängt nicht 
zuletzt von den Werthaltungen strategischer Gruppen ab, die als Inhaber 
oder Kontrolleure politischer Macht die Entwicklung der politischen In-
stitutionen beeinflussen. Unsere Umfragedaten erlauben erstmals einer 
~eh zwischen Elite-:...und Bevölkerungseinstellungen in der Bundes· 
republik. Er h,at yr~J>en, daJ3 di~Präfe~~n.i{jk}l!)eräle gegehü~taufori· 
tfu.~n Lösungen bei den Eliten weit stärker ausgep~ägt ist. als m deilfovoJ:: 
kerung. Dies entspricht auch in den USA gefundenen Ergebnissen. Schon 

pretation der Kohortenunterschiede nahe. 
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Lipset hat ein Bündel von _Erklärungsfaktoren hierfür genannt, unter denen 
niedriger Berufsstatus und die damit einhergehende größere ökonomische 
Unsicherheit sowie geringere Bildung die wohl wichtigsten sind (1962: 
105ff.). Aufgrund ähnlicher Ergebnisse haben Autoren wie Dahl, Prothro 

und Grigg sowie McClosky die Eliten als Hauptstützen liber~:~~~okra~~ ... 
scher Institutionen angesehen. 

Dabei darf man jedoch nicht außer Acht lassen, daß freiheitliche Werte 
auch bei den Eliten nicht unumstritten sind. Der Konflikt über das Aus-
;;;~ß:- z~-d;;·lib~;älen ·Prinzipien der·Vo;-;;ng gegenüber Erwägungen der 

inneren Sicherheit gegeben werden soll, spielt in allen westlichen Gesell-
schaften eine Rolle und trennt konservative von liberal-progressiven Kräf-
ten. Dieser Konflikt wird stets von neuem aktuell, sobald es um konkrete 
Fragen der Handhabung staatlicher Macht geht. Volkszählung und Demon-
strationsstrafrecht sind nur die jüngsten Beispiele hierfür. Wegen der wenig 
liberalen Haltung der Bevölkerung können sich die Vertreter von "law and 
order" in solchen Fragen leicht auf die "schweigende Mehrheit" berufen, 
während den Vertretern liberaler Lösungen nur der normative Appell an 
die Bedeutung freiheitlicher Prinzipien bleibt. 

Hieraus kann der Liberalität eine Gefahr erwachsen, auf die schon 
McClosky (1964: 379), Bachrach (1962: 443) sowie McClosky und Brill 
(1983: 415ff.) hingewiesen haben: Die mangelnde Veran.kerung_freiheitlL.„ 
eher Werte in der Bevölkerung gibt d~~-Eliten einen großen Handlungs· 

sl'i~!r;Uin bei" der Konkretisierung liberaler Rechte in der Alltagspraxis. 
Selbst die liberalen Segmente der Eliten sind jedoch nicht dagegen gefeit, 
bei einer wahrgenommenen Gefahr für die Stabilität der bestehenden In-
stitutionen freiheitliche Rechte einzuschränken, wie der Radikalenerlaß 
zeigt. Gerade wegen der deutschen Vergangenheit liegt eine Überbetonung 
von Stablitätserwägungen nahe, die zur Einschränkung von Liberalität 
führen kann (vgl. dazu Smith, 1986: 221ff.). Allerdings hat die Analyse auch 
gezeigt, daß innerhalb der Bevölkerung die Befragten mit höherer Schulbil-
dung und speziell die Anhänger der Grünen mit ihren deutlich liberaleren 
Werthaltungen eine wichtige Korrektivfunktion wahrnehmen können. 

Neben freiheitlichen Werthaltungen enthalten die meisten Demokratie-
skalen auch Items, die Einstellungen zur politischen Partizipation messen. 
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Schließlich soll ja nicht nur die Unterstützung für freiheitliche, sondern für 

freiheitliche und demokratische Institutionen gemessen werden. Allerdings 

macht das Spannungsverhältnis zwischen den Werten Freiheit und Gleich-

heit die Zusammenfassung beider Elemente des Demokratiekonzepts in 

einer gemeinsamen Skala problematisch. Die Analyse von Roth zeigt deut-

lich, daß wir es hier auch auf der Einstellungsebene mit statistisch unab-

hängigen Konzepten zu tun haben (1976: 70f.). 

Zur Messung der Einstellungen zur Bürgerpartizipation wurde zunächst 

die Bewertung des folgenden Statements verwendet: "Demokratie kann nur 

verwirklicht werden, wenn der Einzelne die Chance hat, sich nicht nur an 

den allgemeinen Wahlen zu beteiligen, sondern auch am Arbeitsplatz weit-

gehend mitzubestimmen". Damit wurde nicht nur die Aufgeschlossenheit 

für eine Erweiterung des traditionellen Partizipationsreservoirs erhoben, 

sondern auch der Wunsch nach Übertragung partizipatorischer Forderun-

gen auf den wirtschaftlichen Bereich. Im Vergleich zu dem ebenfalls im 

Fragebogen enthaltenen spezifischeren Item zur betrieblichen Mitbestim-

mung ist es jedoch weicher formuliert und weist einen deutlich geringeren 

Zusammenhang mit der Parteipräferenz auf. Bei der Bevölkerung besteht 

wie erwartet kein Zusammenhang zwischen dieser Frage und dem Libera-

lismus-Index (r =-.05). Bei den Eliten sind die beiden Einstellungsbereiche 

hingegen nicht unabhängig voneinander (r = .30). Die Einstellung zur Mit-

bestimmung hängt dabei erheblich enger mit der Parteipräferenz zusam-

men als freiheitliche Werthaltungen (r = -.56 im Vergleich zur= -.41). Par-

tizipation an ökonomischen Entscheidungen ist also stärker im parteipoli-

tischen Konfliktraum verankert, sie trennt die eher umverteilungsorientierte 

SPD von den ökonomisch konservativeren bürgerlichen Parteien. 

Auch statistisch an sich voneinander unabhängige Ziele lassen sich auf 

eine einzige Dimension reduzieren, wenn man die Befragten auffordert, 

eine Rangordnung der Ziele nach Wichtigkeit vorzunehmen. Manche Wert-

forscher vertreten sogar die Auffassung, daß die Bedeutung eines Wertes 

in erster Linie in der Priorität besteht, die ihm gegenüber anderen Werten 

eingeräumt wird (z.B. Rokeach, 1973; Inglehart, 1977). In Anbetracht des 

möglichen Spannungsverhältnisses zwischen Freiheits- und Partizipations-
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Tubelle 6.13: Befürwortung vermehrter Bürgerpartizipation durch Anhänger 
verschiedener Parteien in Eliten und Bevölkerung 

% für Demokra- % für mehr di- % freie Mei- % mehr Bürger-

tie erfordert auch rekte Bürgerbe- nungsäußerung beteiligung vor 

Mitbestimmung teiligung auf vor mehr freier 

am Arbeitsplatz kommunaler Bürgerbeteili- Meinungsäuße-

Ebene2 gungl rung3 

Politische Elite 78.5 55.2 79.2 20.8 

SPD 96.7 63. I 76.0 24.0 

CDU/CSU 60.7 42.l 80.8 19.2 

FDP 76.0 80.0 87.5 12.5 

Andere Eliten 67.9 51.7 74.4 25.6 
SPD 92.8 59.0 69.4 30.6 
CDU/CSU 54.4 42.1 79.0 21.0 
FDP 69.0 62.l 75.8 24.2 
Grüne 96.7 80.0 62. l 37.9 

Bevölkerung 83.5 46.0 54.0 
SPD 88.5 47.I 52.9 
CDU/CSU 78.9 46.2 53.8 
FDP 81.4 50.9 49.1 
Grüne 92.2 43.5 56.5 

Text des Statements: „Demokratie kann nur verwirklicht werden, wenn der Einzelne 
die Chance hat, sich nicht nur an den allgemeinen Wahlen zu beteiligen, sondern 
auch am Arbeitsplatz weitgehend mitzubestimmen." 

2 Vollständiger Fragetext: „In letzter Zeit hört man häufiger die Forderung nach mehr 
direkter Bürgerbeteiligung an politischen und Verwaltungsentscheidungen auf kom-
munaler Ebene - ohne den Umweg über Parteien und Verbände. Wie ist Ihre Mei-
nung dazu?" Es wurde nur die Antwort „ wünschbar und machbar" berücksichtigt. 
Diese Frage war in der Bevölkerungsumfrage nicht enthalten. 

3 Vollständiger Fragetext: „Auch in der Politik kann man nicht alles auf einmal haben. 
Auf dieser Liste finden Sie einige Ziele, die man in der Politik verfolgen kann. Wenn 
Sie zwischen diesen verschiedenen Zielen wählen müßten, welches Ziel erschiene 
Ihnen persönlich am wichtigsten? Nennen Sie mir bitte den entsprechenden Buchsta-
ben. Welches Ziel erschiene Ihnen am zweitwichtigsten? Und welches Ziel käme an 
dritter Stelle?" 
A Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in diesem Lande. 
B Mehr Einfluß der Bürger auf die Entscheidungen der Regierung. 
C Kampf gegen die steigenden Preise. 
D Schutz des Rechtes auf freie Meinungsäußerung. 
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rechten ist daher die relative Priorität, die diesen beiden Werten zugeord-

net wird, von besonderem Interesse. 

Die Werte in Tabelle 6.13 zeigen, daß bei einer Prioritätsentscheidung 

zwischen den Zielen "freie Meinungsäußerung" und "mehr Bürgerpartizi-

pation" die sowohl beim Liberalismus-Index als auch bei der Mitbestim-

mungsfrage gefundenen Unterschiede zwischen den Parteien weitgehend 

verschwinden. Sie werden fast vollständig von dem ins Auge springenden 

Unterschied zwischen Eliten und Bevölkerung überlagert. Fast 80% der 

Politiker und 75% der übrigen Eliten räumen dem Freiheitsrecht Priorität 

vor vermehrter Bürgerpartizipation ein. Bei der Bevölkerung ist das Ver-

hältnis zwischen diesen Werten dagegen fast ausgeglichen, die Partizipa-

tionsforderung liegt sogar leicht in Führung. Hier manifestiert sich also 

offensichtlich der Wunsch nach mehr Beteiligungsrechten oder zumindest 

nach mehr Kontrolle von Eliteentscheidungen, während die Eliten über-

wiegend die Erhaltung der Freiheitsräume für bedeutungsvoller halten. 

Diese Ergebnisse entsprechen denen einer Repräsentationsstudie in Berlin, 

die ebenfalls den Wunsch weiter Teile der Bevölkerung zeigen, den Bür-

gern mehr Einflußmöglichkeiten einzuräumen, während sich die Führungs-

gruppen diesbezüglich als eher skeptisch erwiesen (Weßels, 1985: 39ff.). 

Das latente Spannungsverhältnis zwischen Freiheits- und Gleichheits-

rechten bewirkt, daß die Haltungen zur Bürgerpartizipation und freiheitli-

che Werthaltungen weitgehend unabhängig voneinander variieren. Dennoch 

sind auch in der Partizipationsfrage die politischen Fronten ähnlich verteilt. 

Bei den etablierten Parteien erwiesen sich SPD und FDP erneut aufge-

schlossener als die CDU/CSU. Sie haben dabei allerdings unterschiedliche 

Modelle im Auge. Wie die öffentliche Diskussion über die Mitbestimmung 

hinreichend gezeigt hat, denken SPD-Vertreter eher an Partizipationsrech-

te für Organisationen (sprich: Gewerkschaften), die der FDP dagegen an 

solche für den einzelnen Bürger. 

Die Zustimmung zu vermehrter Bürgerpartizipation kann jedoch ebenso 

wie die verbale Befürwortung freiheitlicher Werte eher deklamatorischen 

Charakter haben. Geht man davon aus, daß erst die relative Priorität, die 

ein Wert genießt, Rückschlüsse auf seine Bedeutung zuläßt, so zeigt sich, 

daß für die überwältigende Mehrheit der Eliten Freiheitsrechte Vorrang 
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1 
von Partizipationsrechten haben. In der Bevölkerung ist dagegen der 
Wunsch nach mehr Partizipationsmöglichkeiten stärker ausgeprägt. Hier 
deutet sich ein durch die Stellung im Herrschaftssystem determinierter 
struktureller Konflikt an: Von der Teilnahme ausgeschlossene Gruppen, 
darunter besonders die Grünen, fordern mehr Teilnahmechancen, während 
die etablierten Gruppen, die diese bereits genießen, das bestehende re· 

präsentative Regierungssystem für ausreichend halten. 

6.8 Zusammenfassung 

Ähnlich wie bei der Repräsentativitätsnorm ergeben sich auch im Hinblick 
auf die Kongruenzen zwischen Eliten- und Bevölkerungseinstellungen 
empirische wie theoretische Probleme. Empirisch zeigt sich, daß die gefun-
denen Kongruenzen durchweg gering sind. Selbst bei den zwischen den 
Parteien heftig umstrittenen Positionsissues lassen sich innerhalb der Wäh-
lerschaft nur geringe Unterschiede zwischen den Anhängern verschiedener 
Parteien feststellen. Gleichzeitig sind die Überschneidungsbereiche zwi-
schen ihnen beträchtlich. Bei den politischen Zielen, bei denen die V nter-
schiede auch zwischen den Parteieliten wenig ausgeprägt sind, ergaben sich 
indessen systematische Unterschiede zwischen politischer Elite einerseits 
und Bevölkerung andererseits. Diese schlagen sich auf seiten der Wähler 
in durchweg höheren Wichtigkeitszuschreibungen insbesondere für solche 

. Ziele nieder, die die wirtschaftliche Lage der Bürger unmittelbar betreffen. 
Während die Bevölkerung über alle lssue-Typen hinweg in ökonomi-

schen Fragen tendenziell der SPD-Position nähersteht als den Positionen 
der bürgerlichen Parteien, befürwortet sie innenpolitisch eher eine harte 
Linie, bei der der Aufrechterhaltung von Gesetz und Ordnung eine ein-
deutige Priorität vor der Achtung von Minderheitsrechten zugeschrieben 
wird. Zwar gibt es in diesen Fragen auch in den Eliten gewisse Differenzen 
zwischen der weit liberaleren Haltung von SPD und FDP auf der einen 
Seite und der eher konservativen der Unionsparteien auf der anderen, 
jedoch befürwortet hier ein deutlich geringerer Anteil vergleichbar autori-
täre Positionen. 
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Schließlich zeigte sich noch, daß angesichts der wenig differenzierten 
politischen Zielvorstellungen der Bevölkerung die Erwartung ungerechtfer-
tigt ist, neue politische Konfliktlinien entstünden durch Verschiebungen in 
den politischen Prioritäten größerer Bevölkerungsteile. Unsere Daten spre-
chen eher dafür, daß Veränderungen in den politischen Orientierungen der 
Bevölkerung durch einen Einstellungswandel herbeigeführt werden, der 
zunächst nur von strategischen Minoritäten getragen wird und sich erst in 
einem längerfristigen Diffusionsprozeß in Eliten und Bevölkerung verbrei-
tet. Dabei geht ein solcher Wandel nicht notwendigerweise von den Eliten 
selbst aus. Aufgrund ihrer aktiven Rolle im Prozeß der öffentlichen Mei-
nungsbildung ergreift er die Eliten jedoch früher als breite Bevölkerungs-
kreise. 

Die in diesem Kapitel vorgelegten Ergebnisse bestätigen, daß das Bild 
einer simplen Elite-Masse-Dichotomie auch im Hinblick auf die politischen 
Einstellungen differenziert werden muß. Die Daten ergaben eine durchweg 
hohe, aber durchaus keine vollständige Übereinstimmung zwischen politi-
scher Elite und den übrigen Eliten. Zudem zeigte sich immer wieder, daß 
in der Bevölkerung Befragte mit Abitur den Eliten sehr viel ähnlicher sind 
als der Bevölkerungsdurchschnitt. Aus vergleichbaren Daten schlossen 
Stouffer, Lipset und andere, der schulischen Ausbildung komme eine ent-
scheidende Rolle für die Entwicklung des politischen Verständnisses zu. 

Demgegenüber haben Dahl und McClosky aufgrund der Tatsache, daß 
in ihren Studien die Werte der Eliten z.B. im Hinblick auf ihre Toleranz 
gegenüber Minoritäten immer noch deutlich über denen der Befragten mit 
College-Ausbildung lagen, auf einen unabhängigen Effekt der Elitensoziali-
sation geschlossen. Jackman (1972) konnte allerdings mittels einer Sekun-
däranalyse der Daten von Stouffer zeigen, daß bei einer statistischen Kon-
trolle für die unterschiedliche sozi.odemographische Komposition der Eliten 
nicht nur im Hinblick auf deren Ausbildung, sondern auch auf ihre regio-
nale Herkunft, ihren Urbanisierungsgrad und ihr Geschlecht, die Einstel-
lungsdifferenz zwischen Eliten und Bevölkerung praktisch verschwindet. 
"As a result, theories that attempt to account for the differential rates of 
support for minority rights among elites and the mass public by invoking 
the notion that elites undergo some unique resocialization process are 
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basically superfluous." (1972: 766) Die Daten unserer Studie stützen al-
lerdings eher die erste Interpretation. Sie zeigen bei den Eliten einen 
deutlichen Sozialisationseffekt durch den Organisationskontext (Sektor), 
der vor allem bei der SPD- und Gewerkschaftselite das unterdurchschnitt-

liche formale Bildungsniveau dieser beiden Elitegruppen mehr als kompen-

siert. 
Die aktive Rolle von Eliten im Prozeß der politischen Meinungsbildung, 

wie auch die Tatsache, daß es sich bei den politischen Zielvorstellungen 
der Bürger in der Regel eher um diffuse Wünsche denn um konkrete 
Erwartungen handelt, werfen die Frage nach dem theoretischen Status des 

Responsivitätskonzeptes auf. Die Existenz von Kongruenzen bzw. lnkon-
gruenzen zwischen Eliten und Bevölkerung läßt weder Aussagen über 
deren Ursachen noch über ihre möglichen Konsequenzen zu. Als Ursachen 
kommen Rollenunterschiede zwischen Eliten und Bevölkerung (Produzen-
ten vs. Konsumenten von Politik), Bildungseffekte wie auch der Verlauf 
politischer Meinungsbildungsprozesse in Betracht, an denen Elite- und 
Bevölkerungsgruppen mit unterschiedlicher Intensität teilnehmen. 

Gleichzeitig sind im Falle geringer Kongruenzen zwischen Eliten- und 

Bevölkerungseinstellungen verschiedene Konsequenzen denkbar. So können 
die Eliten im Falle perzipierter lnkongruenzen versuchen, die Kongruenz 
entweder durch Anpassung an die vorherrschenden Präferenzen der Bevöl-
kerung oder durch politische Überzeugungsarbeit mit dem Ziel einer Ver-
änderung der Bevölkerungseinstellungen zu erhöhen. Neben solchen An-
passungsstrategien besteht auch noch die Möglichkeit, Diskrepanzen in den 
Zielvorstellungen durch Depolitisierung der Aufmerksamkeit der Öffent-
lichkeit zu entziehen. Eine solche Kontrolle der Relevanz politischer The-
men erlaubt es unter Umständen, daß Diskrepanzen auch über längere 
Zeiträume hinweg existieren können, ohne zu einem Verlust an politischer 

Unterstützung für die Eliten zu führen. In einer offenen Gesellschaft sind 
dieser dritten Strategie allerdings Grenzen gesetzt, da aktive Bevölkerungs-
gruppen sie unterlaufen können. Zudem bietet die Parteienkonkurrenz der 
politischen Opposition stets die Chance einer Mobilisierung von unzufrie-
denheitspotentialen. Und schließlich ergeben sich Grenzen für die Hand-

lungsspielräume von Eliten auch aus den ökonomischen Erwartungen der 
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Wähler, die die Durchführung von Maßnahmen erschweren, die den öko-

nomischen Status größerer Bevölkerungsgruppen tangieren (vgl. Wilden-
mann, 1975: 279; Scheuch, 1973: 1036). 

Die theoretischen Unbestimmtheiten des Responsivitätskonzepts lassen 

daher dessen grundsätzliche Überprüfung und seine Ersetzung durch diffe-

renziertere Modelle zur Erklärung der Prozesse politischer Meinungs- und 
Willensbildung angeraten erscheinen.43 

43 Die von Schmitt in seiner Analyse mittlerer Parteieliten vorgeschlagene Lösung, den 
Begriff beizubehalten und Responsivität über die Wichtigkeit zu messen, die Eliten und 
Bevölkerung neuen politischen Zielen zuschreiben (1987: 67-125), erscheint demgegen-
über theoretisch wie auch empirisch unbefriedigend. Schmitt definiert Responsivität als 
"das Ausmaß der Wahrnehmung und politikrelevanten Verarbeitung von Veränderungen 
des gesellschaftlichen Problemhaushaltes durch (in Mehrparteiensystemen: mindestens 
eine) politische Partei(en) mit dem Ziel der dauerhaften Stabilisierung/Verbreiterung 
ihrer Wählerbasis" (1987: 48). 
Die theoretische Schwäche dieses Ansatzes liegt in erster Linie darin, daß er lediglich 
eine forschungspragmatische, jedoch keine theoretisch fundierte und operationale Defini-
tion dafür liefert, was unter "Veränderungen des gesellschaftlichen Problemhaushalts" 
zu verstehen ist. Die empirische Einlösung des Responsivitätskonzepts in Schmitts Unter-
suchung ist ebenfalls problematisch. Hier ist vor allem der Verzicht auf eine einheitliche 
Klassifizierung der politischen Ziele im Hinblick darauf zu nennen, welche von ihnen als 
Themen der "Neuen Politik" anzusehen sind. 
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7. Positionsbezogene Aktivitäten und Kon· 
taktmuster 

7.1 Organisationskontakte 

Viele Autoren haben vermutet, die Arbeitsteiligkeit komplexer Gesellschaf-

ten wirke sich negativ auf die Kooperationsfähigkeit der Eliten aus. Diese 

Annahme basiert in erster Linie auf dem empirisch beobachtbaren Ausein-

: andertreten der Karrieremuster verschiedener Sektoren, wie es beispiels-

! weise für die Bundesrepublik charakteristisch ist. Daraus wurde vielfach 

) auf eine entsprechende sektorale Differenzierung der Einstellungen und 

1 Kontaktkreise der Eliten geschlossen. Im Hinblick auf die Einstellungen 

\ 

ergaben die empirischen Ergebnisse zwar einen gewissen Einfluß der Sek-
torzugehörigkeit auf die politischen Einstellungen der Befragten. Dieser 

ist allerdings nur für solche Fragen nachweisbar, die die sektoralen Inter-
essen direkt betreffen. 

Inwieweit spielt nun die Organisationszugehörigkeit der Eliten eine 

Rolle für deren Interaktionsmuster? In seiner auf eigene Erhebungen 

gestützten Analyse äußerte Scheuch die Vermutung, daß die Eliten der 

Bundesrepublik sich in ihren Aktivitäten weitgehend auf das eigene Orga-

nisationsumfeld beschränken. Sie führen seines Erachtens "a rather self-
contained existence within sectors and regions". Diese gehe mit einem 

erstaunlichen Mangel an Wissen über andere Sektoren einher, das selbst 

für die eigene Region gelte und die bundesdeutsche Elite von anderen 
europäischen Eliten unterscheide. Sie ähnele damit eher der amerikani-

schen Elite (1988a: 72). Ähnliche Erwartungen hat Keller (1963) geäußert. 

Eine solche Gleichsetzung von fachlicher Spezialisierung mit einer 

zunehmenden Isolierung verschiedener gesellschaftlicher Sektoren ist al-
lerdings problematisch. Zwar ist nicht von der Hand zu weisen, daß sich 

ein Großteil der beruflichen Aktivitäten einer Person im Rahmen der 
eigenen Organisation abspielt. Gleichzeitig wäre jedoch die Annahme 

abwegig, moderne Großorganisationen könnten ohne vielfältige Außenkon-

\ takte existieren. Wirtschaftsunternehmen, Verbände, Zeitungen, Verwaltun-
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gen, Regierungen und Parlamente sind von ihrer Aufgabendefinition her 
auf Interaktion mit ihrer Umwelt angelegt, und solche Interaktionen er-
strecken sich in der Regel auf eine Vielzahl von anderen Organisationen. 

Zudem kann man davon ausgehen, daß innerhalb jeder Organisations-
hierarchie der Anteil der Außenkontakte mit der Höhe der Position zu-
nimmt. Bei Verhandlungen mit anderen Organisationen repräsentieren 
primär die Inhaber von Führungspositionen die eigene Organisation nach 
außen und treffen im Namen dieser Organisation verbindliche Abmachun-
gen. Von Eliten wird daher in hohem Maße die Fähigkeit erwartet, über 
den Rahmen der eigenen Organisation hinaus zu kommunizieren. Beson-
ders offenkundig wird die Notwendigkeit zur Kooperation bei politischen 
Entscheidungsprozessen. Diese sind ein Paradebeispiel für die Verflech-
tung vielfältiger gesellschaftlicher und politischer Interessen. 

Während die unterschiedlichen Karrieremuster also trennend wirken, 
zwingt die Notwendigkeit der Außenvertretung von Organisationsinteressen 
die Eliten zur regelmäßigen Interaktion miteinander. Zwar garantiert dieser 
Zwang zur Interaktion noch nicht, daß solche Verhandlungen immer kolle-
gial-freundschaftlich verlaufen. Jedoch läßt sich vermuten, daß sich unter 
Verhandlungspartnern, die über längere Zeiträume immer wieder aufein-
andertreffen, gewisse Ritua~e des Umgangs miteinander entwickeln, die 
nach und nach als feste Verhaltensnormen etabliert und schließlich perso-
nenunabhängig werden. Kurz gesagt, Verhaltensregeln für interorganisato-
rische Kontakte werden im Lauf der Zeit zu Bestandteilen der Organi-
sationsrolle von Positionsinhabern. Insofern ist die zeitliche Stabilität von 
Interaktionsmustem ein wichtiger Faktor in der Entwicklung solcher Ver-
haltensnormen. 

Auch wenn sich vermuten läßt, daß zusätzliche Gemeinsamkeiten im 
Bereich der Freizeitgewohnheiten sowie langjährige persönliche Bekannt-
schaft den Umgang miteinander noch weiter erleichtern, wäre es für die 
beteiligten Organisationen fatal, sich ausschließlich auf solche informellen 
Bindungen zwischen ihren Repräsentanten zu verlassen. Denn erstens ist 
nicht garantiert, daß diese immer im gewünschten Sinne funktionieren - es 
gibt manchmal auch Streit zwischen guten Freunden. Zweitens jedoch, und 
das ist viel wichtiger, müssen Organisationen auch ein Interesse daran 
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haben, daß ihre Repräsentanten über den persönlichen Aspekten ihrer 

Außenkontakte die Organisationsziele nicht aus dem Auge verlieren. Sie 

erwarten daher von diesen sowohl Kontaktfreudigkeit und Verbindlichkeit 

im Umgang mit anderen, als auch die Fähigkeit, den Standpunkt der eige-

nen Organisation nach außen hin zu vertreten. 
In Analysen des politischen Prozesses in der Bundesrepublik ist häufig 

betont worden, daß die institutionellen Strukturen der Bundesrepublik ein 

kooperations- und kompromißorientiertes Verhalten begünstigen (u.a. 

Lepsius, 1982; Smith, 1981; Katzenstein, 1987). In diesem Zusammenhang 
wurde vor allem auf Faktoren wie die föderalistischen Institutionen, die 

Möglichkeiten der Kontrolle von Gesetzgebung und Verwaltung durch 

Verfassungs- und Verwaltungsgerichte, die Mitbestimmungsregelungen 
sowie nicht zuletzt das Parteiensystem hingewiesen. Auch diese Unter-

suchungen lassen also relativ intensive Kontakte zwischen den Repräsen-

tanten verschiedener Organisationen und Sektoren erwarten. 

Die Kontakte der befragten Eliten mit anderen Organisationen wurden 

relativ differenziert erfaßt. Jeder Befragte erhielt eine Liste mit 34 Kate-

gorien, die das gesamte Spektrum öffentlicher Institutionen und privater 

Organisationen in der Bundesrepublik abdeckte: Bundes- und Landesmini· 

sterien, Parlamente, Gerichte, Unternehmen, Verbände, Medien, Kirchen 

usw. Die Befragten wurden gebeten, alle Kategorien von Organisationen 

anzugeben, mit denen sie im Rahmen ihrer Tätigkeit regelmäßige Kontakt 

hatten und zusätzlich die genauen Namen ihrer Kontaktorganisationen zu 
spezifizieren. Diese offenen Antworten wurden anhand eines umfangrei· 

chen Codeschemas verschlüsselt, das 198 Einzelorganisationen bzw. Orga-
nisationstypen enthielt.' Tabelle 7.1 gibt die Nennungen für die 34 auf der 

1 
Liste vorge.gebenen Organisationstypen wieder. Sie zeigt vielfältige Bezie-
hungen ZWISchen den Sektoren, auch wenn einige Sektoren wie z.B. der 

1 Eine vergleichbare Frage war bereits in der Mannheimer Elitestudie von 1972 enthalten. 
Deren Ergebnisse wurden in Neumann (1979) sowie Hoffmann-Lange et al. (1980: 79ff.) 
?nalysie~. Die dort berichteten Zahlen sind allerdings durchweg höher, da die Befragten 
m der. froheren Studie die Möglichkeit hatten, lediglich Organisationstypen anzugeben, 
ohne ihre Kontaktorganisationen im einzelnen zu spezifizieren. In der Studie von 1981 
wurden hingegen nur solche Kontakte berücksichtigt, bei denen die Befragten ihre 
Kontaktorganisationen namentlich spezifiziert hatten. 
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kulturelle Sektor oder das Militär ein eher eingeschränktes Spektrum auf-
weisen. 

Da es in diesem Kapitel vornehmlich um Positionskontakte geht, wur-
den die Politiker aller drei Parteien in der Tabelle zusammengefaßt. Dabei 

gehen einige interessante parteipolitische Unterschiede verloren, die einer-

seits auf die parteipolitische Zusammensetzung der Bundesregierung, ande-

rerseits auf traditionelle Interessenbindungen zurückzuführen sind. So 

nannten SPD- und FDP-Politiker als Mitglieder der Regierungsparteien 
deutlich mehr Kontakte mit dem Bundeskanzleramt und Bundesministerien 

als die Unionspolitiker. Diese wiederum gaben häufiger Kontakte mit der 

katholischen Kirche (56.0%) an. SPD-Politiker berichteten sehr viel intensi-

vere Kontakte mit den Gewerkschaften (87.0%). FDP und CDU/CSU 

hatten schließlich mehr Beziehungen zu den Landwirtschaftsverbänden 

Geweils etwas über 30%) als die SPD (knapp 18%). Bei den Kontakten mit 

Wirtschaftsunternehmen und -verbänden ergaben sich dagegen keine Un-

terschiede zwischen den Parteien. Hier scheinen instrumentelle Erwägun-

gen wichtiger zu sein als traditionelle Bindungen. 

7.2 Kontakte innerhalb des politisch-administrativen Systems 

Neben der Gesamtverflechtung sind insbesondere die Muster für diejenigen 

Sektoren von Interesse, die in den verschiedenen Analysen des Regierungs-

systems der Bundesrepublik besondere Beachtung gefunden haben. Hier 

ist vor allem das Verhältnis von Politik und Verwaltung von Bedeutung, 

das stark durch die föderalistische Struktur des Bundesrepublik beeinflußt 

ist. Der Föderalismus in der Bundesrepublik ist ja im Gegensatz zum ame-

rikanischen Föderalismus, der auf einer Arbeitsteilung zwischen Bund und 

Einzelstaaten beruht, ein "kooperativer Föderalismus" (Katzenstein, 1987: 

45ff.). Dies hat eine Reihe organisatorischer Implikationen. Als erste ist 

hier der Mangel an klaren Abgrenzungen zwischen Bundes- und Landes-

aufgaben zu nennen. Die zunehmenden Aktivitäten des Bundes auf den 

Feldern der Konkurrierenden Gesetzgebung, die wachsende Anzahl von 

Rahmengesetzen des Bundes und insbesondere die Einführung der Ge-

meinschaftsaufgaben von Bund und Ländern haben einerseits einen Zu-
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wachs an Bundesregelungen mit sich gebracht, andererseits erfordern 
solche Ausweitungen der Bundeskompetenz jedoch die Zustimmung des 
Bundesrates und damit der Landesregierungen, die nur gegen erhebliche 

Konzessionen zu haben ist. 
Ein zweiter wichtiger Aspekt des kooperativen Föderalismus ist der 

1 Verzicht auf eine nationalstaatliche Verwaltung zugunsten der Landesver-
waltungen, die die Bundesgesetze implementieren und in der Regel "als 
eigene Angelegenheiten ausführen". Da alle Gesetze, für deren Ausführung 
die Länder zuständig sind, die Zustimmung des Bundesrates erfordern, gibt 
dies den Ländern ein Mitwirkungsrecht bei der Bundesgesetzgebung. 
Lehmbruch machte die Ursprünge dieses "kooperativen Föderalismus" 
bereits im Kaiserreich aus und betont, daß das Prinzip des "Aushandelns" 
von einvernehmlichen Lösungen zwischen Reichsregierung und Landes-
regierungen bereits damals eine große Rolle spielte (1976: 53). 

1 Das dritte konstitutive Element des kooperativen Föderalismus ist die 
j horizontale Koordination der Länder. Diese spielte ebenfalls bereits im 

Kaiserreich eine wichtige Rolle (Lehmbruch, 1976: 47). In der Bundes-
republik ist diese horizontale Koordination mit dem Verfassungsauftrag der 
Schaffung von der "Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse" noch weiter 
vervollkommnet und selbst auf die wenigen Bereiche ausgedehnt worden, 
die in alleiniger Landeskompetenz verblieben, also vor allem auf die Bil-
dungspolitik (vgl. Schneider, 1979: 19ff.). Die zähen Verhandlungen über 
die gegenseitige Anerkennung von Schulabschlüssen sind ein beredtes 
Beispiel hierfür. 

Der Begriff der "Politikverflechtung" wurde von Kritikern des kooperati-
ven Föderalismus geprägt, um die Unübersichtlichkeit und mangelnde 
Transparenz von Entscheidungsprozessen anzuprangern, die sich mit der 
Finanzverfassungsreform von 1969 und der Einführung der "Gemeinschafts-
aufgaben" von Bund und Ländern noch verstärkten. Diese ausgeprägten 
Unitarisierungstendenzen tragen dazu bei, das Innovationspotential des 
Föderalismus zu untergraben (Lehmbruch, 1976: 160). 

\ 

Drei Folgen der Politikverflechtung sind vor allem kritisiert worden, die 
einen direkten Einfluß auf die Interaktionsmuster der Entscheidungsträger 
haben. Einmal die Dominanz von Verwaltungsbeamten bei der Entschei-
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dungsfindung. Nur die Beamten sind aufgrund ihrer Spezialisierung in der 
Lage, den Wust der Bestimmungen zu überblicken und die Details auszu-
arbeiten. Dies brachte gleichzeitig eine Aushöhlung der Autonomie der 
Landesparlamente mit sich, deren Rolle auf die Ratifizierung anderweitig 
voll ausgearbeiteter Programmpakete reduziert wurde (Scharpf et al„ 1976; 
König, 1977: 80f.; Schneider, 1979: 130ff.; Johnson, 1983: 162). 

Lehmbruch hat sich intensiv mit einer weiteren Folge des kooperativen 
Föderalismus beschäftigt, nämlich dessen Auswirkungen auf die Parteien-
demokratie. Er zeigt die zunehmende Entwicklung des Bundesrates zu { 
einer vollwertigen zweiten Kammer. Diese gibt den Oppositionsparteien im 
Bund die Möglichkeit, über ihre Machtposition im Bundesrat eine Berück-
sichtigung ihrer Vorstellungen zu erzwingen. Dies ist insbesondere der Fall, 
wenn sie im Bundesrat über eine Mehrheit verfügen (vgl. Johnson, 1983: 
130, 159). In der Praxis läuft dies auf eine permanente Allparteienkoalition 
hinaus, die das Innovationspotential des Parteienwettbewerbs beeinträch-
tigt. 

Eine ~itt~ Kons~quenz der P~litikverflec~t~g ist schließlich die gerin- ] 
ge Koordmation zwischen verschiedenen Politikfeldern. Wegen der Korn- 1 

plexität der Entscheidungen innerhalb der je verschiedenen Politikbereiche 
kommt es zu einer "negativen Koordination", d.h. einer ressortmäßigen 
Segmentierung der Entscheidungsstrukturen (Scharpf et al„ 1976: 59; Kö-

nig, 1977: 78f.; Lehner, 1979: 173ff.). 
Die Daten in Tabelle 7.2 zeigen das Ausmaß der Verflechtung von 

Bundes- und Landespolitik. Die gefundene Verflechtung ist relativ eng, 
wobei durchaus auch die Landtage in das Interaktionsnetzwerk eingebun-
den sind. Fast 80% der befragten führenden Bundestagsabgeordneten 
berichteten über regelmäßige Kontakte zu Landtagsfraktionen, während 
umgekehrt fast 90% der befragten Landtagsabgeordneten Kontakte mit 
Bundestagsfraktionen angaben. Allerdings ist diese Integration der Lan-
desparlamente überwiegend allgemein-politischer Natur, d.h. über die 
Parteien und Fraktionen vermittelt. Geht es hingegen um die Gremien, die 
sich mit Detailfragen der Gesetzgebung beschäftigen, wird der Kontakt 
merklich dünner. Nur etwa die Hälfte der Landesparlamentarier nannte 
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Kontakte zu Bundestagsausschüssen ( 47 .9%) und Bundesministerien 

(57.7%). 
Bezieht man die Verwaltungseliten in die Betrachtung mit ein, so erhält 

man ein komplementäres Bild. Ihre Kontakte betreffen in erster Linie die 
politischen Instanzen, die mit der Formulierung und Implementierung von 
einzelnen Gesetzesvorhaben beteiligt sind, nämlich Bundestagsausschüsse, 
Bundesministerien, Bundesbehörden und Landesministerien. Mit 62.9% bei 
den politischen Beamten der Bundesministerien (Staatssekretäre und Ab-
teilungsleiter) und 44.2% bei den Unterabteilungsleitern spielt auch das 
Bundeskanzleramt eine wichtige Rolle als Koordinierungsinstanz für Ge-
setzesvorhaben. Die politischen Parteien und Landtagsfraktionen sind 
dagegen als Kontaktpartner für die Ministerialverwaltung des Bundes nur 

von untergeordneter Bedeutung. 
Umgekehrt arbeitet die Verwaltungsspitze der Landesministerien erwar-

tungsgemäß eng mit den Bundesministerien zusammen, aber auch mit den 
Bundestagsfraktionen, -ausschüssen und sogar mit Bundesbehörden und 
Bundesparteien. Dies unterstreicht den bei der Analyse der Parteimitglied-
schaften gewonnenen Eindruck, daß es sich bei dieser Gruppe um eine 
hochgradig politisierte Beamtengruppe handelt. 

Berücksichtigt man schließlich noch die europäische Ebene und die 
Regierungsbezirke, so drängen sich zwei Schlußfolgerungen auf. Erstens 
sind die Kontakte zwischen den verschiedenen Institutionen einer jeden 
Ebene jeweils am engsten, gefolgt von denen zur jeweils nächsthöheren 
bzw. nächstniedrigeren Ebene. Hingegen bestehen kaum direkte Beziehun-
gen zwischen den Bundesländern und den europäischen Institutionen einer-
seits, und zwischen Bundesinstitutionen und den Regierungspräsidien ande-
rerseits. 

Als zweites Ergebnis läßt sich festhalten, daß intensive Kontakte zwi-
schen den mit allgemein-politischen Fragen befaßten Institutionen (Par-
teien, Fraktionen) und den mit der Ausarbeitung und Implementierung 
individueller Gesetzesvorhaben befaßten Instititutionen (Parlamentsaus-
schüsse, Ministerien) lediglich auf derselben Ebene, d.h. entweder im Bund 
oder im Land, jedoch nur in sehr geringem Ausmaß zwischen Bund und 
Land bestehen. Daraus ergibt sich, daß die Verzahnung von Bundes- und 
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Landespolitik auf zwei unterschiedlichen und weitgehend unverbundenen 

Schienen verläuft: einmal auf der allgemein-politischen, wo sie sich als 

Kontakt zwischen Fraktionen bzw. Parteien in Bund und Land manifestiert. 

Zum anderen aber verläuft sie auch auf der Verwaltungsschiene, d.h. zwi-
schen Bundes- und Landesministerien. Lediglich das Bundeskanzleramt 

und die Bundestagsfraktionen machen hier eine Ausnahme und scheinen 

als Ansprechpartner sowohl der Bürokratie als auch der Parteien eine 

Koordinierungsfunktion zu übernehmen. 

Die Daten legen es nahe, die These von der Aushöhlung der Kompe-

tenzen der Landesparlamente zu differenzieren. Während diese wegen der 

zunehmenden horizontalen und vertikalen Politikverflechtung in der Tat 
nur noch eine untergeordnete Rolle bei der Gesetzesvorbereitung spielen 

und von der Kommunikation mit der Bundesverwaltung weitgehend ausge-

schlossen sind, sind sie nach wie vor bedeutungsvoll als ein Forum für die 

Artikulation parteipolitischer Differenzen sowie als Kontrollinstanz gegen-

über der Landesverwaltung. Die Kontrollfunktion zeigt sich in unseren 

Daten deutlich in der häufigen Nennung von Landtagsfraktionen als Kon-

taktpartner der Staatssekretäre in den Landesministerien und der Regie-

rungspräsidenten. 

7.3 Anlaufstellen wirtschaftlicher Interessengruppen 

Alle im Einleitungskapitel vorgestellten Theorien über Machtstrukturen in 

industriellen Demokratien messen dem Verhältnis von Politik und Wirt-

schaft eine zentrale Bedeutung bei. Wilks und Wright halten dies für eine/ 

notwendige Konsequenz des gewachsenen Ausmaßes staatlicher Aktivitäten j 

(1987: 291). Die meisten Theorien argumentieren zudem, daß die Inter-

essengruppen der Wirtschaft besser als andere Organisationen und Grup-

pen in der Lage sind, ihre Belange bei politischen Entscheidungsprozessen 

durchzusetzen. Die Korporatismustheorie hat dieses Bild allerdings dahin-

gehend modifiziert, daß unter bestimmten Bedingungen eine annähernd 

gleichberechtigte Einbeziehung der Gewerkschaften in gesamtwirtschaftlich 

bedeutsame Entscheidungsprozesse zu erwarten ist. Als Voraussetzungen 
für die Entwicklung solcher trilateraler Entscheidungsgremien, in denen 
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staatliche Instanzen, Wirtschaft und Gewerkschaften kooperieren, wurden 

ein zentralisiertes, nicht-kompetitives Verbandssystem die Beteiligung von 

Linksparteien (Sozialdemokraten, Sozialisten, Kommunisten) an der Regie-

rung sowie die geringe Größe eines Landes und seine Abhängigkeit vom 

Weltmarkt genannt (vgl. dazu Schmitter, 1979; Lehmbruch, 1979b: 168f.; 

Steiner, 1986: 224; Czada, 1988). 

l 
Da in der Bundesrepublik die meisten dieser Voraussetzungen nicht 

erfüllt sind, gilt sie gemeinhin als wenig korporatistisch (Steiner, 1986: 225; 

Czada, 1988). Zwar herrscht hier eine kooperative Einkommenspolitik mit 

sehr geringer Streikhäufigkeit vor. Diese geht aber nach fast einhelliger 

Meinung der Korporatismusforscher nicht mit einer Einbindung der Ge-

werkschaften in einen lohnpolitischen oder gesamtwirtschaftlichen Konsens 

einher.2 Lehner und Nordhause-Janz haben die Bundesrepublik daher 

dem Modell des "integrierten Pluralismus" zugerechnet (1988: 46). 

Katzenstein hat als Besonderheit des Verhältnisses von Politik und 

Wirtschaft in der Bundesrepublik die gleichzeitige Existenz dezentralisier-

ter staatlicher Institutionen und zentralisierter Interessengruppen hervor-

gehoben (1987: 15ff.). Neben dem Föderalismus tragen seiner Meinung 

nach auch noch die Notwendigkeit von Koalitionsregierungen sowie das in 
den Ministerien vorherrschende Ressortprinzip zur Zersplitterung staatli-

cher Kompetenzen bei (1987: 23). Er identifiziert jedoch drei Knotenpunk-

te des politischen Entscheidungsprozesses, die den Zusammenhalt des 

dezentralisierten Staates und des zentralisierten Systems der Interessen-

gruppen gewährleisten: die politischen Parteien, die spezifische Struktur 

des bundesdeutschen Föderalismus sowie die Existenz halbstaatlicher In-

.stanzen mit Entscheidungs- und Beratungsfunktion. Unter diesen schreibt 

2 Das einzige Entscheidungsgremium, das häufig als Beispiel für korporatistische Tenden-
zen in der Bundesrepublik genannt wurde, ist die Konzertierte Aktion (Lehmbruch, 
1979b: 160ff.). Dies zeigt jedoch bereits die Labilität korporatistischer Arrangements, die 
sich nicht auf Zwangsmitgliedschaften und verfassungsmäßige Kompetenzen stützen 
können. Die Konzertierte Aktion funktionierte nur auf der Basis freiwilliger Einhaltung 
von dort getroffenen Vereinbarungen (Scharpf, 1987: 154). Bereits mit der Auflösung der 
Großen Koalition verlor sie trotz der fortdauernden Regierungsbeteiligung der SPD an 
Bedeutung, und 1977 zogen sich die Gewerkschaften ganz aus ihr zurück. 
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er insbesondere der Bundesbank und den zahlreichen politischen Bera-
tergremien eine wichtige Rolle zu (1987: 35ff.). 

Zwar können die erhobenen Daten über die Kontakte der wirtschafts-
politischen Interessengruppen weder Auskunft über den Grad der Koope-
rativität der Interaktionen, noch über die Erfolgschancen der Einflußver-
suche der einzelnen Gruppen geben. Sie zeigen jedoch, welches die bevor-
zugten Anlaufstellen dieser Gruppen in Politik und Verwaltung sind, und 
zu welchem Grad diese Gruppen auch untereinander interagieren. Die 
Ergebnisse für die verschiedenen Untergruppen sind in Tabelle 7.3 dar-
gestellt.3 Der hohe Konzentrationsgrad des Verbändebereichs und diverse 
formale Privilegien wie das direkte Zugangsrecht der betroffenen Inter-
essenvertreter zu der mit der Ausarbeitung von Gesetzesvorlagen betrauten 
Ministerialbürokratie (vgl. dazu Neumann, 1979: 156ff.), sorgen dafür, daß 
die Verbände ihre Forderungen bereits in einem sehr frühen Stadium der 
Gesetzesvorbereitung einbringen können. Die enge Verflechtung von Inter-
essengruppen und Parteiensystem gibt ihnen zudem auch eine beträchtliche 
politische Durchschlagskraft. 

Die Kontakte der Interessengruppen zu den verschiedenen Bundes-
parteien und Bundestagsfraktionen spiegeln die bei der Analyse der Partei-
präferenzen und politischen Issue-Einstellungen gefundenen Koalitionen 
wider. Die Vertreter der Wirtschaft pflegen mehr Kontakte zu den bürger-
lichen Parteien, die Gewerkschaften haben mehr Kontakte zur SPD. Dabei 
zeigt sich jedoch, daß es überwiegend die Verbände sind, die überhaupt 
Kontakte zu den Parteien aufrechterhalten. Sie tragen damit zur Aufrecht-
erhaltung der traditionellen politischen Koalitionen im Bereich der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik bei. Für die Unternehmen spielen demgegenüber 
instrumentelle Erwägungen eine ungleich größere Rolle. Ihre bevorzugten 
Kontaktpartner sind die Bundesministerien. Das Verhältnis von Politik und 
Wirtschaft in der Bundesrepublik ist damit gleichermaßen durch politische 

3 In dieser Tabelle wurden die elf befragten Vertreter der Sozialversicherungen nicht bei 
den Versicherungen berücksichtigt, da sie deutlich andere Kontaktmuster aufwiesen. Ihre 
Fallzahl war jedoch andererseits zu klein, um sie als gesonderte Gruppe auszuweisen. Sie 
sind daher nur in den Gesamtzahlen enthalten. 
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Koalitionen wie durch die pragmatische Zusammenarbeit aller relevanten 

Akteure gekennzeichnet. 
Die Zahlen in Tabelle 7.3 bestätigen Helga Neumanns Ergebnisse von 

'der überragenden Bedeutung der Bundesexekutive als Anlaufstelle wirt-
; schaftspolitischer Interessengruppen (1979: 65). Insofern schien es lohnens-
wert, diese nach Ministerien aufzuschlüsseln. Bei der Interpretation der 

Ergebnisse sollte man dabei immer im Auge behalten, daß die Vertreter 

von Wirtschaftsinteressen über zwei unterschiedliche Kanäle verfügen, 

\ 

mittels derer sie politische Entscheidungen zu beeinflussen suchen. Ins-

besondere die Großunternehmen sind in der Lage, ihre Belange sowohl 

(über die Verbände als auch direkt zu vertreten (Neumann, 1979: 63). 

Zunächst zeigt sich, daß vor allem diejenigen Ministerien als bevorzugte 

Kontaktstellen fungieren, die mit Gesetzesvorhaben befaßt sind, die die 

Unternehmen und Verbände unmittelbar betreffen. Im Falle von Industrie-

unternehmen und -verbänden sind dies das Wirtschafts- und das Finanz-

ministerium, bei den Dienstleistungsunternehmen darüber hinaus die mit 

Infrastrukturfragen befaßten Ministerien. Für Gewerkschaften und Arbeit-

geberverbände spielt das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung eine 

wichtige Rolle, für die Landwirtschaftsverbände erwartungsgemäß das 

Landwirtschaftsministerium. Die übrigen Ministerien wurden demgegen-

über weit seltener genannt. Lediglich die Gewerkschaften haben zu einem 
nennenswerten Ausmaß Kontakte mit dem Bildungs- bzw. Forschungsmini-

sterium sowie dem Bundeskanzleramt. Dieser letzte Kontakt dürfte wohl 

in erster Linie durch die 1981 existierende politische Konstellation bedingt 

gewesen sein. Dementsprechend läßt sich erwarten, daß unter einem der 

°CDU angehörenden Kanzler eher die Vertreter von Unternehmensinter-

essen als die Gewerkschaften den direkten Draht zum Bundeskanzleramt 
nutzen. 

Auch wenn die Daten keine Aussagen über den tatsächlichen Einfluß 
der Interessengruppen auf die Gesetzesvorbereitung in den Ministerien 

f zulassen, bestätigen sie doch die vielfach beschriebene Existenz "klientelisti-

1 scher Beziehungen" zwischen Interessengruppen und staatlichen Bürokra-

1 tien (vgl. Domhoff, 1983: 131; Lehner, 1979: 122). Immerhin handelt es sich 

bei den Kontakten ja um regelmäßige Interaktionen zwischen den beteilig-
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ten Organisationen, was nicht nur mit der Frageformulierung intendiert 

war, sondern auch durch die hohe Konstanz dieser Muster über Zeit bestä-

tigt wird, wie ein Vergleich mit Neumanns Ergebnissen von 1972 zeigt. 

Diese institutionalisierten Muster der Verknüpfung zwischen staatlichen 

und ökonomischen Akteuren beeinflussen die "Spielräume ordnungspoliti-

schen Strategiewechsels", die in der Bundesrepublik wegen der Zersplitte-

rung staatlicher Kompetenzen besonders gering sind (Katzenstein, 1987; 

Lehmbruch et al., 1988: 278; Lehner und Nordhause-Janz, 1988: 41). 

Gegenüber den Bundesministerien spielen die Bundestagsausschüsse4 

und die Bundestagsfraktionen als Kontaktorganisationen eine untergeord-

nete Rolle. Diesselbe Differenzierung zwischen Exekutive und Legislative 

zeigt sich auf der Landesebene, allerdings auf insgesamt geringerem Ni-
veau. Auch hier sind es überwiegend die Wirtschafts-, Finanz- und Land-

wirtschaftsministerien, mit denen die Interessenvertreter regelmäßig kom-

munizieren, wobei bei den Landwirtschaftsverbänden auch noch die Regie-

rungspräsidien eine wichtige Rolle spielen. Vergleicht man die Nennungen 

für die verschiedenen politischen und administrativen Institutionen zwi-

schen den Untergruppen, so fällt auf, daß die Verbandsvertreter solche 

Kontakte sowohl häufiger genannt haben als auch ein breiteres Kontakt-

spektrum aufweisen als die Unternehmensvertreter. Unter den Unterneh-

men haben die Handelsunternehmen die niedrigsten Kontaktquoten. Die 

hohen Werte für die Dienstleistungsunternehmen wiederum lassen sich 

leicht daraus erklären, daß in dieser Gruppe staatliche Unternehmen 

(Bahn und Post) sowie die zumeist öffentlich-rechtlichen Energieversor-

gungsunternehmen dominieren. 

4 Neumanns Analyse differenzierte lediglich nach Bundestagsausschüssen, nicht nach 
Bundesministerien (1979: 154). Da Bundestagsausschüsse jedoch sehr viel seltener ge-
nannt wurden, wurden diese in Tabelle 7.3 nicht weiter aufgeschlüsselt. Die Häufigkeiten 
für die einzelnen Ausschüsse sind mit wenigen Ausnahmen recht gering. Zudem ver-
laufen sie im wesentlichen parallel zu den Kontakten zu den einzelnen Bundesministe-
rien: 53.3% der Befragten in Dienstleistungsunternehmen berichteten Kontakte zu den 
mit lnfrastrukturfragen befaßten Ausschüssen. Die Wirtschaftsverbände (BDl,DIHT 
usw.) nannten häufig Kontakte mit dem Finanz- bzw. Haushaltsausschuß (32.6%) sowie 
dem Wirtschaftsausschuß (50.0% ). Die Landwirtschaftsverbände gaben vorzugsweise den 
Landwirtschaftsausschuß (51.4%) an, und die Gewerkschaften schließlich den Ausschuß 
für Arbeit und Soziales (36.8%). 
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Zwei weitere Institutionen, denen Katzenstein eine bedeutsame Rolle 

für den politischen Prozeß in der Bundesrepublik zugeschrieben hat, sind 
demgegenüber weit weniger in den direkten Austausch mit den Interessen-
gruppen eingebunden, nämlich die Bundesbank und die Bundesgerichte. 

Die Bundesbank wird nur von den Bankmanagern und den Befragten in 
den Industrieverbänden relativ häufig genannt. Mit den Gerichten wieder-
um haben nur die Industrie- und Arbeitgeberverbände sowie die Gewerk-
schaften in nennenswertem Maße zu tun, vermutlich primär mit der Ar-

beitsgerichtsbarkeit. Noch weniger in das Netzwerk eingebunden sind die 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute, die nur von zwei Prozent 

der befragten Interessenvertreter überhaupt erwähnt wurden. Der Einfluß 

aller drei Institutionen beruht also mehr auf ihrem Prestige als unabhängi-

ge und weitgehend unparteiische Instanzen, denn auf ihrer direkten Ein-
bindung in wirtschaftspolitische Entscheidungsprozesse. 

Neben ihren Kontakten mit staatlichen oder politischen Instanzen pf1e-
gen die Interessengruppen auch vielfältige Kontakte untereinander. Dies 
gilt insbesondere für die Unternehmen, die Industrie- und Arbeitgeberver-
bände und die Gewerkschaften, während Mittelstands-, Landwirtschafts-
und Berufsverbände weniger bedeutsame Kontaktpartner sind. Bemerkens-
wert ist an diesen Zahlen insbesondere die enge Einbindung der Gewerk-
schaften. Ungeachtet der Divergenzen der ökonomischen Interessenlage 
sind die Gewerkschaften nicht nur selbst eine der aktivsten Gruppen, was 

Kontakte zu anderen Organisationen angeht, sondern auch ihrerseits 
Adressat der Eliten anderer Sektoren. Dies ist eine gewisse Kompensation 
für die vielerlei Vorteile, die die Interessengruppen der Wirtschaft ge-
nießen, vor allem im Hinblick auf ihre finanziellen Ressourcen aber auch 

' ihre sehr viel differenzierte Organisationsstruktur. 

7.4 Die Rolle der Massenmedien 

Die zentrale. Rolle der Massenmedien in der politischen Meinungs- und 
Willensbildung steht außer Zweifel. Sie bleibt natürlich nicht ohne Rück-
wirkung auf das Verhalten der politischen Akteure. Zunächst schlägt sie 
sich in der hohen Bedeutung nieder, die die Eliten den Medien für die 
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f politische Meinungsbildung der Öffentlichkeit zuschrieben. Die Befragten 
waren gebeten worden, die Bedeutung verschiedener Medien auf einer 
Skala einzuschätzen, die von "sehr unbedeutend" (Skalenwert 0) bis "sehr 
bedeutend" (Skalenwert 10) reichte. Den höchsten Durchschnittswert er-
zielten die aktuellen Nachrichtensendungen des Fernsehens (Mittelwert 
8.1), denen erst in gebührendem Abstand die Lokalzeitungen (6.5), die 
Boulevardzeitungen (6.4), politische Magazinsendungen des Fernsehens 
(6.1) und die überregionalen Tageszeitungen (6.1) folgten. Geringe Bedeu-
tung wurde demgegenüber den übrigen Medien zugeschrieben: politische 
Bücher (3.3), politische Stellungnahmen von prominenten Intellektuellen 
( 4.0) oder Wissenschaftlern (3.9), aber auch die Öffentlichkeitsarbeit der 
Parteien (3.9) und der Bundesregierung (4.1) erzielten durchweg niedrige 
Werte. Die Einschätzungen differieren kaum zwischen den Befragten ver-
schiedener Sektoren. Auffällig ist lediglich, daß die "intellektuellen" Eliten 
in Medien, Kultur und Wissenschaft den Einfluß der verschiedenen Me-
dien durchweg geringer einschätzten als die "Macher" in den übrigen Sek-
toren. 

Entsprechend der den Medien zugeschriebenen Bedeutung spielen 
Presse und Rundfunk auch eine wichtige Rolle als Kontaktpartner der 
anderen Eliten. Mehr als die Hälfte aller Befragten nannte regelmäßige 
Kontakte zu den Medien. Tabelle 7.4 zeigt, daß diese sich durchaus un-
gleichmäßig auf die verschiedenen Mediengattungen verteilen. Hier liegt 
die ARD an der Spitze, gefolgt von den Qualitätszeitungen und dem ZDF. 
Die Boulevardzeitungen spielen demgegenüber als Kontaktorganisationen 
eine weniger wichtige Rolle. Sie sind nur für die Politiker von einer gewis-
sen Bedeutung. Wirtschaft, Verbände, ebenso wie die Wissenschaftseliten 
haben zu ihnen ein eher distanziertes Verhältnis. 

f 
Daneben zeigen sich auch deutliche sektorspezifische Differenzen in 

den Kontaktmustern. Die regionalen Tageszeitungen sind vor allem für die 
1 Politiker von Bedeutung, die ständigen Kontakt zu ihrer Heimatbasis halten l müssen. Kontakte mit Wochenzeitungen wurden besonders häufig von den 
\ Wissenschafts- und Kultureliten berichtet. Dies entspricht dem weniger der 
i kurzfristigen Aktualität verhafteten Charakter dieser Zeitungen, der mehr 
1 Raum für wissenschaftliche und kulturelle Berichterstattung läßt. Die ins-
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gesamt geringere Medienaktivität der Eliten in Verwaltung, Wirtschafts-

unternehmen und Militär zeigt nicht nur deren größere positionelle Un-

abhängigkeit von öffentlicher Popularität, sondern auch eine Arbeitsteilung 

in den Eliten im Hinblick auf ihre Öffentlichkeitsarbeit. Die Unternehmen 

überlassen solche Aktivitäten eher ihren Presseabteilungen und ihren Ver-

bänden, die Verwaltungen den Politikern, während das Verteidigungsmi-

nisterium als offizieller Sprecher für militärische Belange fungiert. 

Ein großer Teil der Befragten gab schließlich an, im Rahmen des The-

mas, mit dem sie sich zum Zeitpunkt des Interviews besonders intensiv 

beschäftigten, für den eigenen Standpunkt auch schon aktiv in der Öffent-

lichkeit eingetreten zu sein. Die Zahl schwankte zwischen etwas über der 

Hälfte bei den weniger publizitätsfreudigen Eliten in Militär, Wirtschafts-

unternehmen und Verwaltung, und über neunzig Prozent bei den auf Öf-
fentlichkeitswirkung angewiesenen Politikern (Tabelle 7.5). Als Kommuni-

kationsorgane spielen die Zeitungen, der Hörfunk und die Regionalpro-

gramme des Fernsehens eine quantitativ bedeutsamere Rolle als das über-

regionale Fernsehen, das wohl aufgrund seiner beschränkten Sendezeiten 

nur den Prominenteren unter den Eliten ein Forum bieten kann. Während 

man Medienaktivitäten bei den Medien- und Kultureliten schon aufgrund 

ihrer Rollendefinition erwarten kann, zeigen die überaus hohen Werte für 

die Politiker sowie die Befragten in Wirtschaftsverbänden und Gewerk-

schaften den hohen Stellenwert der Öffentlichkeitsarbeit in diesen Sekto-

ren. Sie nutzen zudem alle Medien gleichermaßen, sowohl interne (Partei-

und Verbandspresse) als auch externe. 

7 .5 Direkte Kontakte zur Bevölkerung 

1 
Katzenstein hat in seinem Buch mehrfach die elitäre Natur des politischen 

Prozesses in der Bundesrepublik betont. Darunter versteht er die Be-

schränkung des Zugangs zu politischen Entscheidungsprozessen auf die 

Repräsentanten etablierter Organisationen unter fast völligem Ausschluß 

der Öffentlichkeit. Da die Frage nach Organisationskontakten von vorn-

herein auf etablierte Organisationen zugeschnitten war, kann sie wenig zur 

Überprüfung dieser These beitragen. Im Rahmen des Fragenkomplexes, 
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der sich um das Thema rankte, mit dem sich die Befragten zum Zeitpunkt 
der Befragung am intensivsten beschäftigten, wurden sie jedoch auch da-
nach gefragt, ob im Zusammenhang mit diesem Thema auch Vertreter 
bestimmter Bevölkerungsgruppen an sie herangetreten seien. Dies wurde 
von einer Mehrheit bejaht (57.7%), die erwartungsgemäß bei den Politi-
kern (83.3%) und den Gewerkschaftern mit rund achtzig Prozent beson-
ders hoch war. In Wirtschaftsunternehmen, Wissenschaft, Militär, Kultur 
wie auch in den Massenmedien gab jeweils weniger als die Hälfte der 
Befragten an, solchen Beeinflussungsversuchen ausgesetzt gewesen zu sein. 

Aufschlußreich sind die offenen Antworten auf die Frage, um welche 
Gruppen es sich dabei handelte. Diese bestätigen die hochorganisierte 
Form des politischen Prozesses in der Bundesrepublik. Ein beachtlicher 
Teil der insgesamt über 2 800 genannten Gruppen gehörte nämlich wohl-
etablierten Organisationen wie Regierungen, Parlamenten, Arbeitgeber-
und sonstigen Wirtschaftsvereinigungen oder den Medien an. Etwa zwanzig 
Prozent der Nennungen betrafen die "Basis" von in der Untersuchung 
vertretenen Organisationen: Parteiuntergliederungen, einfache Parteimit-
glieder sowie die Mitglieder von Gewerkschaften und Berufsverbänden. 
Immerhin 41 Prozent der Nennungen entfielen jedoch auf weniger etablier-
te Bereiche wie kleinere Verbände und Vereinigungen, Institutionen des 
Bildungswesens, Kirchen, soziale Einrichtungen sowie einzelne Bürger. 

Drei Viertel der kontaktierten Befragten gaben an, daß ihre Sichtweise, 
und knapp 70%, daß auch ihr Verhalten durch diese Kontakte beeinflußt 
wurde. Auch wenn solche Antworten im Sinne eines "demokratischen 
Selbstbildes" gefärbt sein mögen, zeigen sie doch, daß die Eliten nicht 
vollständig vom Kontakt mit der Basis abgeschnitten sind. 

Bei der Beurteilung der Interaktionen zwischen Eliten und Bevölkerung 
darf man allerdings nicht außer acht lassen, daß politische Entscheidungs-
prozesse auch in anderen Demokratien im allgemeinen von Eliten domi-
niert werden. La Palombara hat Vergleichbares für Italien konstatiert 
(1987: 153f., 206). Oft wurde zwar die Vermutung geäußert, der politische 
Prozeß in den USA sei in dieser Hinsicht offener für weniger etablierte 
Interessengruppen. Laumann und Knoke haben dieses idealisierte Bild 
allerdings mit ihrer umfassenden empirischen Studie über Entscheidungs-
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prozesse in zwei Politikfeldern (Energie- und Gesundheitspolitik) entkräf-

tet. Alle von ihnen identifizierten zentralen Akteure waren wohletablierte 

Organisationen (1987: 374ff.). 

7.6 Aktivitäten in verschiedenen Politikfeldern 

Die vielfältigen Verflechtungen zwischen Organisationen haben deutlich 

gemacht, daß die Spezialisierung von Karrieremustern keineswegs mit einer 

Isolierung der verschiedenen Sektoren einhergehen muß. Als nächstes soll 

noch ein weiterer für die Elitenintegration bedeutsamer Aspekt untersucht 

werden, nämlich die Beschäftigung der Eliten mit verschiedenen inhalt-

lichen Gebieten. Tabelle 7.6 zeigt die Politikfelder, mit denen sich die 

Befragten in ihrer Position am intensivsten beschäftigten. Die 26 berück-

sichtigten Politikfelder wurden durch Zusammenfassung verwandter Gebie-

te aus einer Liste von 63 Bereichen gebildet. Die Zahlen zeigen deutlich, 

daß es kein Politikfeld gibt, das Monopol eines einzelnen Sektors ist, auch 

wenn umgekehrt durchaus klare sektorspezifische Schwerpunkte existieren. 

Bei der Analyse sind vier Aspekte auseinanderzuhalten, die nur teilwei-

se miteinander zusammenhängen. Zunächst ist die Breite des Aktivitäten-

spektrums der einzelnen Sektoren von Interesse. Diese wurde gemessen als 
Anzahl der Politikfelder, in denen die Befragten eines Sektors aktiv sind. 

Um ideosynkratische Aktivitäten einzelner Befragter auszuschließen, wur-
den dabei nur solche Politikfelder berücksichtigt, die von mindestens zehn 

Prozent der Befragten eines Sektors genannt worden waren. Das breiteste 

Aktivitätenspektrum weisen die Medien auf, dicht gefolgt von den Sektoren 

Politik und Verwaltung. Auch die Verbandseliten, und zwar sowohl Wirt-

schaftsverbände als auch Gewerkschaften, sind weit davon entfernt, eine 

eng begrenzte Lobbyistenfunktion einzunehmen. Sie versuchen vielmehr, 

alle Aspekte der Politik in der Bundesrepublik zu beeinflussen. Damit 

erfüllen sie ganz offensichtlich eine breit definierte Servicefunktion für ihre 
Mitglieder. 

/ Wichtigstes Ergebnis ist jedoch, daß jeder Sektor weit mehr als die 

Hälfte der Politikfelder abdeckt. Dies gilt selbst für die relativ spezialisier-

ten Sektoren Wissenschaft, Militär und Wirtschaftsunternehmen. Zwar 
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kann man davon ausgehen, daß die Zahlen aus Gründen der sozialen 
Wünschbarkeit die Breite des tatsächlichen Aktivitätenspektrums der Be-
fragten tendenziell überschätzen, und daß auch Politikfelder genannt wur-
den, mit denen sich die Befragten eher am Rande befaßten. Angesichts der 
Notwendigkeit, zur Wahrung der Organisationsinteressen die dafür relevan-
ten Bedingungen möglichst weitgehend zu kontrollieren, scheinen die Er-
gebnisse in ihrer Tendenz aber dennoch nicht unplausibel. 

Ein weiterer Aspekt ist der Grad der Homogenität der Aktivitäten 
eines Sektors. Als Maß hierfür kann die Zahl der Politikfelder dienen, mit 
denen sich mindestens 50% der Befragten eines Sektors beschäftigten. Sie 
zeigt, daß die verschiedenen Sektoren jeweils klare inhaltliche Schwerpunk-
te aufweisen. Bei der Gewerkschaftselite dominieren die industriellen 
Beziehungen, die Arbeitsmarktpolitik sowie andere wirtschaftspolitische 
Fragen, gefolgt von der Sozial-, Bildungs- und Finanzpolitik. Während für 
den Sektor Politik eine gewisse Schwerpunktsetzung im Bereich der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik erkennbar ist, konzentrieren sich die Aktivi-
täten der Wirtschaftseliten noch sehr viel eindeutiger auf diese beiden 
Bereiche. Eine ähnlich ausgeprägte Schwerpunktsetzung zeigt sich bei den 
Wissenschafts- und Militärelite:a. Die ersten sind hauptsächlich in der 
Bildungs- und Wissenschaftspolitik aktiv, die letzteren ganz überwiegend 
in der Sicherheitspolitik sowi.e zu einem geringeren Ausmaß auch in der 
Außenpolitik. Auch einige in der Tabelle nicht berücksichtigte Untergrup-
pen weisen eine ähnliche Schwerpunktbildung auf: Das Gros der befragten 
kommunalen Eliten sowie der Regierungspräsidenten nannte infrastruktur-
politische Aktivitäten im Verkehrswesen, der Umweltpolitik, der Raumord-
nung, des Bildungswesens, der Wirtschafts- und Finanzpolitik sowie der 
Ausländer- und Sozialpolitik. Die Repräsentanten der Kirche kümmerten 
sich erwartungsgemäß besonders um Ausländer, sozialpolitische Fragen 
sowie um Familie und Jugend. Von den M~dieneliten wurden die Medien-, 
Außen- und Ostpolitik mit jeweils knapp über fünfzig Prozent am häufig-
sten genannt. Der Sektor mit der heterogensten Aufgabenstellung ist 
schließlich die Verwaltung. Der höchste Wert, den ein Politikfeld in diesem 
Sektor erzielte, war knapp 46% für die Finanzpolitik. 
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Als dritter Aspekt ist der Anteil von Spezialisten und Generalisten in 
den Eliten von Interesse. Dieser ist theoretisch überaus bedeutsam, da die 
Spezialisierung politischen Einflusses immer ein wesentlicher Streitpunkt 
zwischen Pluralismus- und Machtelitentheoretikern gewesen ist. Während 
die Machtelitentheoretiker eine Konzentration aller bedeutsamen Macht-
befugnisse in den Händen einer kleinen Elitegruppe sehen, fand Dahl als 
Hauptergebnis seiner Studie in New Haven, daß Einfluß dort hochspeziali-
siert ausgeübt wurde. "Probably the most striking characteristic of influence 
in New Haven is the extent to which it is specialized; that is, individuals 
who are influential in one sector of public activity tend not to be influential 
in another sector ... " (1961: 169). 

Die Zahlen zum Grad der Spezialisierung der befragten Eliten sind in 
Tabelle 7.7 aufgeführt. Hierzu gehört die durchschnittliche Zahl von Poli-
tikfeldern, mit denen sich die Befragten eines Sektors beschäftigen, sowie 
die Anteile derjenigen, die in jeweils unter fünf (Spezialisten) oder mehr 
als zehn Politikfeldern (Generalisten) tätig waren. Die Werte zeigen eine 
größere Spezialisierung für die Befragten in Wissenschaft (Mittelwert 5.0), 
Militär (5.4), Wirtschaftsunternehmen (6.1) und Verwaltung (6.4). Eber als 
Generalisten lassen sich hingegen die Gewerkschaftseliten (9.9), die Me-
dien (8.8) und die Politiker (8.1) kennzeichnen. Unabhängig vom Ausmaß 
der Spezialisierung gab die große Mehrheit der Befragten (77.0%) jedoch 
an, ein persönliches Spezialgebiet zu haben, mit dem sie sich im Schnitt 
bereits seit fast 17 Jahren beschäftigten. 

Die wichtigste Determinante des Aktivitätenspektrums der Befragten 
ist deren Sektorzugehörigkeit. Die Vermutung Dahrendorfs, daß die Juri-
sten im Gegensatz zu den Absolventen anderer Studienfächer die Genera-
listen par excellence sein müßten, bestätigt sich hingegen nicht. Ausbildung 
bzw. Studienfach weisen keine systematische Beziehung zur Anzahl der 
Politikfelder auf, mit denen sich die Befragten beschäftigten. Dies ist nicht 
besonders verwunderlich angesichts der relativ engen Spezialisierung der 
Positionsinhaber in der Verwaltung, wo ja die meisten der befragten Juri-
sten tätig sind. So mag zwar die Annahme gerechtfertigt sein, daß ein 
Jurastudium wegen seines Mangels an inhaltlicher Spezialisierung für eine 
Tätigkeit in vielerlei organisatorischen Kontexten qualifiziert. Ist jedoch 
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eine Karriere in einem bestimmten Organisationskontext einmal gewählt, 

so determiniert der Kontext, nicht die vorangegangene Ausbildung das 

Aufgabenspektrum eines Positionsinhabers. 
Neben dem Sektor spielt auch noch die Anzahl der Positionen eine 

Rolle, die die Befragt~n einnehmen. Befragte mit mehr als einer Position 

(vgl. Kapitel 4) beschäftigten sich im Schnitt mit 7.8 Politikfeldern im Ver· 

gleich zu 6.3 für solche mit nur einer Position. Dieses Ergebnis zeigt, daß 

Zusatzpositionen fast unvermeidlich ein breiteres Tätigkeitsspektrum mit 

sich bringen und - soweit sie nicht positionsbedingt sind - offensichtlich 

auch eher von Personen mit vielfältigen Interessen angestrebt werden. 

Die Zahlen über die Beschäftigung mit verschiedenen Politikfeldern 
können jedoch nicht nur zum Nachweis der intersektoralen Verflechtung 

von Eliteaktivitäten verwendet werden, sondern sind auch in einem weite· 

ren Zusammenhang bedeutungsvoll, nämlich der Frage der Segmentierung 

verschiedener Politikfelder. Angesichts der Komplexität politischer Ent· 

scheidungsprozesse in hochindustrialisierten Demokratien läßt sich hier ein 

genereller Trend zur Ausbildung von "segmentierten und nur schwach 

kompetitiven Verflechtungsstrukturen" beobachten (Lehner, 1979: 123). 

Diese Annahme einer Segmentierung von Politikfeldern trifft im Grunde 

sehr viel präziser die zu Beginn dieses Kapitels angesprochene Problematik 

der Elitenintegration als die von vielen Autoren postulierte Segmentierung 

von Sektoren. Vielfach wurde offensichtlich von einer sektoralen Segmen-

tierung gesprochen, wo tatsächlich eine Segmentierung von Entscheidungs-
arenen der Realität sehr viel näher kommt. Dabei ist es empirisch jedoch 

keinesfalls gerechtfertigt, beide Arten von Segmentierung gleichzusetzen, 

was sowohl die Daten über Organisationenkontakte als auch die über die 

Aktivitäten in den verschiedenen Politikfeldern bestätigen. Auch Scheuchs 
These von der Segmentierung der Eliten der Bundesrepublik, die er mit 
deren inhatlicher Spezialisierung und ihrer Betonung fachlicher Expertise 

begründete (1988a), zielt primär auf die Segmentierung von Politikfeldern 

ab, auch wenn der Autor selbst den Anschein erweckte, er rede über sek-
torale Segmentierung. 

Wie realistisch ist nun die Annahme einer Segmentierung von Politikfel-

dern und für welche Felder trifft sie in besonderem Maße zu? Schon allein 
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die Tatsache, daß jeder Befragte im Schnitt mehr als sieben Politikfelder 

genannt hat, indiziert ein Mindestmaß an Überschneidung zwischen diesen. 

Trotzdem wäre es jedoch möglich, daß Überschneidungen fast ausschließ-
lich zwischen verwandten Feldern existieren, während gleichzeitig größere 

Bereiche wie z.B. die Außenpolitik, Wirtschaftspolitik, Bildungs- und Wis-
senschaftspolitik untereinander weitgehend unverbunden sind. Zudem 

wurde das Problem der Segmentierung besonders häufig in Bezug auf 

kleinere Politikfelder wie z.B. die Landwirtschaftspolitik diskutiert, in 
denen die Spezifizität der Entscheidungsmaterie und die Existenz monopo-
listischer Verbände die Entwicklung klientelistischer Beziehungen zwischen 
diesen Verbänden und den Entscheidungsträgern in Politik und Staats-

bürokratie fördern (z.B. Lehner, 1979: 122; Neumann, 1979: 138ff.). 

Dieser Frage kann mittels einer Analyse der Überschneidungsbereiche 
zwischen den verschiedenen Politikfeldern nachgegangen werden. Hier 

benötigt man zunächst eine geeignete Maßzahl. Die Wahl eines solchen 
Maßes ist nicht trivial, da enorme Unterschiede in der "Popularität" der 
verschiedenen Politikfelder existieren. Nur 10.0% der Befragten waren 

beispielsweise mit dem Post- und Fernmeldewesen befaßt, während sich 
mehr als die Hälfte (54.1 % ) mit wirtschaftspolitischen Fragen beschäftigte. 

Alle gängigen statistischen Zusammenhangsmaße sind empfindlich gegen-

über solchen Unterschieden in den Randverteilungen und erbringen ten-

denziell geringere Werte für weniger populäre ltems. Aus diesem Grunde 
wurde als Maß für die Überschneidung zwischen zwei Politikfeldern der 

Anteilswert der Befragten des seltener genannten Politikfeldes verwendet, 
die sich zugleich mit dem häufiger genannten Feld beschäftigten. Wenn 
also beispielsweise alle Befragten, die sich mit dem Postwesen beschäftig-
ten, gleichzeitig das Feld Wirtschaftspolitik angegeben hätten, würde dieses 
Maß einen Anteilswert von 100% ergeben. Dabei ist bei der Interpretation 

zu berücksichtigen, daß die so gewonnenen Werte wesentlich höher als 

andere statistische Zusammenhangsmaße sind. 
Zunächst wurde für jedes Politikfeld dessen durchschnittlicher Über-

schneidungsbereich mit den übrigen Feldern berechnet. Die Werte reichen 
von 39.7% für die Kulturpolitik bis zu 68.7% für die Wirtschaftspolitik. Das 

Gros der Werte liegt zwischen 40% und 50%. Dies indiziert ein nicht 
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unerhebliches Maß an Überschneidungen, auch wenn hierbei wieder zu 
bedenken ist, daß die Gesamtverflechtung wegen der Tendenz der Befrag-

ten zur Nennung vieler Felder in der Realität wohl etwas geringer ist. 

Zwar garantiert die Tatsache, daß sich Elitemitglieder mit zwei Politik-

feldern gleichzeitig beschäftigen, natürlich keine inhaltliche Koordination 

zwischen diesen Feldern. Denn auch für Individuen mag eine Segmentie-

rungsstrategie ein rationaler Weg sein, potentiellen Konflikten zwischen 

Entscheidungsprozessen aus dem Weg zu gehen. Dennoch ist die Über-

schneidung von Politikfeldern eine notwendige, wenn auch keine hinrei-

chende Bedingung für eine Koordination zwischen diesen. Zudem sichert 

die Tatsache, daß die Felder Wirtschafts- und Finanzpolitik die meisten 

Überschneidungen mit den übrigen Bereichen aufweisen, wenigstens eine 

minimale Koordination. Lehner hat nämlich zu Recht darauf hingewiesen, 

daß Segmentierungsstrategien an ihre Grenzen stoßen, wenn verschiedene 

Vorhaben um Finanzressourcen konkurrieren (1979: 124). Dies heißt, daß 

die Wirtschafts- und Finanzpolitik die zentrale Arena darstellt, in der die 
Vertreter verschiedener Politikfelder um die Verteilung knapper Ressour-
cen kämpfen. 

Schaubild 7.1 enthält die Beziehungen zwischen den Politikfeldern, 

wobei diese mittels einer hierarchischen Cluster-Analyse gruppiert wur-
den. 5 Die Skala oben im Schaubild gibt die Aggregationsstufen an, auf 

denen ein Politikfeld mit anderen zusammengefaßt wurde. Je früher dies 

der Fall ist, umso enger sind zwei Politikfelder verbunden. Betrachtet man 

die bis zur Stufe 15 zusammengefaßten Gruppen, bei denen die Über-

schneidungswerte mit nur einer Ausnahme über 50% liegen, so ergeben 

sich sieben Cluster plus drei auf dieser Aggregationsstufe noch isolierten 

5 Die hierarchische Cluster-Analyse faßt die Items auf der Basis ihres Überschneidungs· 
bereichs in einem mehrstufigen Aggregationsprozeß zu Gruppen zusammen. Die Ag· 
gregation beginnt im vorliegenden Fall mit den Politikfeldern, die die höchsten Über· 
schneidungswerte aufweisen und kombiniert diese zunächst zu Zweiergruppen. Auf den 
späteren Aggregationsstufen werden diese Gruppen dann weiter zusammengefaßt, bis 
schließlich auf der letzten Stufe alle Items ein einziges Quster bilden. Hierfür wurde das 
Programm CLUSI'ER in SPSSx benutzt. 
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Schaubild 7.1: Cluater·lnalJse der l6 Politikfelder (Average l.inkage·l!ethode) 
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Politikfeldern. Die sieben Cluster lassen sich inhaltlich folgendermaßen 

charakterisieren: 
( 1) Wirtschafts- und Finanzpolitik einschließlich der Agrarpolitik, ~obei 

die Agrar- und die Verbraucherpolitik untereinander einen tJ?er-
schneidungsbereich von lediglich 41.3% aufweisen, alle übngen 
Werte aber deutlich über 50% liegen. 

(2) Infrastrukturpolitik, die Energieversorgung, Umwelt, Verkehr und 
Raumordnung, nicht jedoch das Postwesen umfaßt. 

(3) Sozialpolitik einschließlich Gesundheit und Familie. 
( 4) Innere Sicherheit und Ausländerpolitik. 
(5) Kulturelle Angelegenheiten, die Bildung, Kultur und Medien um-

fassen. 
(6) Außenpolitik, die Fragen der Dritten Welt und der Europäischen 

Einigung einschließt. 
(7) Sicherheitspolitik, die eng mit der Ostpolitik verbunden ist. 
(8) Die drei isolierten Politikfelder sind das Postwesen, der Datenschutz 

und die Wissenschaftspolitik. 
Auf der nächsten Aggregationsstufe zeigt sich eine Verbindung zwischen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik einerseits und Infrastrukturpolitik anderer-
seits. Erst im darauffolgenden Schritt wird dieses Feld um das Postwesen 
erweitert. Der Datenschutz als zweiter relativ isolierter Bereich weist die 
engsten Beziehungen zur Inneren Sicherheit auf. Die Wissenschaftspolitik 
schließlich wird auf der nächsten Stufe mit den kulturellen Angelegenhei-
ten zusammengefaßt. Diese Aggregationen sind intuitiv plausibe~ jedoch 
zeigt das Schaubild deutlich, daß die sieben Cluster erst auf einer relativ 
späten Stufe noch weiter zusammengefaßt werden können. So tritt die 
Sozialpolitik erst auf der 21. Stufe zum Cluster Wirtschafts- und Finanz· 
politik hinzu. Dies ist besonders deshalb erstaunlich, da ja der Sozialetat 
der größte Einzeletat des Bundeshaushalts ist und man daher eine enge 
Verbindung zwischen sozial- und finanzpolitischen Fragen erwarten sollte. 
Tatsächlich wurde die Finanzpolitik jedoch von den mit sozialpolitischen 
Problemen beschäftigten Eliten erst an vierter Stelle (Überschneidungs-
bereich 63.9%) genannt, nach Gesundheitspolitik, Wirtschaftspolitik, Fa-
milienpolitik und den industriellen Beziehungen. 

Die relative Isolierung des Postwesens ist vor allem angesichts von 
dessen immenser Bedeutung für die Ausbreitung der neuen Informations-
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technologien erstaunlich. Dieses Feld ist nicht nur eines, mit dem sich 
1981 eine nur kleine Gruppe innerhalb der Eliten beschäftigte. Seine Be-
deutung für die Medienpolitik wurde zudem offensichtlich auch von den 
Medienpolitikern als gering erachtet. Nur 20% von ihnen (93 von 460) 
gaben an, sich gleichzeitig mit Fragen des Postwesens zu beschäftigen. 

Ohne Zahlen für andere Länder ist es natürlich nicht möglich, den 
Grad der Integration der verschiedenen Politikfelder vergleichend zu be-
werten. Die Daten bestätigen jedoch die These Lehners, daß im allgemei-
nen lediglich die Konkurrenz um wirtschaftliche Ressourcen zu einer Koor-
dination verschiedener Politiken führt. Von daher sind die wirtschafts- und 
finanzpolitischen Politikfelder relativ eng miteinander verbunden. Innere 
Sicherheit, Datenschutz, kulturelle Angelegenheiten und die Außenpolitik 
dagegen, die in erster Linie allgemeine Normsetzungen und erst in zweiter 
Linie die Verteilung ökonomischer Ressourcen betreffen, können sehr viel 
leichter isoliert werden und bilden relativ unabhängige Cluster. 

Die Daten zeigen aber auch, daß es Politikfelder gibt, die die Alloka-
tion von beträchtlichen Ressourcen implizieren und dennoch relativ isoliert 
sind, nämlich die Sozial- und die Sicherheitspolitik. Dies läßt sich mögli-
cherweise damit erklären, daß Politikfelder mit wohletablierten Ansprü-
chen auf öffentliche Ressourcen nur selten expliziter Konkurrenz ausgesetzt 
sind, die sie dazu zwingen würde, stets aufs Neue mit anderen Feldern um 
ihre finanzielle Grundausstattung zu konkurrieren. Offensichtlich sind die 
globalen Etatansätze der Sozialpolitik und auch der Verteidigungspolitik 
so wenig kontrovers, daß dies viele der mit diesen Fragen befaßten Eliten 
der Notwendigkeit enthebt, sich gleichzeitig mit der Finanzierung ihrer 
Programme beschäftigen zu müssen. 6 

6 Aus einer solchen Festschreibung von Etatpositionen ergibt sich die Tendenz zu einer 
inkrementalen Erweiterung der öffentlichen Haushalte. Dies zwingt die mit etablierten 
Themen - in unserem Falle mit der Sozial- und Verteidigungspolitik - befaßten Eliten 
lediglich im Falle schrumpfender Etats oder der politischen Infragestellung der etablier-
ten Verteilungsregeln, um ihren Etatanteil zu kämpfen (Lehner, 1979: 124). 

353 



Elitennetzwerke 

s.1 Verschiedene Ansätze zur Messung von Macht und zur 
Bestimmung der Mitglieder einer Elite' 

Die Frage, wer zu den Mächtigen in einer Gesellschaft gehört und in wes-

sen Interesse diese Macht ausgeübt wird, bewegt nicht nur Forscher, son-

dern auch viele politisch interessierte Bürger. Sie bezieht sich zudem häufig 

auf solche Personengruppen aus dem Kreis der Mächtigen, die weniger als 

die Politiker im Rampenlicht der Öffentlichkeit stehen und daher einer 

breiteren Öffentlichkeit meist unbekannt sind, wie beispielsweise Wirt-

schaftsführer, die Repräsentanten einflußreicher Verbände oder auch 

Spitzenbeamte. Hierfür sprechen schon die Vielzahl journalistischer Ent-

hüllungsberichte über die Hintermänner der Macht (z.B. Lobbyisten, Fi-

nanzmagnaten) ebenso wie die hohen Druckauflagen, die Memoiren oder 

Biographien prominenter Personen finden. 

Die Untersuchung von Machtstrukturen wirft zwei wichtige Fragen auf. 

Die erste ist, wie gesellschaftliche Macht überhaupt gemessen werden soll, 

d.h. die Frage nach der Identifikation der Mitglieder einer Elite. Die zwei-

te Frage betrifft die Gestalt einer Elite. Die verschiedenen zu Beginn dis-

kutierten Theorien über Machtstrukturen in modernen Demokratien zeigen 

ein hohes Maß an Uneinigkeit über den Grad der Konzentration von 

Macht in solchen Gesellschaften. Werden sie durch eine kleine und kohäsi-

ve Machtelite beherrscht, oder muß man angesichts der Komplexität dieser 

Gesellschaften nicht eher erwarten, daß Macht in ihnen sehr viel breiter 
gestreut ist? 

Am Beginn jeder Untersuchung muß also zunächst eine theoretische 

wie auch eine operationale Definition der oft austauschbar gebrauchten 

Begriffe Macht und Einfluß stehen. Beide betreffen die Fähigkeit, die 

Ergebnisse kollektiver Entscheidungen in einem Gemeinwesen zu beein-

1 Die Abschnitte 8.1 - 8.4 wurden weitgehend unverändert aus Hoffmann-Lange (1989a 
und 1990b) übernommen. 
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flussen (Nagel, 1976). Macht bzw. Einfluß beruhen jedoch auf unterschied-

lichen Ressourcen. In der Literatur herrscht weitgehend Konsens darüber, 

die Verfügungsgewalt über Sanktionen als das ausschlaggebende Differen-
zierungsmerkmal anzusehen (vgl. Lasswell und Kaplan, 1950: 76; Parsons, 
1980). Einfluß ist demnach die Fähigkeit, erwünschte Resultate ohne den 

Rückgriff auf Sanktionen erzielen zu können. Statt auf Sanktionsmöglich-

keiten beruht er auf persönlichen Qualitäten wie überlegenem Wissen, 
Überzeugungskraft usw. 

Für eine empirische Elitestudie, die beansprucht, die Mächtigen bzw. 

Einflußreichen in einer Gesellschaft zu untersuchen, ist demnach die Frage 
von zentraler Bedeutung, welche Aspekte von Macht bzw. Einfluß sie bei 

der Auswahl ihrer Untersuchungspopulation berücksichtigt. In Kapitel 3 
wurden bereits die Auswahlkriterien beschrieben, die in der Mannheimer 

Elitestudie 1981 verwendet wurden. Diese basierten auf der sogenannten 

Positionsmethode. Nun ist diese Methode aber nicht die einzige, die dem 
Forscher zur Identifizierung der Mächtigen in einer Gesellschaft zur Ver-

fügung steht. Daneben gibt es noch zwei weitere Methoden, die hier eben-
falls kurz vorgestellt werden sollen, um die Unterschiede zwischen den drei 
Methoden theoretisch herausarbeiten zu können. In einem weiteren Schritt 
wird dann gezeigt, auf welche Weise in der Mannheimer Elitestudie ver-

sucht wurde, den tatsächlichen politischen Einfluß von positionell definier-
ten Eliten zu bestimmen, und zwar über die persönlichen Kontakte, die 

zwischen ihnen existieren. Schließlich wird im zweiten Teil des Kapitels 
diskutiert, wie man die erhobenen Daten dazu nutzen kann, die Struktur 
der Elite in der Bundesrepublik zu analysieren und daraus Aufschluß über 

den Charakter der Machstruktur in der Bundesrepublik zu gewinnen. 
Das Vorgehen bei der Positionsmethode wurde bereits geschildert. 

Diese Methode geht von der Annahme aus, daß Machtausübung in kom-
plexen Gesellschaften die Verfügungsgewalt über Ressourcen voraussetzt, 

die an die Einnahme formaler Führungspositionen in wichtigen Institutio-
nen und Organisationen gebunden ist. Von daher identifiziert sie die Inha-
ber der wichtigsten Führungspositionen in einer Gesellschaft als zur Elite 
gehörig. Die Positionsmethode ist aus theoretischen wie aus pragmatischen 

Gründen, also sowohl wegen der Plausibilität ihrer Grundannahmen wie 
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auch wegen ihrer einfachen Handhabbarkeit in der Praxis, zur gängigsten 
Methode bei der Bestimmung nationaler Eliten geworden. Sofern dabei ein 

breites Spektrum bedeutsamer Organisationen berücksichtigt wird, kann 
man ziemlich sicher sein, daß man das Gros der wirkliche Einflußreichen 

unter den führenden Positionsinhabern findet und dabei nur wenige wirk-

lich wichtige Personen verfehlt. 
Die Reputationsmethode verwendet demgegenüber eine grundsätzlich 

andere Vorgehensweise. Zur Erstellung einer Liste der Mächtigen in der 
Gesellschaft greift man hier nicht zu Handbüchern, sondern verläßt sich 

auf die Urteile von Experten, die gebeten werden, die ihrer Ansicht nach 
mächtigsten Personen zu benennen. Diese Urteile sind natürlich subjektiv 
und hängen nicht nur vom tatsächlichen Einfluß der genannten Personen, 
sondern darüber hinaus auch stark von dem Bild ab, das sich der jeweilige 
Experte über die Machtverteilung in einer Gesellschaft gebildet hat. Je 

weiter der Experte von den tatsächlichen Entscheidungsprozessen entfernt 
ist, umso mehr wird sich sein Urteil dabei auf indirekte Informationen 

stützen müssen, die er durch Dritte und über die Medien erhalten hat. Es 
liegt auf der Hand, daß diese Methode die tatsächlich wichtigen Personen 

am ehesten erfaßt, wenn die befragten Experten selbst zum Kreis der 
Mächtigen gehören. Zunehmend sind Forscher daher dazu übergegangen, 

als Experten solche Personen zu befragen, bei denen die Vermutung nahe-

liegt, daß sie selbst zur Elite gehören. 
Die Entscheidungsmethode schließlich mißt Einfluß direkt und identifi-

ziert als Mitglieder einer Elite solche Personen, die sich in empirischen 
Untersuchungen von Entscheidungsprozessen als besonders einflußreich 
erwiesen haben. Für die Gültigkeit der Ergebnisse dieser Methode ist 
dabei die Auswahl der Entscheidungsprozesse ausschlaggebend, auf deren 
Basis man Aussagen über die Machtstruktur eines sozialen Systems macht. 
Innerhalb einer überschaubaren Gemeinschaft, beispielsweise einer einzel-
nen Gemeinde, ist dies relativ unproblematisch, da aufgrund der notwendi-
gerweise begrenzten Reichweite kommunaler Entscheidungen die Zahl der 
in Frage kommenden bedeutsamen Entscheidungen nicht sehr groß ist. 

Angesichts der Vielzahl und Heterogenität gesamtgesellschaftlich be-
deutsamer Entscheidungen bringt es die Anwendung der Entscheidungs-
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methode zur Bestimmung nationaler Eliten jedoch mit sich, daß von einer 
notwendigerweise begrenzten empirischen Basis auf die Gesamtheit aller 
Entscheidungsprozesse geschlossen wird. Von daher ist die Entscheidungs-
methode in der Praxis auf die Untersuchung lokaler Eliten beschränkt. 

Zudem ignoriert die Entscheidungsmethode, daß Einfluß auf Entschei-
dungen nicht notwendigerweise eine aktive Teilnahme an Entscheidungs-

prozessen voraussetzt, da die (vermuteten) Präferenzen mächtiger PersoneJJ 
oftmals antizipatorisch berücksichtigt werden, ohne ein aktives EingreifeJJ 

ihrerseits erforderlich zu machen (vgl. Putnam, 1976: 7). Pappi und Mel-

beck schlossen daraus, daß diese Methode die strukturellen, dauerhafteJJ 

Aspekte gesellschaftlicher Macht vernachlässigt (1984: 580). 

Die skizzierten Grundannahmen der drei Methoden haben bereits deut-

lich gemacht, daß diese Macht bzw. Einfluß auf gesamtgesellschaftlich 

bedeutsame Entscheidungen in unterschiedlicher Weise messen, und zwar 

im Hinblick auf zwei Dimensionen von Macht: 
- Die Art der Einflußressourcen, die sie berücksichtigen, nämlich formale 

Machtressourcen, die an die Einnahme von Führungspositionen gebun-
den sind, oder aber neben diesen auch noch informelle, personenbezo-
gene Ressourcen. 

- Die ausschließliche Berücksichtigung direkter Teilnahme an Entschei-
dungen oder die zusätzliche Berücksichtigung indirekten Einflusses. 

Die schematische Darstellung dieser beiden Dimensionen in einer Kreuz-

tabelle verdeutlicht die Unterschiede zwischen den genannten Methoden, 
die hier noch durch die Analyse institutioneller Entscheidungsregeln er-

gänzt wurden: 

Art des Einflusses 

nur aktive Teilnahme an direkter und 
Einflußressourcen Entscheidungsprozessen indirekte~influß 

nur positionelle institutionelle Ent-
Machtressourcen scheidungsregeln Positionsmethode 

formale und 
informel'Ie 

Reputationsmethode Ressourcen Entscheidungsmethode 
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Die Analyse der institutionellen Entscheidungsregeln - auf die sich 
juristische Studien oft ausschließlich stützen - konzeptualisiert Macht also 
in einem sehr eingeschränkten Sinne, während die Entscheidungs- und die 
Positionsmethode das Machtkonzept jeweils im Hinblick auf eine der bei-
den Dimensionen, nicht jedoch auf die andere erweitern. Die Reputations-
methode schließlich mißt Macht im weitesten Sinne. Sobald man die Un-
terschiede zwischen den Methoden analytisch in dieser Weise faßt, erhebt 
sich natürlich die Frage, welche Beziehungen zwischen ihnen bestehen. Die 
Daten der Mannheimer Elitestudie 1981 erlauben es, dieser Frage empi-
risch nachzugehen. Im Rahmen der Studie waren die Befragten nämlich 
unter anderem gebeten worden, ihre wichtigsten Kontaktpartner im Rah-
men desjenigen Problems zu nennen, mit dem sie sich zum Zeitpunkt der 

Umfrage am intensivsten beschäftigten. 
Dabei sollten die Befragten nur Probleme organisationsübergreifender 

Natur berücksichtigen, die bei einem solchen Personenkreis fast ausschließ-
lich politischer Natur sind oder zumindest politische Implikationen haben.

2 

Tatsächlich nannten die Befragten auch vorwiegend Kontaktpartner im 
Rahmen politischer Entscheidungsprozesse. Dementsprechend muß man 
davon ausgehen, daß es sich bei den genannten Kontaktpartnern um 11oli-
tisch einflußreiche Personen handelt. Weiterhin beziehen sich die Namens-
nennungen, dem Fragetext entsprechend, auf Teilnehmer an Entschei-
dungsprozessen und unterliegen damit denselben Einschränkungen wie der 
Entscheidungsansatz, d.h. es wurden nur aktive Teilnehmer an Entsch~ 
dungsprozessen berücksichtigt. Von daher kann man diese Nennungen als 
Indikator für politischen Einfluß betrachten. 

Die Daten erlauben es also, empirisch zu untersuchen, welche Personen 
1981 von den Inhabern von Führungspositionen als politisch einflußreich 
betrachtet wurden. Die Befragten waren bei ihren Namensnennungen nicht 
auf Inhaber von Elitepositionen festgelegt. Daher ist es eine empirische 

2 In einer modernen Gesellschaft sind eigentlich ~gesamtgesellschaftlich bedeutsamen 
~ntscheidun~n _bis z~ einem gewissen Grade "politisch". Selbst Entscheidungen, die 
emen formal pnvat~n Charakter tragen, z.B. Investitionsentscheidungen von Großun· 
teme~men oder Tanfverhandlungen, haben ab einer gewissen Größenordnung politische 
AuSW1rkungen, so daß sich auch politische Instanzen mit ihnen befassen müssen. 
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Frage, ob die genannten Gesprächspartner überwiegend zum Kreis der für 
die Studie ausgewählten Positionsinhaber gehörten, oder ob hier auch 

andere Personen eine nennenswerte Rolle spielten. Entsprechend geben 

die Nennungen nicht nur Auskunft über formal festgelegte Einflußmöglich-

keiten, sondern darüber hinaus auch über informelle Einflußkanäle. Solch 

informelle Kontakte spielen bei organisationsübergreifenden und insbeson-

dere bei politischen Entscheidungsprozessen eine wichtige Rolle. Während 

nämlich bei organisationsinternen Entscheidungen normalerweise formale 

Entscheidungsbefugnisse ausschlaggebend sind (Pappi, 1984: 79), ist dies 

bei Entscheidungen, an denen eine Vielzahl autonomer Institutionen und 

Organisationen beteiligt ist, weit weniger der Fall. Dies ist darauf zurück-

zuführen, daß es hier selten eindeutige hierarchische Über- und Unterord-

nungsbeziehungen gibt.3 Damit kann eine strategisch günstige Plazierung 

in einem informellen Kommunikationsnetzwerk einzelnen Personen einen 

Einfluß verleihen, der weit über ihre formalen Entscheidungsbefugnisse 

hinausgeht. 

8.2 Der politische Einfluß der Inhaber formaler Machtpositionen 

Die in den Interviews erhaltenen Nennungen können dazu verwendet wer-

den, die Beziehungen zu bestimmen, die zwischen der Kontrolle formaler 

Machtressourcen und der Einflußnahme auf politische Entscheidungen 

bestehen. Insgesamt machten die Befragten 11 457 Nennungen. Von den 

4 762 genannten Personen waren lediglich 1 358 zugleich Mitglieder der 

Positionselite (28.5%). Daneben wurden noch 3 404 weitere Personen 

genannt. Weit mehr als die Hälfte der genannten Personen gehörte also 

nicht zum positionellen Elitensample.4 Dies zeigt, daß die Gruppe poli-1 

3 Dies gilt insbesondere für politische Entscheidungen. Zwar haben hierbei die Regie-
rungen bzw. Parlamente die formal ausschlaggebende Entscheidungi;befugnis, jedoch 
müssen diese immer auch die Durchsetzungi;chancen ihrer Vorhaben berücksichtigen. 
Diese hängen nicht zuletzt von der Akzeptanz politischer Entscheidungen durch die 
betroffenen und im Vorfeld auch immer an der Formulierung von Entscheidungsaltema-
tiven beteiligten Gruppen und Organisationen ab. 

4 Bei der Interpretation der folgenden Zahlen ist zu berücksichtigen, daß sich die Nen-
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Tubelle 8.1: Die 26 Personen mit der höchsten Anzahl von Nennungen 1981 

Rang Anzahl Name, Position 
erhaltener 
Nennungen 

1 150 Otto GrafLambsdorff, Bundesminister für Wirtschaft 
2 136 Helmut Schmidt, Bundeskanzler 
3 114 Helmut Kohl, Bundesvorsitzender der Christlich Dernokrati-

sehen Union Deutschlands 
4 94 Hans Matthöfer, Bundesminister der Finanzen 
5 81 Herbert Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und Sozial-

ordnung 
6 78 Lothar Späth, Ministerpräsident des Landes Baden-

Württemberg 
7 74 Hans-Dietrich Genscher, Bundesaußenminister 
8 66 Heinz Oskar Vetter, Vorsitzender des Deutschen Gewerk-

schaftsbundes 
9 65 Johannes Rau, Ministerpräsident des Landes Nordrhein-

Westfalen 
10 61 Herbert Wehner, Vorsitzender der SPD-Fraktion im Deut-

sehen Bundestag 
11 60 Volker Hauff, Bundesminister für Verkehr 
12 58 Franz Josef Strauß, Ministerpräsident des Freistaates Bayern 
13 56 Gerhart Baum, Bundesminister des Innern 
14 47 Peter Glotz, Bundesgeschäftsführer der Sozialdemokrati-

sehen Partei Deutschlands 
15 46 Willy Brandt, Bundesvorsitzender der Sozialdemokratischen 

Partei Deutschlands 
15 46 Holger Börner, Ministerpräsident des Landes Hessen 
17 45 Rolf Rodenstock, Präsident des Bundesverbands der Deut-

sehen Industrie 
18 44 Reimut Jochimsen, Bundesminister für Wirtschaft, Mittel-

stand und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 
19 43 Walther Leisler Kiep, Stv. Vorsitzender der CDU/ CSU-

20 42 
Fraktion im Deutschen Bundestag 
Egon Bahr, Vorsitzender des Unterausschusses für Abrü-
stung des Deutschen Bundestages 

20 42 Hans Friderichs, Sprecher des Vorstands der Dresdner Bank 
22 41 Hans Apel, Bundesminister der Verteidigung 
23 40 Gerhard Stoltenberg, Ministerpräsident des Landes 

Schleswig-Holstein 
24 39 Dieter von Wuerzen, Staatssekretär im Bundesministerium 

für Wirtschaft 
25 38 Heiner Geißler, Generalsekretär der Christlich Demokrati-

sehen Union Deutschlands 
25 38 Bernhard Vogel, Ministerpräsident des Landes Rheinland-

Pfalz 
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tisch einflußreicher Personen deutlich von der positionell definierten Elite 
abweicht. Allerdings müssen 70 Prozent der genannten Personen als Spe-
zialisten betrachtet werden, da sie nur eine einzige Nennung eihielten. 
Berücksichtigt man zusätzlich die Zahl der erhaltenen Nennungen, s9 steigt 
der Anteil der Inhaber von Elitepositionen bei den mehrmals genannten 
Personen auf fast 60 Prozent. 

Tabelle 8.1 zeigt die Namen derjenigen 26 Personen, die die höchsten 
Nennungshä~gkeiten auf sich versammelten. Schon die Tatsache, daß 
selbst die am. häufigsten genannte Person, nämlich der damalige Bundes-
wirtschaftsminister und heutige FDP-Vorsitzende Graf Lambsdorff, ledig-
lich 150 Nennungen erhielt, und die beiden letzten Personen (Rang 25) auf 
der Liste, Bernhard Vogel und Heiner Geißler, sogar nur 38 Nennungen, 
bestätigt, daß in der Bundesrepublik Einfluß auf gesamtgesellschaftlich 
bedeutsame Entscheidungen keineswegs auf eine kleine Anzahl von Perso-
nen beschränkt, sondern breit gestreut ist. Dabei gehören alle auf der Liste 
enthaltene~, fersonen allerdings zum engeren Kreis der 1981 national 
bedeutsamen und gleichzeitig prominenten politischen Einflußträger, es 
handelt sich bei ihnen durchweg um damals auch einer breiteren Öffent-
lichkeit bekannte Namen. Graue Eminenzen sind nicht darunter. 

Die Ergebnisse lassen sich noch weiter differenzieren, wenn man die 
Positionselite in eine kleinere Gruppe der 904 Inhaber von Spitzenpositio-
nen (Top-Sample) und eine größere Gruppe von 2 260 anderen Positions-
inhabern unterteilt. Fast zwei Drittel der Inhaber von Spitzenpositionen 
wurden mindestens einmal genannt, auf sie entfiel fast die Hälfte aller 
Nennungen (45.3%). Dies unterstreicht, daß formale Positionsressourcen 
für den Zugang zu politischen Entscheidungsprozessen eine wichtige Rolle 
spielen. Die Nennungshäufigkeiten für Sample-Mitglieder, Mitglieder des 
Top-Samples und andere Personen sind in Tabelle 8.2 aufgeschlüsselt. 

Die Analyse der Nennungen für die Inhaber von Elitepositionen in 
verschiedenen Sektoren erlaubt die Bestimmung derjenigen Organisationen, 

nungshäufigkeiten immer auf alle 3 164 Mitglieder der ausgewählten Positionselite 
beziehen und nicht nur auf die Zahl der 1 744 für die Studie interviewten Positions-
inhaber. Dies ist theoretisch sinnvoll, da hier nur der formale Elitestatus, nicht jedoch 
die Bereitschaft zu einem Interview von Interesse ist. 
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deren Repräsentanten mehr oder weniger stark in politische Entschei-
dungsprozesse involviert sind (Tabelle 8.3). Dabei kann man zunächst 
sehen, daß der Anteil der genannten Inhaber von Spitzenpositionen (Top-
Sample) in allen Sektoren deutlich höher ist. Dieser Effekt ist etwas weni-
ger ausgeprägt bei den Politikern und den Vertretern der Wirtschaftsunter-
nehmen, jedoch besonders deutlich bei den Verbänden, Massenmedien und 
in der Wissenschaft. 

Die Interpretation der sektorspezifischen Ergebnisse zeigt die Notwen-
digkeit, zwischen der Wichtigkeit eines Sektors als Adressat von Einfluß-
versuchen und der Bedeutung von Personen in diesem Sektor zu unter-
scheiden. Die Wichtigkeit eines Sektors ergibt sich aus der Anzahl der 
Nennungen, die auf diesen insgesamt entfallen sind (Tabelle 8.5). Die 
Bedeutung der Personen zeigt sich hingegen, wenn man die Anzahl der 
durchschnittlichen Nennungen pro Person betrachtet (Tabelle 8.4). Die 
Streubreite der Nennungen für einen Sektor hängt dabei in erster Linie 
vom Grad seiner internen Differenzierung ab. So erhielt beispielsweise der 
Sektor Verwaltung die zweithöchste Anzahl an Nennungen insgesamt 
(13.2%), jedoch verteilten sich die 1 514 Nennungen für diesen Sektor auf 
773 unterschiedliche Personen. Die durchschnittliche Anzahl der Nennun-
gen, die auf einzelne Personen dieses Sektors entfiel, betrug lediglich 2.0. 
Bei den zentralistisch organisierten Gewerkschaften hingegen konzentrier-
ten sich die 649 Nennungen auf nur 209 Personen, die durchschnittliche 

Anzahl von Nennungen pro Person lag bei 3.1. 
Die Sektoren Militär und Kultur rangieren auf beiden Einflußdimensio-

nen am niedrigsten, der Sektor Politik dagegen am höchsten. Die heraus-
ragende Position der politischen Elite ist nicht weiter verwunderlich ange-
sichts der Tatsache, daß hier die formale Entscheidungsbefugnis für die 
meisten der genannten Themen angesiedelt ist. Der Sektor Politik nimmt 

damit eine zentrale Position in vierfachem Sinne ein: 

- auf ihn entfielen die meisten Nennungen; 
- die meisten ausgewählten Inhaber politischer Führungspositionen er-

hielten mindestens eine Nennung; 
- die Mitglieder dieses Sektors erhielten die höchste Durchschnittszahl 

von Nennungen aller Sektoren; 
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Tabelle 8.3: Samplemitglieder mit Nennungen in verschiedenen Untergruppen 

Gesamtsample Mitglieder des Top Samples 
lnsge- Ge- lnsge- Ge-

samt nannte samt nannte 
n n % n n % 

Politik 
Bundestag: Vorsit-
zende und Stellv. Vor-
sitzende von Bundes-
tagsausschüssen 41 31 75.6 20 16 80.0 

Bundestag: Mitglieder 
der Fraktionsvor-
stände 90 79 87.8 15 15 100.0 

Landtage: Vorsitzende 
und Stellv. Vorsit-
zende der Fraktionen 82 46 56.l 25 24 96.0 

Bundesregierung 37 37 100.0 37 37 100.0 

Landesregierungen 132 128 97.0 113 113 100.0 

Mitglieder der 
Bundes- und Landes-
vorstände der politi-
sehen Parteien 64 45 70.3 30 29 96.7 

Insgesamt1 452 369 81.6 246 237 96.3 

Verwahung 
Staatssekretäre und 
Abteilungsleiter in 
Bundesministerien 138 97 70.3 25 23 92.0 

Unterabteilungsleiter 
in Bundesministerien 124 44 35.5 

Staatssekretäre in Lan-
desministerien 127 82 64.6 41 27 65.9 

Behördenleiter 70 29 41.4 4 2 so.o 
lnsgesamt2 471 255 54.1 82 55 67.1 
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Tabelle 8.3: Fortsetzung 

Gesamtsample Mitglieder des Top-Samples 
Insge- Ge- lnsge- Ge-

samt nannte samt nannte 
n n % n n % 

Winschaftsuntemehmen 
Banken 152 83 54.6 56 37 66.l 

Versicherungen 80 23 28.8 22 II 50.0 

Industrie-, Handels-
und Dienstleistungs-
unternehmen 456 117 25.7 164 66 40.2 

Insgesamt 688 223 32.4 242 ll4 47.l 

Verbände 
Wirtschaftsverbände 231 76 32.9 52 32 61.5 

Landwirtschaftsver-
bände 64 23 35.9 9 6 66.7 

Gewerkschaften 155 82 52.9 33 29 87.9 

Insgesamt 450 181 40.2 94 67 71.3 

Massenmedien 
Führende Tageszei-
tungen, Wochenzei-
tungen und Zeit-
schriften 43 26 60.5 18 15 83.3 

Andere Tageszeitun-
gen und Zeitschriften 166 31 18.7 44 17 38.6 

Rundfunkanstalten 145 59 40.7 26 18 66.7 

Insgesamt 354 116 32.8 88 50 56.8 
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Tabelle 8.3: Fortsetzung 

Gesamtsample Mitglieder des Top-Samples 

Insge- Ge- Insge- Ge-

samt nannte samt nannte 

n n % n n % 

Wissenschaft 
Universitäten und öf-
fentliche Forschungs-
einrichtungen 85 43 50.6 8 7 87.5 

Forschungsförderung 45 22 48.9 12 10 83.3 

Privatwirtschaftliche 
Forschungsinstitute 30 4 13.3 12 3 25.0 

Wirtschaftswissen-
schaftliche Institute 
und Mitglieder des 

71.4 Sachverständigenrates 19 12 63.2 14 10 

Insgesamt 179 81 45.3 46 30 65.2 

Militär 172 16 9.3 27 8 29.6 

Kultur 
Rundfunkanstalten 52 5 9.6 14 2 14.3 

Presse 44 18 40.9 10 5 50.0 

Verlage 84 12 14.3 19 5 26.3 

Insgesamt 180 35 19.4 43 12 27.9 

Andere3 218 82 37.6 36 19 52.8 

Insgesamt 3164 1358 42.9 904 592 65.5 

1 Einschließlich des Bundespräsidenten und fünf deutscher Ausschußvorsitzender im 
Europaparlament. 

2 Einschließlich zwölf deutscher Inhaber von Spitzenpositionen in der EG-
Verwaltung. 

3 Kirchen, Kommunalverwaltungen, Justiz, Berufsverbände, Verbraucherverbände 
sowie Personen, die ihre Eliteposition während der Zeit der Feldarbeit verloren. 

366 



- nur drei der 26 am häufigsten genannten Personen waren keine Politi-
ker. 

Tabelle 8.4: Durchschnittliche Anzahl von Nennungen für Samplemitglieder 
und zusätzlich genannte Personen1 

Sektor Top Sample Andere Sample- Sample Zusätzlich 
Mitglieder Insgesamt genannte 

Personen 

Politik 13.8 2.2 8.5 1.7 
Verwaltung 4.8 1.3 l.9 l.2 
Wirtschaftsun-
ternehmen 1.8 0.5 l.O 1.1 
Wirtschaftsver-
bände 3.9 0.5 l.2 l.2 
Gewerk-
schaften 9.5 1.4 3.1 1.3 
Massenmedien 2.2 0.5 0.9 l.3 
Wissenschaft 2.9 0.7 1.3 1.3 
Militär 0.7 0.1 0.2 1.3 
Kultur 0.3 0.2 0.3 1.1 

Insgesamt 5.7 0.8 2.2 1.3 

1 Mittelwerte für Sample-Mitglieder einschließlich nicht genannter Positionsinhaber. 

Während die bisherige Analyse zeigte, in welchem Ausmaß positionsbezo-

gene Machtressourcen in politischen Einfluß umgesetzt werden, kann man 
natürlich umgekehrt auch fragen, wer die 3 404 als einflußreich genannten 
Personen waren, die zum Zeitpunkt der Befragung keine formale Eliteposi-
tion innehatten. 2 831 von ihnen hatten allerdings nur eine Nennung erhal-

ten und waren damit offensichtlich nur als Spezialisten bedeutsam. Daher 
sollen hier lediglich die 573 mehrfach Genannten stellvertretend für die 

Gesamtgruppe untersucht werden. Dabei wurde zunächst geprüft, wieviele 
von ihnen nicht zu einem der in der Studie vertretenen Sektoren gehörten. 
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Dies war bei 30 der 573 der Fall. 14 waren Repräsentanten von in der 

Studie nicht berücksichtigten Verbandstypen (z.B. Sportverbände, Frauen· 

verbände), neun waren Ausländer, und sieben waren einfache Bürger ohne 

irgendeine Führungsposition (z.B. Ärzte, Rechtsanwälte). Dies bestätigt, 

daß offensichtlich kein wichtiger Sektor bei der Positionenauswahl über· 

sehen worden war. 
Demgegenüber hatten 543 der Mitglieder dieser Gruppe Positionen in 

einem der im Sample vertretenen Sektoren inne. 30 waren frühere Inhaber 

von Elitepositionen. Weitere 31 hatten Führungspositionen in Organisatio-

nen, die nicht in die Auswahl gekommen waren, weil sie von ihrer Bedeu-

tung her den Auswahlkriterien nicht genügten, z.B. nicht zu den umsatz-

stärksten Unternehmen oder den auflagenstärksten Zeitungen gehörten. 

Alle übrigen waren Inhaber weniger bedeutender Positionen in Organisa-

tionen, deren Spitzenvertreter zur Positionselite gehörten. Dabei sind ins-
besondere erwähnenswert: 

139 einfache Abgeordnete des Bundestages oder von Landtagen; 
51 rangniedrigere Vertreter der Ministerialbürokratie; 

- 75 Journalisten, unter ihnen einige bundesweit bekannte Reporter bzw. 
Kommentatoren·; 
74 Universitätsprofessoren. 

Dies unterstreicht nochmals, daß Einfluß auf zentrale politische Entschei-

dungen in der Bundesrepublik nicht ausschließlich an die Einnahme einer 

Eliteposition gebunden ist und daß formale Machtressourcen und politi-

scher Einfluß nicht gleichbedeutend sind. 

8.3 Elitenintegration in der Bundesrepublik: Die netzwerk-
analytische Methode 

Die in der Umfrage erhobenen Namensnennungen lassen sich nicht nur in 

Form einfacher Verteilungen analysieren, sondern können auch als sozio-

metrische Beziehungen zwischen politisch einflußreichen Personen inter-

pretiert werden. In diesem Fall stellen sie die Basis für eine Netzwerkana-

lyse dar. Der Nachweis der Existenz eines verbundenen Elitennetzwerks ist 

zunächst als wichtiger Indikator für die Integration einer nationalen Elite 

anzusehen. Die personelle Zusammensetzung dieses Netzwerks wiederum 
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gibt Aufschluß darüber, wer faktischen Zugang zu politischen Entschei-

dungsprozessen hat. Die Merkmale der Mitglieder des Netzwerks, d.h. ihre 

Position und Organisationszugehörigkeit, ihre Einstellungen und soziode-

mographischen Chrakteristika, können zudem mit denen anderer Eliten 

bzw. anderer Bevölkerungsgruppen verglichen werden und erlauben damit 

die Bestimmung der Zugangsvoraussetzungen zum Netzwerk. Und schließ-

lich lassen sich mit Hilfe der Netzwerkanalyse innerhalb des Gesamtnetz-

werks Gruppen von Personen identifizieren, die besonders eng unterein-

ander verbunden sind, bzw. die sich durch eine besonders zentrale Position 

in diesem Netzwerk auszeichnen. 

Ein wichtiger Vorteil der Netzwerkanalyse ist es, daß sie auch die Ein-

beziehung von Personen erlaubt, die nicht selbst befragt wurden, entweder 

weil sie zum Zeitpunkt der Befragung keine Eliteposition innehatten und 

damit nicht zum ursprünglichen Elitensample gehörten, oder weil sie nicht 

zu einem Interview bereit waren. Dies ermöglicht eine "Ergänzung" des 

Samples der Befragten und ist eine zentrale Voraussetzung dafür, daß die 

Ergebnisse Aussagen über die Gesamtheit der Teilnehmer an zentralen 

politischen Entscheidungsprozessen in der Bundesrepublik zulassen. 

Die Analyse des Elitennetzwerks erfolgte in Anlehnung an frühere 

Untersuchungen nationaler Elitennetzwerke in den USA und Australien 

(vgl. Moore, 1979; Higley et al., 1979; Higley und Moore, 1981).5 Sie ba-

siert auf theoretischen Überlegungen von Charles Kadushin (1968) und 

einem von Richard Alba (1973) entwickelten mathematischen Algorithmus. 

Dabei werden die Nennungen von Kontaktpartnern als Beziehungen zwi-
schen Personen aufgefaßt. Eingabe in das Netzwerkprogramm6 ist die 

Matrix dieser Beziehungen zwischen Personen. Die Nennungen werden 

dabei als binär Ga-nein) und als symmetrisch interpretiert. Die Eingabe-

matrix enthält alle Personen, die: 

5 Die Formulierung der entsprechenden F~gen des F~gebog~~s wie auch.die Erh~~ung 
der Daten waren in enger Abstimmung mit den an diesen fruheren Studien bete1hgten 
Forschem vorgenommen worden. 

6 Benutzt wurden die von Richard Alba entwickelten Programme SOCK und COMPLT. 
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selbst Befragte und mit mindestens zwei weiteren Personen verbunden 
sind, entweder weil sie Nennungen abgegeben oder solche erhalten 
haben; 
selbst nicht Befragte sind, jedoch mindestens zwei Nennungen erhielten 
und damit eine Beziehung zwischen zwei Befragten herstellen. Dies 
können sowohl Inhaber von Elitepositionen sein als auch Personen 
ohne Führungsposition. 

Innerhalb der Gesamtmatrix eliminiert die Netzwerkanalyse zunächst sol-
che Personen, die entweder isoliert oder mit lediglich einer anderen Person 
verbunden sind.7 Übrig bleibt also ein verbundenes Netzwerk. Innerhalb 
dieses Netzwerks sucht das Programm in einem nächsten Schritt dann nach 
Gruppen von Personen, deren Mitglieder alle in direktem Kontakt mitein-
ander stehen, sog. Cliquen (maximal complete subgraphs). Diese sind in 
der Regel klein und umfassen selten mehr als drei bis etwa fünf Personen. 

Unter der Annahme, daß ein so großes Netzwerk nicht nur durch di-
rekte, sondern auch durch indirekte Beziehungen zusammengehalten wird, 
werden im dritten Analyseschritt Cliquen zu "sozialen Zirkeln" zusammen-
gefaßt, die um nur ein Mitglied differieren. Im vierten Schritt schließlich 
werden diese sozialen Zirkel noch weiter aggregiert, sofern sie einen Über-
schneidungsbereich von mindestens zwei Dritteln ihrer Mitglieder aufwei-
sen. Auf dieser Stufe findet man in der Regel neben Cliquen und einigen 
kleineren Elitezirkeln, die nur wenige Beziehungen zu anderen aufweisen, 
einen größeren "Zentralen Zirkel" (Moore, 1979), dessen Mitglieder als 
innerer Zirkel politisch einflußreicher Personen angesehen werden können. 

Wie jede Analysemethode geht auch die hier gewählte Variante der 
Netzwerkanalyse von bestimmten Annahmen aus, deren Realitätsgehalt 
mehr oder weniger plausibel sein kann. Dies hat Konsequenzen für die 
Aussagekraft der Ergebnisse. Die drei wichtigsten methodischen Grundent-
scheidungen sollen daher kurz diskutiert werden. 

Die erste und wichtigste Grundentscheidung betrifft das zugrundege-
legte Netzwerkmodell. Hier stehen mit dem relationalen Modell und der 

7 Isoliert sind Befragte, die keine Nennungen gemacht und auch keine erhalten haben. Nur 
mit einer weiteren Person verbunden sind dagegen Befragte, die lediglich eine Nennung 
gemacht oder erhalten haben, oder aber Nicht-Befragte die von nur einem Befragten 
als wichtige Kontaktpartner genannt wurden. ' 
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Blockmodellanalyse zwei grundlegend unterschiedliche Verfahren zur 

Auswahl. Das relationale Modell sucht innerhalb eines Gesamtnetzwerks 
nach Regionen größerer Beziehungsdichte, d.h. nach kohäsiven Subgrup-

pen. Die Blockmodellanalyse unterteilt demgegenüber die Netzwerkmitglie-

der in Blöcke von Personen, die jeweils ähnliche Beziehungsstrukturen 

aufweisen, d.h. in Teilmengen strukturäquivalenter Positionen (vgl. Burt, 

1978). In seinem Vergleich der Vor- und Nachteile von relationaler und 
Blockmodellanalyse, hat Burt zugunsten der letzteren eingewandt, daß nur 

sie in der Lage sei, verschiedene Typen von Akteuren zu unterscheiden, 
nämlich sowohl Mitglieder kohäsiver Subgruppen als auch Satelliten ("syco-

phants") und Makler ("brokers"). Unter Satelliten versteht er dabei solche 
Personen, die die Kontaktmuster zentraler Netzwerkpersonen kopieren, 

ohne jedoch selbst bedeutsam zu sein, d.h. von anderen als wichtig genannt 

zu werden. Makler hingegen sind Personen, die eine Brückenfunktion 

zwischen Subgruppen wahrnehmen. Beide Typen zeichnen sich dadurch 

aus, daß sie kaum Beziehungen zu Personen· in vergleichbarer Position, 

jedoch ähnliche Beziehungen zu solchen in anderen Positionen aufweisen. 

Burt betrachtet das relationale Netzwerkmodell lediglich als einen Spe-
zialfall der Blockmodellanalyse (1978: 197f.). Diese Betrachtungsweise ist 

allerdings ungerechtfertigt. Zwar ist das relationale Modell tatsächlich nicht 

in der Lage, innerhalb eines Netzwerks Satelliten und Makler zu identifi-
zieren, jedoch sucht umgekehrt die Blockmodellanalyse nicht systematisch 

nach allen Arten kohäsiver Subgruppen, sondern nur nach solchen, deren 

Mitglieder ähnliche Beziehungen zu anderen Mitgliedern des Netzwerks 

aufweisen (Moore, 1979: 680; Alba, 1982: 66). Von daher ist der Schluß 
gerechtfertigt, daß beide Modelle unterschiedliche Eigenschaften sozialer 

Netzwerke messen. Die Entscheidung zwischen ihnen hängt damit in erster 

Linie von der theoretischen Fragestellung ab. 
Kadushins Konzept sozialer Zirkel impliziert ein relationales Netzwerk-

modell, wobei soziale Zirkel - im Gegensatz zu Cliquen - auf direkten wie 
auch indirekten (über Mittelspersonen) Beziehungen ihrer Mitglieder 

basieren. Soziale Zirkel weisen drei grundlegende Charakteristika auf: sie 

sind informell und verbinden Personen unterschiedlicher sozialer Sphären 

(z.B. Berufe, Klassen, Regionen). Zudem ist die gesamte Ausdehnung und 
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• Gestalt eines sozialen Zirkels für dessen Mitglieder nicht überschaubar, 
'd.h. es handelt sich dabei um "unsichtbare" Gebilde.8 Dies impliziert auch, 
daß solche Zirkel offen ( open-ended) sind und keine formale hierarchische 
Struktur aufweisen (Kadushio, 1968: 692f.). Die Integrationsleistung eines 
sozialen Zirkels basiert in erster Linie auf der Menge der durch ihn er-
möglichten indirekten Beziehungen, die den einzelnen Mitgliedern des 
Zirkels Zugang zu einer Vielzahl ihnen nicht persönlich bekannter Perso-

nen eröffnen. Granovetter hat in diesem Sinne von der "Stärke schwacher 
Beziehungen" (strength of weak ties) gesprochen (u.a. 1982: 122). 

Aufgrund der genannten Eigenschaften sozialer Zirkel ist das relatio· 
nale Modell zur Analyse der Integration nationaler Eliten in komplexen 
Gesellschaften besonders geeignet, erfordert doch die Fülle der Probleme, 
mit der die politischen Systeme solcher Gesellschaften konfrontiert sind, 
eine differenzierte, flexible und offene,9 gleichzeitig jedoch integrierte 
Elitenformation. Demgegenüber läßt die Blockmodellanalyse genau diejeni-
ge Eigenschaft sozialer Netzwerke unberücksichtigt, die für die Eliteninte-
gration von herausragender Bedeutung ist, nämlich die Fähigkeit zur Ver-
mittlung zwischen unterschiedlichen sozialen Sphären. Burts Ausführungen 
verweisen allerdings auf zwei Schwächen des relationalen Netzwerkmodells, 
die bei der Interpretation der hier vorgestellten Ergebnisse zu berücksichti-
gen sind. Einmal kann es die vermittelnde Rolle von Außenseitern nicht 

i angemessen ermitteln, d.h. von Personen, die selbst nicht in kohäsive Cli-
quen und Zirkel integriert sind, jedoch aufgrund ihrer spezifischen Fähig· 
keiten, z.B. ihrem Fachwissen, als Schlichter zwischen Konfliktparteien 

r gefragt sein können. Die andere Schwäche des Modells liegt darin, daß 
nicht ausgeschlossen werden kann, daß Personen lediglich aufgrund der 

von ihnen gemachten Nennungen eine zentralere Position im Elitennetz-
werk zugewiesen wird als ihnen aufgrund der auf sie selbst entfallenen 
Nennungen zustehen würde. Dies gilt beispielsweise für Satelliten zentraler 

8 Kadushin benutzte die Begriffe "informal", "interstitial" und "invisible" (1979: 129f.). 
9 Dies schließt nicht aus, daß für weniger differenzierte soziale Systeme die Annahme 

einer geschlossenen Elitestruktur angemessen sein kann, wie dies z.B. auf das von Pappi 
und Kappelhoff analysierte Altneustadt, eine bundesrepublikanische Stadt mittlerer 
Größe, zutrifft (1984: 100, 115). 
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Personen (z.B. persönliche Referenten), die routinemäßig Kontakt mit 

wichtigen Personen haben, wie auch für solche Personen, die ihre eigene 

Bedeutung durch die Nennung wichtiger Personen herausstreichen wollen, 

obwohl sie selbst von diesen nicht als relevante Gesprächspartner empfun-

den werden (name-droppers). Dieser zweite Effekt ist jedoch in der hier 

berichteten Analyse nur von untergeordneter Bedeutung, da einmal die 

Auswahlkriterien des Positionsansatzes sicherstellten, daß die Befragten 

selbst eine wichtige Führungsposition innehatten, und zum andern nur die 

Nennungen derjenigen Befragten in die Analyse einbezogen wurden, die 

selbst mindestens eine Nennung erhalten hatten. 

Eine zweite, theoretisch überaus bedeutsame Grundentscheidung bei 

der Analyse speziell von Elitennetzwerken betrifft den durch das Netzwerk-

modell implizierten Macht- bzw. Einflußbegriff. Viele Autoren haben 

Macht in erster Linie als eine Fähigkeit betrachtet, die eigenen Interessen 

durchzusetzen. In dieser Konzeptualisierung ist Macht mit Interesse, Kon-

trolle und Abhängigkeit verknüpft und damit analytisch nicht deckungs-

gleich mit Netzwerkzentralität (vgl. Cook, 1982: 185ff.). So fand Pappi 

beispielsweise in seiner Gemeindestudie einen nur mäßig engen Zusam-

menhang zwischen der Zentralität von Personen in einem Netzwerk von 

Kommunikationsbeziehungen über Gemeindeangelegenheiten und der 

Anzahl der erhaltenen Nennungen bei einer Frage nach den mächtigsten 

Personen in der Gemeinde, d.h. Machtreputation (1984: 91ff.). Während 

die Nennungen für Machtreputation sich auf eine kleine Anzahl von In-
dividuen konzentrierten, war das Kommunikationsnetzwerk größer. Pappi 

schloß daraus, daß die Existenz eines umfassenden Elitenzirkels die gleich-

zeitige Existenz einer Machtelite nicht ausschließt. Dieses Argument ist 

allerdings insofern problematisch, als es sich in erster Linie auf Machtrepu-

tation stützt. Im Grunde genommen bedeutet die so gefundene "Machtelite" 

nämlich nichts weiter, als daß unter den für die Studie befragten Mitglie-

dern der Gemeindeelite ein relativ großer Konsens darüber bestand, wer 

in der Gemeinde als besonders mächtig angesehen wurde. 

Damit bestätigen Pappis Ergebnisse frühere empirische Studien, die fast 

durchgängig ergeben hatten, daß die Reputationsmethode zur Aufdeckung 

einer Machtelite führt, die Entscheidungsmethode hingegen eine eher 
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pluralistische Elitenstruktur ergibt. Die Reputationsmethode reflektiert 
offensichtlich eine sozialpsychologische Gesetzmäßigkeit, nämlich eine 
Tendenz zur Wahrnehmung eines hohen Konzentrationsgrades von Macht. 
Dies wiederum kann nicht als ein schlüssiges Argument gegen die Validität 
von Zentralität in einem Kommunikationsnetzwerk als Indikator politischen 
Einflusses gelten. Es bestätigt bestenfalls, daß Machtreputation und politi-
scher Einfluß zwei unterschiedliche Konzepte sind. Gleichzeitig gibt es kein 
a priori Kriterium, das eine Entscheidung darüber erlauben würde, welche 

der beiden Methoden die validere ist. 
Eine offenkundige Möglichkeit, die Frage der Validität von Machtrepu-

tation vs. der Zentralität in Kommunikationsnetzwerken für die Bestim-
mung von Eliten zu entscheiden, besteht darin, anhand tatsächlich getrof-
fener Entscheidungen zu bestimmen, ob deren Ergebnisse eher die Präfe-
renzen einer auf der Basis von Reputationsnennungen bestimmten Macht-
elite reflektieren, oder aber die eines breiteren Stratums von Personen, die 
an diesen Entscheidungsprozessen partizipiert haben. Unglücklicherweise 
hilft dies jedoch in der Regel nicht weiter, da sich empirisch meist keine 
signifikanten Unterschiede in den Präferenzverteilungen dieser beiden 
Gruppen finden lassen. Machteliten in diesem Sinne zeichnen sich nämlich 
nicht notwendigerweise durch andere oder gar homogenere Präferenzen 
aus, wie oftmals von Machtelitetheoretikern (z.B. Mills oder Domhoff) 
vermutet wurde. In ihrer Gemeindestudie kamen Pappi und Kappelhoff 
aufgrund eines Vergleichs der Präferenzen einer über Machtreputation 
definierten Machtelite mit denen der Mitglieder einer breiter definierten 
Gemeindeelite zu dem Schluß: "Das herausragende Merkmal der Macht-
elite in diesem System ist also allein ihre Macht und nicht die Einheitlich-
keit ihrer Interessen." (1984: 105) Das bedeutet, daß die Feststellung, wes-

sen Präferenzen letztlich für eine Entscheidung ausschlaggebend waren, 
vielfach nicht möglich ist. 

Ein theoretisches Argument gegen die Annahme, Machtreputation sei 
-letztlich ein besseres Maß für Einfluß auf Entscheidungen als die Teilnah-
me an einem Kommunikationsnetzwerk, liegt in der Eindimensionalität 
dieses Machtbegriffes. Hier wird nämlich von der Existenz einer einheitli-
chen Machthierarchie ausgegangen. Die Ausführungen über den Positions-
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ansatz in Kapitel 3 haben jedoch bereits gezeigt, daß Macht in komplexen 
Gesellschaften auf einer Vielzahl von Ressourcen beruht, die keiner sim-
plen Rangordnung zugänglich sind. Das relationale Modell der Netzwerk-
analyse trägt dieser Tatsache insofern Rechnung, als es Einfluß über den 
Zugang zu Entscheidungsarenen mißt. Da dieser Zugang nicht jedem 
offensteht, ignoriert das Modell keineswegs die hierarchischen Aspekte von 
Machtorganisationen. Gleichzeitig berücksichtigt es jedoch, daß unter den 
Teilnehmern an EntscheidUDg5proressen keine einfachen Über- und Unter-
ordnungsverhältnisse existieren. Entsprechend geht es davon aus, daß 
Entscheidungen Ergebnis von Aushandlungsprozessen sind und nicht durch 
autoritative Setzungen zustandekommen. 

Eine dritte Grundentscheidung der von Kadushin und Alba entwickel-
ten Version des relationalen Netzwerkmodells betrifft die symmetrische 
Interpretation der im Interview gemachten Nennungen. Diese ignoriert die 
Tatsache, daß es einen Unterschied machen kann, ob eine Person Initiator 
oder Adressat einer Kommunikation ist. Pappi erwartete beispielsweise, 
daß die peripheren Mitglieder eines Netzwerks eher Initiatoren, die zen-
tralen Mitglieder dagegen eher Adressaten sein würden, weil die ersteren 
versuchen würden, ihre Interessen durch Kontakte mit den Mitgliedern des 
Kerns der Elite zu realisieren. Diese Vermutung bestätigte sich empirisch 
allerdings nicht. Die zentraleren Personen des Netzwerks waren nämlich 
sowohl die Hauptadressaten als auch die Hauptinitiatoren von Einflußver-
suchen (1984: 85ff.). Von daher kann man also vermuten, daß keine syste-
matische Beziehung zwischen dem Status im Netzwerk einerseits und dem 
Status als Initiator bzw. Adressat von Kommunikation besteht. 

Unabhängig von diesen Überlegungen erfordert jedoch bereits die Art 
der Erhebung der Netzwerkdaten in der Mannheimer Elitestudie 1981, 
ebenso wie ihrer Vorläuferstudien in den USA und Australien, eine sym-
metrische Interpretation der gemachten Namensnennungen. Einmal erlaubt 
sie die Einbeziehung von Nicht-Befragten in die Netzwerkanalyse. Zum 
anderen muß man sich vergegenwärtigen, daß die Befragten ihre Nennun-
gen ja ausschließlich für dasjenige Thema machten, mit dem sie sich zum 
Zeitpunkt der Befragung am intensivsten beschäftigten. Bei Personen in 
solch herausgehobener Position muß man jedoch davon ausgehen, daß 
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diese auf mehreren Gebieten gleichzeitig aktiv sind. Von daher decken ihre 
Nennungen bei weitem nicht ihr gesamtes Kontaktspektrum ab. Während 

sich ihre eigenen Nennungen somit auf nur ein Thema bezogen, konnten 
sie umgekehrt Nennungen im Rahmen von mehr als einem Thema erhalten. 

Da es keinen a priori Grund zu der Annahme gibt, daß solche Nennungen 

nicht erwidert worden wären, wenn die genannte Person Nennungen zu 
demselben Thema gemacht hätte, ist eine symmetrische Interpretation der 

Nennungen also auch theoretisch sinnvoll. 

8.4 Das Elitennetzwerk in der Bundesrepublik 1981 10 

Die hier vorgestellte Netzwerkanalyse der Beziehungen zwischen den Eliten 

der Bundesrepublik basiert auf den Nennungen derjenigen befragten Inha-
ber von Elitepositionen, die selbst mindestens eine Nennung erhalten hat-
ten.11 Diese Beschränkung war aus technischen Gründen notwendig, da 

das Gesamtnetzwerk aller Nennungen für das Analyseprogramm zu groß 
war. Sie ist jedoch auch aus theoretischen Gründen sinnvoll. Ein bereits im 
Zusammenhang mit den Vor- und Nachteilen des relationalen Modells der 
Netzwerkanalyse angesprochenes Problem bei einer symmetrischen Inter-

pretation der Nennungen ist ja, daß Befragte ihre eigene Zentralität im 
Netzwerk dadurch erhöhen können, daß sie Kontakte mit einer großen 
Zahl prominenter Personen angeben. Das gewählte Vorgehen verminderte 
daher die Wahrscheinlichkeit, daß Personen durch ein solches "name-drop-
ping" eine unangemessen hohe Netzwerkzentralität erhielten und machte 
die Chance der Aufnahme von Befragten ins Netzwerk derjenigen von 
Nicht-Befragten vergleichbarer, die wiederum nur berücksichtigt werden 

konnten, wenn sie mindestens zwei Nennungen erhalten hatten.12 

10 Im Rahmen der Projektgruppe war Gunter Wolf für die Erhebung, Verschlüsselung und 
Analyse der Netzuwerkdaten zuständig. Ihm gilt daher mein Dank für die Überlassung 
der Daten und Ergebnisse dieser Analyse. 

11 Diese Bedingung erfüllten 1 358 Inhaber von Elitepositionen, von denen wiederum 780 
interviewt worden waren. 

12 Zum Problem des name-dropping vgl. Higley u.a. (1979: 259) sowie Pappi (1984: 93). 
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Nach der Eliminierung von Isolierten umfaßte das Netzwerk insgesamt 
1 230 untereinander verbundene Personen. Fast 80 Prozent von diesen 
waren gleichzeitig Inhaber von Elitepositionen. Die Dichte der Beziehun-
gen in diesem Netzwerk ist mit einem halben Prozent relativ niedrig.13 , 

Innerhalb des Netzwerks ließen sich 1 253 Cliquen identifizieren. Durch 

die Aggregation von Cliquen zu sozialen Zirkeln reduzierte sich diese Zahl 

auf 43 Cliquen bzw. Zirkel. Unter diesen wiederum befand sich lediglich 

ein größerer Zentraler Zirkel, der 559 Personen umfaßte und eine deutlich 

höhere Beziehungsdichte aufwies, nämlich von 1.7%. 

Verglichen mit den zuvor in den USA und Australien gefundenen Elite-
zirkeln ist der bundesdeutsche Zentrale Zirkel größer und von geringerer 

Dichte. Dies ist allerdings kein substantielles Ergebnis, sondern in erster 

Linie auf die größere Ausgangspopulation der Mannheimer Elitestudie 
zurückzuführen. Eine zweite Netzwerkanalyse der bundesrepublikanischen 

Daten, in der lediglich die Nennungen der Befragten des Top-Samples 
berücksichtigt wurden, und das von der Befragtenzahl den beiden anderen 
Studien vergleichbar war, ergab demgegenüber einen nach Umfang und 
Dichte vergleichbaren zentralen Elitezirkel auch für die Bundesrepublik. 

Dies bestätigen die Zahlen in Tabelle 8.7, in der die Ergebnisse beider 

Netzwerkanalysen berücksichtigt sind. Die Unterschiede zwischen den 
beiden bundesdeutschen Elitennetzwerken zeigen, daß die Elitenintegration 
an der Spitze offensichtlich zunimmt und daher unter den Top-Eliten 

höher ist als unter den Mitgliedern eines breiteren Elitenstratums. Diese 

Interpretation wird auch durch die Nennungshäufigkeiten gestützt, die 

bereits zuvor ergeben hatten, daß die Mitglieder des Top-Samples nicht 

nur insgesamt mehr Nennungen erhielten, sondern sich gegenseitig auch 

häufiger nannten. Gleichzeitig zeigt Tabelle 8.6 auch, daß der Anteil der 

Mitglieder des Top-Samples zunimmt, wenn man von der Gesamtheit aller 

13 Die Dichte (density) eines Netzwerks ist der Anteil der tatsächlich vorhandenen Bezie· 
hungen an der Gesamtheit aller logisch möglichen Beziehungen. Bei der Beurteilung 
dieser Maßzahl darf man allerdings nicht aus dem Auge verlieren, daß die angewandte 
Methode nur einen Bruchteil der tatsächlich auf Elitenebene existierenden Beziehungen 
berücksichtigte. 
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Inhaber von Elitepositionen (28.6%) über das Netzwerk (39.3%) zum 
Zentralen Zirkel (53.0%) geht. 

Was sagen nun die gefundenen Ergebnisse über die Struktur der Elite 
in der Bundesrepublik aus? Weiter oben, bei der Beschreibung der netz-
werkanalytischen Methode, wurden bereits einige Annahmen diskutiert, die 
bei der Interpretation zu berücksichtigen sind. Zunächst ist jedoch die 
grundlegende Frage zu beantworten, ob der gefundene Elitenzirkel ledig-
lich ein methodenbedingtes Artefakt darstellt, d.h. ein Ergebnis, das un-
abhängig von der Struktur der Eingabedaten auftritt. Die Tatsache, daß 
alle bisher mit dem hier gewählten Verfahren durchgeführten Netzwerk-
analysen nationaler Eliten einen Zentralen Zirkel erbrachten, könnte einen 
solchen Verdacht nahelegen. Dies würde bedeuten, daß hier eine Eliten-
integration gemessen wurde, die in der Realität überhaupt nicht existiert. 

Diese Frage ist allerdings eindeutig zu verneinen. Es lassen sich nämlich 
durchaus Netzwerkdaten vorstellen, die aus verschiedenen, untereinander 
weitgehend unverbundenen Zirkeln bestehen. Tatsächlich erbrachte eine 
gesonderte Analyse der Nennungen einer Teilmenge der Befragten der 
Mannheimer Elitestudie 1981, nämlich derjenigen, die sich primär mit 
außen- bzw. sicherheitspolitischen Themen beschäftigten, keine integrierte 
Kommunikationsstruktur. Es fanden sich hier innerhalb eines Netzwerks 
von ingesamt 312 Personen insgesamt 18 Cliquen bzw. Zirkel, von denen 
der größte Zirkel nur 17 Personen und der zweitgrößte 10 Personen um-
faßte (vgl. Wolf, 1987: 321ff.).14 Von daher muß die Existenz eines zentra-
len Elitenzirkels in der Bundesrepublik als ein substantielles Resultat der 
Netzwerkanalyse betrachtet werden. 

In diesem Zusammenhang ist auch noch die Frage aufzuwerfen, inwie-
weit die resultierende Struktur des Zentralen Zirkels durch das bei der Ag-
gregierung der ursprünglichen Cliquen zu Zirkeln verwandte Kriterium 

14 Wolfs Dissertation beschäftigt sich in erster Linie mit dem Elitennetzwerk über wirt-
schafts- bzw. finanzpolitische Themen. Dieses basierte auf den Nennungen derjenigen 617 
Befragten, die ein entsprechendes Thema genannt hatten. Die Analyse dieser Teilmenge 
der Befragten ergab ein verbundenes Netzwerk von 897 Personen und einen Zentralen 
Zirkel, dem 208 Personen angehörten. Die Dichte des hier gefundenen Zirkels war mit 
4.2% deutlich höher als die Dichte des Zentralen Zirkels der Gesamtelite. Vgl. Wolf, 
1987: 236ff. 
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Tabelle 8.7: Elitennetzwerke in der Bundesrepublik, den USA und Australien 

USA' Australien 1 Bundes- Bundes-
republik republik 

12 ll 

Sample: 
4923 7804 n 545 370 

Netzwerk: 
n 876 746 799 1230 

Dichte in %: 0.7 1.1 0.9 0.5 

Cliquen: 442 1132 739 1253 

Aggregierte 
43 Subgraphen: 32 11 22 

Zentraler Zirkel: 
n 227 418 340 559 

Dichte in %: 3.8 2.6 2.7 1.7 

1 Zahlen aus Moore, 1979: 680f.: Higley et al., 1979: 241 ff.; Moore et al., 1980: 
19f. 

2 Zahlen aus Hoffmann-Lange und Wolf, 1984: 49f. 
3 469 interviewte Inhaber von Spitzenpositionen plus 23 andere Befragte, die minde-

stens drei Nennungen von Spitzenositioneninhabern erhalten haben. 
4 Alle Befragten mit mindestens einer erhaltenen Nennung. 

beeinflußt wurde.15 Es liegt auf der Hand, daß ein strengeres Kriterium 
als der geforderte Überschneidungsbereich von zwei Dritteln eine frag-
mentiertere Struktur, ein schwächeres Kriterium hingegen eine weiterge-
hende Zusammenfassung zu einem noch größeren Zentralen Zirkel erge-
ben hätte. Das verwendete Kriterium vermeidet diese beiden Extreme. Es 

erlaubt die Berücksichtigung von indirekten Beziehungen, die als wichtiges 

15 Zur Erinnerung: auf der ersten Stufe waren alle Qiquen zusammengefaßt worden, die 
lediglich um ein Mitglied differierten, während auf der zweiten Stufe alle Zirkel bzw. 
Cliquen mit einem Überschneidungsbereich von zwei Dritteln ihrer Mitglieder zusam-
mengefaßt wurden. 
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Mittel der Elitenintegration interpretiert werden können, verlangt jedoch 

auf der anderen Seite eine gewisse Interaktionsdichte, um sicherzustellen, 

daß die Integration der Gesamtstruktur nicht lediglich durch einzelne 

Individuen erfolgt, die zur Zusammenfassung anderweitig weitgehend un-
verbundener Cliquen bzw. Zirkel führen würden. 

Eine wichtige Einschränkung der Ergebnisse muß allerdings hinsichtlich 

der Unvollständigkeit der Netzwerkmatrix der Beziehungen gemacht wer-

den, auf der die Analyse basiert. Diese Unvollständigkeit ist nicht nur 

darauf zurückzuführen, daß die potentiellen Nennungen von Nicht-Befrag-

ten nicht in ihr enthalten sind (Higley et al., 1979: 259; Pappi, 1984: 84), 

sondern auch darauf, daß die Namensnennungen sich lediglich auf ein 

Thema pro Befragtem beziehen. Das bedeutet, daß die Daten die tatsächli-

che Dichte der Beziehungen im Elitennetzwerk bei weitem unterschätzen. 

Ins Positive gewendet entkräftet diese Beschränkung allerdings den mögli-

chen Einwand, daß hier eine Elitenintegration gemessen wurde, die in 

dieser Form gar nicht existiert. 

Die ideosynkratische Auswahl der Themen, für die die Befragten ihre 

Namensnennungen machten, schließt allerdings die Aufdeckung themen-
spezifische Netzwerke aus. Pappi hat darauf hingewiesen, daß eine solche 

Zusammenfassung von Beziehungen, unabhängig von ihrem Inhalt, alle 

themenspezifischen Strukturen ignoriert und eine zentrale Gruppe von 

Personen identifiziert, die gleichzeitig in mehreren Themenbereichen aktiv 

sind. Er fährt allerdings selbst fort: "This is of no disadvantage for the 

procedure, because mediating between different issue publics is one of the 

principal functions of the integrative core of an elite system." (1984: 85) 

Das bedeutet, daß die angewandte Methode den Vorteil hat, den Gesamt-

bereich wichtiger Entscheidungsmaterien abzudecken, mit dem sich die 

Eliten zum Zeitpunkt der Umfrage beschäftigten. Der Verlust an themen-

spezifischer Information wird damit durch den Gewinn an Generalitäl 

wettgemacht. 

Es liegt also nahe, die 559 Mitglieder des zentralen Elitenzirkels als den 

Kern der Machtelite in der Bundesrepublik für 1981 zu betrachten. Wegen 

der Unvollständigkeit der Ausgangsdaten, auf denen die Netzwerkanalyse 

basiert, ist bei einer solchen Interpretation allerdings Vorsicht im Hinblid 
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\ auf die Mitgliedschaft konkreter Personen im Zentralen Zirkel geboten. Es 
ist nicht auszuschließen, daß die zusätzliche Berücksichtigung der Nennun-

gen von Personen, die in der Studie nicht befragt wurden, bzw. eine andere 

Auswahl der Themen, für die Nennungen abgegeben wurden, einen per-

sonell anders zusammengesetzten Personenkreis ergeben hätte. Zudem ist 

1 

auch zu bedenken, daß die personelle Zusammensetzung einer Elite gene-

rell wenig stabil über Zeit ist. Dies liegt einmal daran, daß sich die natio-

nale Agenda fortwährend wandelt. Ein Problem, das heute wichtig ist, kann 

morgen schon bedeutungslos geworden sein, da sich drängendere Probleme 

in den Vordergrund geschoben haben. 1981 wichtige Fragen wie die Sanie-

rung der AEG oder der saarländischen Stahlindustrie gehören heute der 

Vergangenheit an. Die~ führt zu einem ständigen Wandel der Zentralität 

von Organisationen und Personen in der Elite. 

Schließlich darf man auch nicht vergessen, daß bei weitem die meisten 

itglieder des zentralen Zirkels diesem in erster Linie in ihrer formalen 

olle als Inhaber einer Eliteposition angehören. Zwar mögen viele dieser 

Personen in verschiedenerlei Führungspositionen über längere Zeit wichti-

ge Teilnehmer an politischen Entscheidungsprozessen sein, sobald sie 

jedoch nicht mehr über die mit solchen Positionen verbundenen Macht-

ressourcen verfügen, scheiden sie in der Regel aus dem inneren Macht-

zirkel aus. Die Zeitgebundenheit der Ergebnisse zeigt sich deutlich an den 

in Tabelle 8.1 aufgeführten Namen der 26 Personen, die 1981 die höchsten 
Nennungshäufigkeiten auf sich vereinigten. 

Mehr Vertrauen als in die personelle Zusammensetzung des Zentralen 

Zirkels kann demgegenüber in dessen Sektorkomposition gesetzt werden, 

da der Großteil der Nennungen (77.7%) intersektoraler Natur war. Dies 

spricht dafür, daß ungeachtet der sektoralen Komposition der Befragten-
population, auf deren Namensnennungen die Netzwerkanalyse basiert, die 

1 
Repräsentation verschiedener Sektoren im Netzwerk deren tatsächliche 

Bedeutung in politischen Entscheidungsprozessen angemessen reflektiert. 
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8.5 Die Zusammensetzung des Elitezirkels 

Die Analyse der demographischen Merkmale und Einstellungen der Mit-

glieder des Zentralen Zirkels, insbesondere ihr Vergleich mit den übrigen 

Sample-Mitgliedern bzw. Befragten, kann Aufschluß geben über die Basis 

für den Zugang zum Elitennetzwerk. Hierbei ist zunächst die Frage wieder 

aufzugreifen, welche Rolle die Kontrolle formaler Machtressourcen spielt, 

die an die Einnahme von Elitepositionen gebunden ist. Während die starke 

Repräsentation der Inhaber von Elitepositionen, und insbesondere von 

Mitgliedern des Top-Samples, die Bedeutung formaler Positionsressourcen 

unterstreicht, sind diese jedoch weder notwendige noch hinreichende Be-

dingung für die Zuggehörigkeit zum Elitennetzwerk bzw. dem Zentralen 

Zirkel.16 Denn einmal sind immerhin 20.4% der Personen im Netzwerk 

und 11.4% der Mitglieder des Zentralen Zirkels keine Inhaber von Elite-

positionen, und zum andern gehört nur ein kleiner Teil der Inhaber von 

Elitepositionen dem Netzwerk (30.9%) bzw. dem Zentralen Zirkel (15.6%) 

an. Wie die Analyse der zusätzlich genannten Personen mit mindestens 

zwei Nennungen jedoch zeigte, ist der Zugang zu den wichtigen Entschei-

dungsarenen im wesentlichen auf Personen beschränkt, die durchaus über 

wichtige Positionsressourcen verfügen, auch wenn sie nicht notwendigerwei-

se Elitepositionen im engeren Sinne innehaben. Macht und (politischer) 

Einfluß fallen in der Bundesrepublik also nicht völlig auseinander. Die , 

Daten bestätigen vielmehr Scheuchs bereits 1966 geäußerte Vermutung: 

16 Bei der Interpretation der Relation zwischen Inhabern von Elitepositionen und zusätzlich 
genannten Personen im Netzwerk und Zentralen Zirkel ist zu berücksichtigen, daß 
Befragte, die ja bei der angewandten Auswahlmethode alle zugleich Inhaber von Elite-
positionen waren, eine deutlich bessere Chance hatten, in das Netzwerk zu gelangen, 
sofern sie mindestens eine Nennung erhalten hatten. Wegen der symmetrischen Inter-
pretation der Nennungen hängt ihre Zentralität im Netzwerk zudem auch von der Zahl 
der von ihnen gemachten Namensnennungen ab. Der Korrelationskoeffizient zwischen 
der Anzahl der gemachten Nennungen und der Zentralität im Netzwerk betrug immerhin 
r= .65. Nicht-Befragte benötigten demgegenüber mindestens zwei Nennungen, was 
angesichts der großen Streubreite der Nennungen ein relativ strenges Kriterium war. 
Dennoch waren unter den 559 Mitgliedern des Zentralen Zirkels 181 Nicht-Befragte 
(32.4% ), unter denen sich wiederum 117 (20.9%) nicht befragte Inhaber von Elitepositio-
nen und 64 (11.4%) andere Personen befanden. Dies spricht für die Offenheit des Ver-
fahrens, auch wenn ein Bias zugunsten der Befragten existiert. 
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/ "Eine formelle Position mittlerer Bedeutung scheint eine Vorbedingung für 
' faktischen Einfluß zu sein; der tatsächliche Einfluß differiert von dort an 
sehr erheblich und weitgehend unabhängig von der offiziellen Position." 

(1966: 362) 
Als nächstes kann man fragen, ob die Mitgliedschaft im Zentralen 

Zirkel bei den nichtpolitischen Eliten auch noch mit anderen Merkmalen 
verbunden ist, die auf eine besondere Rolle dieser Personen in der Öffent· 
lichkeit hinweisen. Die Mitglieder der politischen Elite bleiben hierbei 

außer Betracht, da sie ohnehin ständig im Rampenlicht der Öffentlichkeit 

stehen. Tatsächlich gaben 81.8% der Netzwerkmitglieder gegenüber 69.2% 
aller Befragten in den nichtpolitischen Eliten Medienaktivitäten an, d.h. sie 

hatten aktiv versucht, über Fernsehen, Rundfunk oder Presse in der Öf· 

~entlichkeit für ihren Standpunkt zu werben. Gleichzeitig nannten 27.2% 
ier Zirkelmitglieder, aber nur 15.6% aller Befragten, Mitgliedschaften in 
)ffiziellen Beratergremien bei Bundesministerien. Die Aktivitäten der 
Mitglieder des Zentralen Zirkels gehen also sehr viel häufiger über das 

~ngere Umfeld ihrer eigenen Organisation hinaus. Zudem gaben auch 
56.1 % von ihnen eine Parteimitgliedschaft an, gegenüber nur 43.4% ins· 
~esamt. Dies entspricht den Ergebnissen für die USA und Australien, wo 
sich ebenfalls eine deutlich höhere öffentliche Sichtbarkeit der Zirkelmit· 
~eder ergeben hatte (vgl. Moore, 1979: 685; Higley et al„ 1979: 254; 

Higley und Moore, 1981: 589). 
Die Analyse der Nennungen zeigte bereits eine durchaus unterschied· 

liehe Einbeziehung der Mitglieder verschiedener Sektoren in politische 

Entscheidungsprozesse. Ein Vergleich des zentralen Elitenzirkels mit der 
ursprünglichen Auswahl von Positionsinhabern kann nun zusätzlichen Auf· 

schluß über das Ausmaß geben, zu dem Repräsentanten der verschiedenen 
Sektoren in ein Kommunikationsnetzwerk gesamtgesellschaftlich bedeut· 
samer Entscheidungsprozesse eingebunden sind (Tabelle 8.8). Als Haupt· 
ergebnis sticht dabei erneut die zentrale Bedeutung des Sektors Politik ins 
Auge. Fast 40 Prozent der Mitglieder des zentralen Zirkels sind Politiker. 
Nimmt man die Vertreter der Ministerialbürokratie noch hinzu, so stellen 

die Repräsentanten des politisch-administrativen Systems sogar über die 
Hälfte aller Mitglieder des zentralen Elitenzirkels. Diese überragende 
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Rolle läßt sich leicht dadurch erklären, daß Vertreter dieser beiden Sekto-

ren gemäß ihrer Rollendefinition an den meisten politisch bedeutsamen 
Entscheidungsprozessen teilnehmen. 

Auch für die Repräsentanten von Wirtschaftsverbänden und Gewerk-

schaften stellt die Beeinflussung politischer Entscheidungen eine wesent-

liche Aufgabe dar. Beide Sektoren nehmen denn auch mit jeweils rund 

acht Prozent einen beachtlichen und zudem fast gleichen Anteil im Zen-

tralen Zirkel ein. Zählt man noch die Vertreter von Wirtschaftsunterneh-

men mit ihren fast zwölf Prozent hinzu, so stellen die wirtschafts- und 

sozialpolitisch bedeutsamen Interessengruppen über ein Viertel aller Zir-

kelmitglieder, was die zentrale Bedeutung wirtschaftspolitischer Entschei-

dungen in hochindustrialisierten Demokratien unterstreicht. Hierbei ist 

allerdings zu berücksichtigen, daß die Gewerkschaften prozentual zwar im 
Zentralen Zirkel stärker vertreten sind als im ursprünglichen Sample, daß 

die Wirtschaft jedoch den Vorteil einer "doppelten" Vertretung ihrer Inter-

essen genießt, nämlich einmal durch die Wirtschaftsverbände und zum 

andern durch die Großunternehmen selbst (vgl. hierzu auch Neumann, 

1979: 63). 
Die personell relativ schwache Repräsentanz der Gewerkschaften dürfte 

weitgehend auf deren geringere Ausdifferenzierung und ihre entsprechend 

stärkere organisatorische Zentralisierung zurückzuführen sein. Der kleinen 

Zahl der DGB-Gewerkschaften plus der DAG steht schließlich eine weit 

größere Anzahl von Großunternehmen und Wirtschaftsverbänden gegen-

über. Entsprechend mußte bereits bei der Positionenauswahl in den beiden 

größten Gewerkschaften bis zur Bezirksleiterebene heruntergegangen wer-

den, deren innerorganisatorische Machtposition von vielen Beobachtern 

bereits als relativ untergeordnet betrachtet wird. Bei den Unternehmen und 

Wirtschaftsverbänden waren dagegen nur die allerwichtigsten Organisatio-

nen und Positionen einbezogen worden. Im Sample standen daher 155 

Gewerkschaftsvertretern fast 1 000 Repräsentanten von Wirtschaftsinter-

essen gegenüber, eine Relation von 1:6.3. Im Zentralen Zirkel hat sich 

diese Relation zugunsten der Gewerkschaften verbessert. Sie beträgt nun 

1:2.4. Soweit man die personelle Vertretung eines Sektors im Sample als 

Maß für dessen gesellschaftliche, und die im Zentralen Zirkel als Maß für 
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seine politische Bedeutung betrachten kann, zeigt sich also, daß die gesell-

schaftliche Bedeutung der Wirtschaft deren politische Bedeutung weit 

übersteigt. Falsch wäre indes der Schluß auf eine politische Abstinenz der 

Repräsentanten der Wirtschaft, da sie mit fast einem Fünftel immerhin 

nach den Politikern die stärkste Gruppe im Zentralen Zirkel der Bundes-

republik stellen. Charakteristisch für die Wirtschaft ist vielmehr die hier 

herrschende ausgeprägte Arbeitsteilung. Während viele ihrer Repräsentan-

ten sich ganz offensichtlich auf ihre organisationsinternen Aufgaben kon-

zentrieren, nimmt ein relativ kleiner, zahlenmäßig jedoch keinesfalls unbe-

deutender Anteil von ihnen aktiv am politischen Geschehen in der Bundes-

republik teil. 
Die Repräsentanz der übrigen Sektoren entspricht der Bedeutung, die 

sich bereits bei der Analyse der Nennungen für sie zeigte. Massenmedien 

und Wissenschaft sind mit je acht Prozent relativ gut vertreten, wobei das 

relative Gewicht der Medienvertreter sich gegenüber der Sampleauswahl 

nach unten, das der Wissenschaft jedoch nach oben verschoben hat. Bei 

den Medien dürfte hierfür in erster Linie verantwortlich sein, daß im 
Sample die regionalen Tageszeitungen relativ stark vertreten waren, die in 

der nationalen Politik vermutlich eine nur untergeordnete Rolle spielen. 

Der gegenüber der ursprünglichen Personenauswahl höhere Anteil von 

Wissenschaftlern dürfte seine Ursache ebenfalls in den Auswahlkriterien 

des Positionsansatzes gehabt haben. Während dort die sektorspezifischen 

Führungspositionen in Universitäten, Forschungsinstituten und Forschungs-

förderung ausschlaggebend waren, spielen bei politischen Entscheidungs-

prozessen Wissenschaftler zusätzlich als Experten eine Rolle. Diese Exper-

ten haben nicht notwendigerweise gleichzeitig eine Führungsposition im 
Sektor Wissenschaft inne, auch wenn die Positionenauswahl dieser Tatsa-

che bereits dadurch Rechnung trug, daß sowohl die Mitglieder des Sach-

verständigenrates zur Begutachtung der Gesamtwirtschaftlichen Lage als 
auch Repräsentanten der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute 

berücksichtigt wurden. Die Bedeutung von Wissenschaftlern als Experten 

wird durch die vorangegangene Analyse der Nennungen für nicht im Eli-

tensample enthaltene Personen gestützt, wo ja Universitätsprofessoren 
- neben einfachen Bundes- und Landtagsabgeordneten und Journalisten -
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in relativ großer Zahl als Kontaktpersonen genannt worden waren. Ent-
sprechend ist auch der Anteil der nicht im ursprünglichen Sample vertrete-
nen Mitglieder des Zentralen Zirkels im Sektor Wissenschaft mit 19.6% am 
höchsten. 

Die Sektoren Militär und Kultur spielen schließlich im Zentralen Zirkel 

mit einem bzw. drei Vertretern praktisch keine Rolle. Sie sind offensicht-
lich nicht in wichtige politische Entscheidungsprozesse integriert. 

Autoren, die versucht haben, die Existenz einer Machtelite bzw. einer 
herrschenden Klasse in modernen Demokratien nachzuweisen, haben oft 
die privilegierte Herkunft von Eliten bemüht und gleichzeitig argumentiert, 

daß sich die Mitglieder des engeren Machtzirkels durch eine noch exklusi-

vere Herkunft auszeichnen. Von daher liegt es nahe, diese zweite Hypo-

these auch für die Mitglieder des bundesrepublikanischen Elitezirkels zu 
untersuchen. Allerdings sind die Unterschiede in der sozialen Herkunft 

zwischen der Gesamtgruppe der befragten Positionsinhaber und den Mit-

gliedern des Zentralen Zirkels schwach bis nichtexistent. Bei den im Zen-
tralen Zirkel vertretenen Politikern stammen 34.8% aus der höchsten Sta-

tusgruppe der größeren Selbständigen und gehobenen Angestellten, gegen-

über 29.5% aller befragten Politiker. In den übrigen Eliten kommen umge-
kehrt sogar geringfügig mehr Zirkelmitglieder aus der Arbeiterschaft 
(10.4% gegenüber 9.2%). 

Ähnlich gering sind die Unterschiede bezüglich der aktuellen Mitglied-
schaft in gesellschaftlichen Vereinigungen. Bei den nichtpolitischen Eliten 

gaben 30.2% der Zirkelmitglieder gegenüber 26.6% aller Befragten eine 
solche Mitgliedschaft an, bei den Politikern 18.7% gegenüber 18.6%. Bei 
den studentischen Verbindungen schließlich ist der Anteil der Mitglieder 

solcher Verbindungen bei den Politikern im Zirkel geringfügig höher 
(16.3% im Vergleich zu 13.1%), bei den anderen Eliten im Zirkel dagegen 
niedriger (13.3% gegenüber 15.0%). Auch diese Ergebnisse entsprechen 

den zuvor in den USA und Australien gefundenen, nach denen ein besten-
falls schwacher Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Mitglied-

schaft in exklusiven Vereinigungen einerseits und der Zugehörigkeit zum 
Zentralen Zirkel andererseits existiert (Moore, 1979: 686ff.; Moore und 

Alba, 1982: 54ff.; Higley et al., 1979: 249). 
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Schließlich soll noch untersucht werden, inwieweit die Mitglieder des 
Zentralen Zirkels sich in ihren politischen Einstellungen von den übrigen 
Befragten unterscheiden. Dies ist unter zwei Aspekten interessant. Erstens 
hätte unter der Annahme, daß die Mitglieder des Zentralen Zirkels einen 
überproportionalen Einfluß auf politische Entscheidungsprozesse haben, 
eine empirisch vorfindliche Differenz in den politischen Präferenzen be-
trächtliche politische Konsequenzen. Der Nutzen des Positionsansatzes bei 
der Erforschung der politischen Einstellungen von Eliten wäre dann zu-
mindest im Hinblick auf die daraus ableitbaren Prognosen stark ein-
geschränkt. Zum anderen gibt jedoch der Grad der ~omogenität bzw. 
Heterogenität der politischen Zielvorstellungen im Zentralen Zirkel auch 
Auskunft über die demokratietheoretisch überaus bedeutsame Frage nach 

der Qualität der gefundenen Elitestruktur. 
Wegen des Mangels an Information über die Art der den Namensnen-

nungen zugrundeliegenden Beziehungen, kann man aus der bloßen Exi-
stenz eines Zentralen Zirkels zunächst ja nicht wissen, wie homogen bzw. 
wie kontrovers die in ihm repräsentierten Standpunkte sind. Machteliten-
theoretiker haben in der Regel einen hohen Grad an Übereinstimmung in 
der Elite postuliert, ohne diesen allerdings empirisch nachzuweisen. Umge-
kehrt gibt es jedoch viele gute Gründe für die Annahme, daß Entschei-
dungsprozesse in der Regel konfligierende Interessen involvieren, und daß 
die Befragten daher nicht nur solche Kontaktpartner nannten, mit deren 
Vorstellungen sie übereinstimmten, sondern durchaus auch ihre Opponen-
ten. Das Konzept sozialer Zirkel impliziert schließlich keine Interessenhar-

monie, sondern solche Zirkel können auch eine Basis für die Austragung 
von Konflikten darstellen. Die Existenz eines informellen Kommunikations-
netzwerks, in dem kontroverse Standpunkte ausgetauscht werden, würde 
dann zeigen, daß in der Elite heterogene Interessen repräsentiert sind, daß 
ihre Mitglieder jedoch gleichzeitig der Suche nach einvernehmlichen Lö-
sungen Vorrang vor dem Rückgriff auf Sanktionspotentiale geben. 

Als erster grober Indikator für das Ausmaß der Einstellungsdifferenzen 
im Zentralen Zirkel kann zunächst die Parteizugehörigkeit bzw. Partei-

\ 

präferenz dienen. Den Zahlen in Tabelle 8.9 ist zu entnehmen, daß Politi-
ker der sozialliberalen Koalition im Zentralen Zirkel stärker vertreten sind 
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als im ursprünglichen Sample (60.2% zu 54.4% ). Dies ist fast ausschließlich 
auf einen Zuwachs der FDP-Politiker zurückzuführen, die ihren Anteil 

gegenüber dem Sample von 9.1 % auf 16.3% gesteigert haben. Diese gestei-
gerte Bedeutung der FDP ist angesichts von deren Beteiligung an der 
Bundesregierung und verschiedenen Landesregierungen nicht weiter über-
raschend. Als wichtigeres Ergebnis muß demgegenüber die starke Reprä-
sentanz von Unionspolitikern im Zentralen Zirkel betrachtet werden 

(39.8%). Es zeigt, daß die Oppositionsparteien in zentrale Entscheidungs-

prozesse voll integriert sind. Dies ist mit Sicherheit wenigstens teilweise auf 

die föderative Struktur der Bundesrepublik zurückzuführen, in der ja die 

Thbelle 8.9: Netzwerkposition und Parteipräferenz 
(Zeilenprozentwerte, fehlende Werte nicht berücksichtigt) 

Politische Elite 

Befragte 
Insgesamt 

Netzwerk 

Zentraler 
Zirkel 

Andere Eliten 

Befragte 
Insgesamt 

Netzwerk 

Zentraler 
Zirkel 

n 

274 

206 

123 

1470 

493 

255 

SPD 

45.3 

43.2 

43.9 

25.8 

32.6 

35.1 

CDU/ 
CSU 

45.6 

44.7 

39.8 

54.4 

52.l 

50.2 

FDP 

9.1 

12.l 

16.3 

17.4 

13.8 

13.7 

Grüne 

0.0 

0.0 

0.0 

2.4 

1.5 

0.9 

Oppositionsparteien vermittels ihrer Kontrolle von Landesregierungen und 

ihrer dadurch bedingten Vertretung im Bundesrat an der Bundesgesetz-

gebung partizipieren. Wahrscheinlich ergäbe sich in einem zentralistischen 

System wie beispielsweise in Großbritannien eine dominantere Position der 

Regierungspartei( en). 
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Bei den übrigen Eliten, deren parteipolitische Komposition ja weitge-

hend unabhängig von Wahlergebnissen ist, ist es schwer, vorab eindeutig 

zu bestimmen, ob man überhaupt eine Veränderung zugunsten einer stär-

keren Vertretung von Anhängern der Regierungsparteien erwarten sollte. 

Dafür spräche die in sozialpsychologischen Untersuchungen regelmäßig 

zutagetretende Tendenz, konsonante Informationen zu suchen bzw. sich auf 

den Rat von Personen zu verlassen, mit denen man grundlegende Über-

zeugungen teilt. Andererseits haben wir es hier aber mit Eliten zu tun, die 

in hochprofessionalisierten Kontexten agieren und es gewohnt sind, ihre 

Vorstellungen auch gegen Widerstand durchzusetzen. Zudem können sich 

die Politiker ihre Gesprächspartner in den übrigen Eliten nicht frei wählen, 

sondern müssen die tatsächliche Macht von Personen und Organisationen 

berücksichtigen, auch wenn diese ihnen nicht genehme Vorstellungen ver-

rtreten. 

Die Ergebnisse zeigen eine schwache Tendenz zu einer stärkeren Re-

präsentanz der SPD-Anhänger im Zentralen Zirkel, nämlich von 35.1 % im 
Vergleich zu 25.8% bei allen Befragten. Gleichzeitig sind die Anhänger der 

Unionsparteien etwas schwächer vertreten, mit 50.2% gegenüber 54.4%. 
Erstaunlicherweise nimmt auch der Anteil der FDP-Anhänger etwas ab, 

l nämlich von 17.4% auf 13.7%. Dies mag daran liegen, daß der kulturelle 

Sektor, in dem die FDP mit 25.3% besonders stark ist, im Zentralen Zirkel 

praktisch nicht vertreten ist, während umgekehrt die Gewerkschaftselite, 

in der es fast keine FDP-Anhänger gibt, hier einen größeren Anteil ein-

nimmt. Damit zeigt sich, daß in den Eliten die Neigung zur Auswahl ein-

stellungshomogener Kommunikationspartner durch die Notwendigkeit zum 

Umgang mit Personen, die die eigenen Vorstellungen nicht teilen, erfolg-
reich konterkariert wird. 

Als letzter Punkt soll hier noch überprüft werden, inwieweit bei den 

Mitgliedern des Zentralen Zirkels eine Tendenz zur Angleichung ihrer 

konkreten politischen Issue-Einstellungen besteht. Eine solche könnte ja 

unabhängig von der Parteipräferenz einfach aufgrund des Zwangs zum 

ständigen Umgang miteinander entstehen. In diesem Sinne hat Lehmbruch 

auf die Existenz konsensueller Subsysteme hingewiesen, zu denen beispiels-

1 weise Parlamente gehören (1969: 304ff.). Eine solche Angleichung der 
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politischen Positionen läßt sich bei den Mitgliedern des Zentralen Zirkels 

jedoch nicht beobachten, und zwar weder in der politischen Elite, noch bei 

den übrigen Eliten. Die Differenzen zwischen den Repräsentanten bzw. 

Anhängern der SPD einerseits und der Unionsparteien andererseits sind 

hier praktisch genauso groß wie bei der Gesamtgruppe der befragten Eli-

ten. Auf die Ausweisung der entsprechenden Zahlen wurde daher verzich-

tet. Auch dieses Ergebnis überrascht nicht, da es erneut den Resultaten 

der beiden Vorläuferstudien entspricht (Higley et al., 1979: 255). Es bedeu-

tet, daß politische Konflikte innerhalb des engeren Kerns der Elite nicht 

weniger ausgeprägt sind. Die Ergebnisse bestätigen daher nicht die ver-

breitete verschwörungstheoretische Annahme von der Existenz einer inter-
essenhomogenen Machtelite. 

Was die prognostische Kraft der gefundenen Einstellungsverteilungen 

angeht, so verschieben sich die Kräfteverhältnisse für die einzelnen politi-

schen Issues im Zentralen Zirkel gegenüber den Verteilungen in der ge-

samten Positionselite nur minimal. Prognoserelevant könnte eine solche 

Verschiebung also nur bei solchen Issues werden, in denen sich die Befür-

worter und Gegner einer Entscheidung fast die Waage halten, und daher 

auch eine geringfügige Verschiebung der einen oder anderen Seite das 

Übergewicht geben könnte. Eine solche Umkehrung der Mehrheitsverhält-

nisse ist in der politischen Elite bei zwei von zwölf Issues zu beobachten. 

In Bezug auf die Aufhebung des Radikalenerlasses haben im Zentralen 

Zirkel die Befürworter eine knappe Mehrheit von 51.6% im Vergleich zu 

47.9% bei allen befragten Politikern. Hinsichtlich der Erweiterung der 

Mitbestimmung sind die Befürworter demgegenüber in die Minderheit 

geraten (48.0% zu 52.4%). Bei den übrigen Eliten sprach sich jedoch eine 

deutliche Mehrheit sowohl der Zirkelmitglieder als auch aller Befragten 

gegen beide Issues aus, so daß sich von daher für die Gesamtelite ohnehin 

eine negative Prognose ergeben würde, und zwar für den Zentralen Zirkel 

ebenso wie für die Gesamtgruppe der befragten Positionseliten. Tatsächlich 

wurden in bezug auf beide Issues keine neuen Entscheidungen getroffen, 

auch wenn einzelne Bundesländer den Radikalenerlaß faktisch außer Kraft 
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setzten. Durch die Netzwerkanalyse wird die Prognosefähigkeit also besten-

falls minimal erhöht.17 

8.6 Elitenintegration und Demokratie 

Um die Bedeutung des Zentralen Zirkels angemessen zu beurteilen, ist es 
zunächst notwendig, sich nochmals die Art der Fragen zu vergegenwärti-
gen, die den analysierten Namensnennungen zugrundeliegen. Die Befragten 
waren nach ihren wichtigsten Kontaktpartnern im Rahmen desjenigen 
Entscheidungsprozesses gefragt worden, dem zur Zeit der Umfrage ihre 
Hauptaktivität galt. Damit zeigen die Ergebnisse zunächst, daß die ver-
schiedenen Entscheidungsprozesse, an denen Eliten teilnehmen, nicht 
unverbunden nebeneinander ablaufen, sondern teilweise dieselben Perso-
nen involvieren. Nur auf diese Weise ist zu erklären, daß die Analyse 
einen, und nicht mehrere Elitezirkel ergab. Pappi hat einen vergleichbaren 
Zirkel daher als den "integrativen Kern eines Elitesystems" (1984: 85) 
bezeichnet. Eine solche integrierte Struktur ist eine notwendige, wenn auch 
nicht hinreichende Bedingung für eine Koordination zwischen verschiede-
nen Entscheidungsprozessen.18 

17 Ohnehin steht zu vermuten, daß Entscheidungsprozesse zu komplex sind und eine zu 
große Eigendynamik haben, als daß sie bei knappen Mehrheitsverhältnisse aus bloßen 
Einstellungsverteilungen vorhergesagt werden könnten. Dementsprechend ist die progno-
stische Kraft von Einstellungsuntersuchungen bei Eliten begrenzt. Ähnlich wie auch 
Einstellungsuntersuchungen in der Bevölkerung, geben sie primär Auskunft über grund· 
legende politische Konfliktlinien sowie über Stimmungslagen und deren Veränderungen. 

18 Es ist natürlich durchaus denkbar, daß auch bei einem sich überlappenden Teilnehmer-
kreis letztlich in Widerspruch zueinander stehende Entscheidungen getroffen werden. 
Dies kann daran liegen, daß die Teilnehmer an zwei gleichzeitig ablaufenden Entschei-
dungsprozessen die Widersprüchlichkeit der schließlich getroffenen Entscheidungen nicht 
wahrnehmen oder aber keine Möglichkeit sehen, die oftmals als komplizierte Kompro· 
misse zustandegekommenen Entscheidungen in dieser Form zu verhindern. In der Litera· 
tur über demokratische Entscheidungsprozesse läßt sich eine Fülle von Beispielen hierfür 
finden (vgl. Lehner, 1979: 129ff.). Gleichzeitig ist die Integration verschiedener Ent-
scheidungsprozesse über personelle Verflechtungen aber die Voraussetzung dafür, daß 
solche Widersprüche überhaupt erkannt werden können. Und scnließlich ist vor allem 
im Bereich von ausgabenrelevanten Entscheidungen (z.B. bei der Festlegung öffentlicher 
Haushalte), oftmals eine Prioritätensetzung und damit eine wenigstens minimale Koor-
dination erforderlich . 
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Die Analyse des Elitennetzwerks für die Bundesrepublik entspricht 
nicht nur den beiden Vorläuferstudien in den USA und Australien, son-
dern im Hinblick auf drei zentrale Ergebnisse auch der bislang wohl auf-
wendigsten und ergiebigsten Studie über Netzwerke nationaler Entschei-
dungsprozesse, die von Laumann und Knoke in den USA durchgeführt 
wurde (1987).19 Dies ist erstens die zentrale Stellung und aktive Rolle der 
Repräsentanten politisch-administrativer Institutionen und Organisationen 
(governmental actors) in nationalen Kommunikationsnetzwerken (1987: 
377). All diese Studien haben zweitens eine enge Verflechtung öffentlicher 
und privater Organisationen ergeben (Laumann und Knoke, 1987: 381f.; 
vgl. auch Wilks und Wright, 1987: 287f.). Beide Ergebnisse stellen die klas-
sischen Theorien über Machtstrukturen in modernen Demokratien in Fra-
ge, die sich lange Zeit auf die Streitfrage der Autonomie des Staates ge-
genüber der Wirtschaft und der Einheitlichkeit staatlicher Interessen kon-
zentriert haben. Die Realität ist demgegenüber sehr viel komplexer und 
entspricht eher den zu Beginn vorgestellten theoretischen Erwartungen 
Nordlingers (1981). Ein drittes übereinstimmendes Ergebnis ist die elitäre 
Natur der gefundenen Strukturen. Zwar ist der Zugang zu den Entschei-
dungsarenen prinzipiell offen, und unterschiedliche Entscheidungsprozesse 
involvieren sich nur teilweise überlappende Mengen von Akteuren, jedoch 
spielt bei den einzelnen Entscheidungsprozessen jeweils nur eine begrenzte 
Anzahl von Akteuren eine signifikante Rolle (Laumann und Knoke: 

378ff.).20 

19 Laumann und Knoke untersuchten allerdings lediglich zwei Politikbereiche, nämlich 
Energie- und Gesundheitspolitik. Ihre Ergebnisse lassen sich daher nicht ohne weiteres 
auf die Gesamtstruktur politischer Entscheidungsprozesse in den USA generalisieren. 
Insbesondere lassen sich auf der Basis ihrer Untersuchung keine Aussagen über die 
Gesamtheit der relevanten Akteure machen. 

20 Ein Hauptunterschied zwischen den Untersuchungen nationaler Elitennetzwerke und der 
Studie von Laumann und Knoke besteht allerdings darin, daß der Fokus der letzteren 
auf den Beziehungen zwischen kollektiven Akteuren lag, während in der hier vorliegen-
den Studie Individuen im Mittelpunkt des Interesses stehen. Laumann und Knoke recht-
fertigen ihre Vorgehensweise mit der Feststellung, daß individuelle Akteure seit dem 19. 
Jahrhundert zunehmend an Bedeutung verloren haben (1987: 381). Diese Annahme wird 
durch die Analyse des bundesrepublikanischen Elitennetzwerks durchaus gestützt, da sich 
die mit einer Eliteposition verbundenen Ressourcen als eine wesentliche Voraussetzung 
der Mitgliedschaft im zentralen Elitenzirkel erwiesen haben. Der hier gewählte individua-
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j Die gefundene Elitestruktur ermöglicht den informellen Austausch von 
1 
Informationen und Einflußversuchen, d.h. sie impliziert einen Willensbil-
dungsprozeß, der es den Elitemitgliedern erlaubt, kontroverse Standpunkte 

.bereits im Vorfeld von Entscheidungen abzuklären. Die dauerhafte Auf-

·. rechterhaltung einer solchen Struktur wiederum setzt voraus, daß sich die 
Beteiligten um allseits akzeptable Kompromisse bemühen und einen offe-

! nen Konfrontationskurs vermeiden. Diese Merkmale von Elitezirkeln stim-
! men mit neueren demokratietheoretischen Überlegungen Sartoris (1987) 
i überein. Sartori wies darauf hin, daß der polarisierende Effekt der Mehr-
\ heitsregel in der Praxis funktionierender Demokratien durch eine Entschei-
\ dungsstruktur neutralisiert wird, in der Entscheidungen nicht als diskret 
\und als Nullsummenspiel, sondern als ein kontinuierlicher Prozeß und ein 
!Positivsummenspiel behandelt werden (1987: 224). In dieser Struktur spie-
llen Ausschüsse (committees) eine wichtige Rolle, in denen die verschiede-

1
1 nen Entscheidungsmaterien konsensuell ausgehandelt werden. Die Gesamt-
heit dieser Ausschüsse wiederum bildet nach Sartori ein Netzwerk, dessen 

1 
/ Einheiten bei ihren Entscheidungen die Interessen der übrigen berücksich-
/ tigen und damit ein Mindestmaß an Koordination ermöglichen (1987: 

231ff.).21 Auch wenn die Aushandlungsprozesse grundsätzlich allen Betei-
ligten die Chance zur Artikulation ihrer Interessen bieten, impliziert eine 
solche Struktur wegen deren unterschiedlicher Ressourcenausstattung 
allerdings keineswegs auch gleiche Durchsetzungschancen.22 

listische Ansatz hat damit allerdings seine Berechtigung nicht verloren. Er allein bietet 
die Voraussetzung dafür, das Ausmaß der organisatorischen Verfestigung von Eliten-
netzwerken überhaupt festzustellen. Zudem besteht das Hauptinteresse der hier vor-
gestellten Elitestudie gerade nicht in der detaillierten Untersuchung einzelner Entschei-
dungsprozessen, sondern in einer sehr viel globaleren Analyse der Elitenkultur, in der 
die Struktur des Kommunikationsnetzwerks nur ein Aspekt unter anderen ist. 

21 Damit findet also ein zweifacher Konsensbildungsprozeß statt: einmal innerhalb der 
A~sschüsse und einmal zwischen ihnen. Auch Sartori weist darauf hin, daß diese Struktur 
weit davon entfernt ist, Koordination im Sinne von kohärenten Entscheidungen zu 
produzieren. "Coordination is the telos; but much of the actual process is best described 
as a muddling through." (1987: 232) 

22 Eine wichtige Bedingung für die Stabilität der Struktur sind aus diesem Grunde wech· 
selnde Koalitionen. "A winning majority that always wins builds up... an intense, 
frustrat~d minority of regular losers, which is likely, in turn, to slow down the 
proceedmgs, to engage in obstructionist rather than cooperative tactics, and in the end 
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Zwei wichtige Konsequenzen der Existenz einer solchermaßen integrier-

ten Elite sind die Abmilderung der vorhandenen ideologischen Gegensätze 

(vgl. auch Laumann und Knoke, 1987: 383ff.) sowie die prinzipiell kon-

servative Natur der durch diese Struktur produzierten Entscheidungen. Die 
Komplexität des Systems macht fundamentale Änderungen der informellen 
Verteilungs- und Entscheidungsregeln unwahrscheinlich. "In essence, the 

other side of the coin is that positive-sum outcomes basically lead to 
incremental change. Rapid or decisive change confronts clear cut yes-or-no 

alternatives and hence demands zero-sum decisions." (Sartori, 1987: 237; 

vgl. hierzu auch Laumann und Knoke, 1987: 384ff.) 
Der demokratische Charakter einer solchen Struktur liegt primär in der 

zentralen Rolle, die gewählte Politiker in ihr spielen (Sartori, 1987: 234). 
Gleichzeitig weist jedoch die elitäre Natur politischer Entscheidungsprozes-

se den Bürgern lediglich die Rolle von Beobachtern und Konsumenten von 
Politik zu und beschränkt ihren direkten Einfluß auf politische Einzelent-

scheidungen. Damit zeigt die gefundene Struktur die Grenzen basisdemo- l 
kratischer Prinzipien auf. Weiterhin ist offenkundig, daß ein Repräsenta-

tionsmodell, in dem nur die Interaktion zwischen Wählern und Gewählten 

eine Rolle spielt, die wichtige Rolle privater Organisationen in solchen 

Prozessen verkennt. Andererseits entsprechen jedoch verschwörungstheore-
tische Annahmen über die Existenz einer interessenmäßig homogenen 

Machtelite ebensowenig der Realität. Hiergegen sprechen sowohl das 
relativ breite Spektrum der im Zentralen Zirkel repräsentierten Organisa-
tionen als auch die in ihm vertretenen ausgeprägten Einstellungsdifferenzen 

über wichtige politische Streitfragen. 

to heighten the overall decisional costs to an unbearable point." (Sartori, 1987: 231) 
Während die Ergebnisse der Mannheimer Elitestudie aufgrund ihrer Beschränkung auf 
Strukturinformationen und ihres Mangels an Informationen über Entscheidungsoutputs 
hierzu keine Aussagen ermöglichen, zeigen Laumann/Knokes Ergebnisse, daß Entschei-
dungsprozesse in den USA tatsächlich diesem Modell wechselnder Koalitionen entspre· 
chen (1987: 386f.). 
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9. Zusammenfassung: Der Charakter der 
Eliten in der Bundesrepublik 

Ziel der vorliegenden Arbeit war es, auf der Basis theoretischer Überle-
gungen klassische elitetheoretische Postulate einer kritischen Überprüfung 
zu unterziehen und sie anhand der Daten über die Eliten der Bundesrepu-
blik auf ihre empirische Tragfähigkeit hin zu untersuchen. An dieser Stelle 
sollen nun die wichtigsten Analyseergebnisse nochmals kurz rekapituliert 
und in einen umfassenderen Zusammenhang gestellt werden. Dazu wird 
auf die drei im Einleitungskapitel aufgeworfenen Fragen zurückgegriffen, 
nämlich nach der vertikalen Integration der Gesellschaft, nach der Eliten-

integration und schließlich nach der Rolle des Staates. 
Vertikale Integration wurde zum einen über die soziale Distanz zwi-

s~n Eliten und Bevölkerung (R~Pt.Ä!!e1-1-tlit!yitä!1_ zum andern übeLE.in:.. 
stellung.skoniuuenzen gemessen. Die soziale Heterogenität der Eliten und 
die Muster des Aufstiegs in Elitepositionen indizieren hier zunächst ein 
relativ großes Maß an Offenheit der Elitenrekrutierung. Dies impliziert 
allerdings keine Gleichheit der Karrierechancen, da die soziale Mobilität 
in der Bundesrepublik durch die nach wie vor ungleich verteilten Bildungs-
chancen eingeschränkt ist. Die Eliten rekrutieren sich daher überproportio-
nal aus den sozial und beruflich privilegierten Bevölkerungssegmenten. 
Diese mangelnde Repräsentativität der Eliten ist jedoch keine Besonder-
heit der Bundesrepublik, sondern reflektiert ein universell vorfindbares 
Muster, nach dem sich die sozioökonomischen und politischen Ungleich-
heiten in einer Gesellschaft auch in der sozialen Komposition von Eliten 
niederschlagen. 

Die Eliten zeichnen sich jedoch nicht nur durch eine mangelnde Re-
präsentativität aus, sondern weichen auch in ihren politischen Orientie-
rungen vom Bevölkerungsdurchschnitt ab. Bei den nichtpolitischen Eliten 
zeigt sich ein im Vergleich zu den Wahlergebnissen deutliches Übergewicht 
der Anhänger der bürgerlichen Parteien. Dieses ist teilweise auf ihren 
höheren sozialen Status, teilweise auf die Rekrutierungsbedingungen der 
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eim.elnen Sektoren zurückzuführen. Betrachtet man Parteien im traditionel-

len Sinne als Repräsentanten der Interessen verschiedener Bevölkerungs-

gruppen, so bedeutet dies eine Asymmetrie der Interessenrepräsentation 
zugunsten ökonomisch privilegierter Gruppen. Und umgekehrt müssen die 
sozialdemokratischen Parteieliten in einem sozialen Umfeld agieren, das 

ihnen politisch überwiegend ablehnend gegenübersteht. 

Die politischen Konfliktlinien zwischen den Parteien sind auf der Eli-
tenebene weit stärker ausgeprägt als in der Bevölkerung. Zudem sind die 
Bevölkerungseinstellungen nur im Ausnahmefall als konkrete Erwartungen 

an die Politiker zu interpretieren und stellen bei einem Großteil der Bür-
ger lediglich schwach ausgeprägte Präferenzen dar, deren interne Kon-

sistenz gering ist. Daraus ergeben sich relativ große Handlungsspielräume 
für die Eliten. Dies macht eine Revision der Vorstellung erforderlich, die 
Qualität der Repräsentation sei über das Ausmaß der Einstellungskon-

gruenzen zwischen Eliten und Bürgern zu bestimmen. Ein solches Reprä-

sentationsmodell ignoriert sowohl die aktive Rolle der Eliten in Meinungs-

bildungsprozessen als auch die geringe Kristallisierung der Einstellungen 
der passiven Bevölkerungsmehrheit. Die Ergebnisse legen es also nahe, auf 

der Basis der Burkeschen Konzeption des freien Mandats ein realistische-

res Repräsentationsmodell zu entwickeln, das sich an der Identifikation der 
Bürger mit den Parteien und Politikern und der Zufriedenheit mit dem 

gegenwärtigen System der Repräsentation orientiert. 
Die Analyse der sozialen Komposition der Eliten wie auch die Analyse 

der politischen Einstellungen von Eliten und Bevölkerung ergaben keine 
Hinweise darauf, daß die Eliten eine vom Rest der Gesellschaft abgeho-

bene Gruppe darstellen. In Bezug auf alle untersuchten Merkmale zeigte 
sich vielmehr, daß die Eliten den oberen Statusgruppen in der Gesellschaft 

weit ähnlicher sind als den niedrigeren Statusgruppen. 
Somit läßt sich die Annahme einer Dichotomie zwischen "Elite" und 

"Nicht-Elite" empirisch nicht aufrechterhalten und muß zugunsten eines 

hierarchischen Modells gesellschaftlicher Machtverteilung aufgegeben wer-
den. Gleichzeitig ist die Rückbindung der Eliten an die Sozialstruktur sehr 

viel differenzierter zu sehen als dies in der klassischen Kontroverse zwi-
schen sozioökonomischen Determinismus einerseits und Elitenvoluntaris-
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mus andererseits zum Ausdruck kommt. Einem hohen Maß an Elitenauto-

nomie in der Definition von Organisationszielen und der politischen Agen-

da stehen Handlungsrestriktionen gegenüber, die sich aus formalen und 

informellen Regeln wie auch aus der Parteienkonkurrenz um Wählerunter-

stützung ergeben. 
Als Indikatoren für die horizontale Integration (Elitenintegration) wur-

den der Grad des Konsens' in~en EinstellllßiCil sowie die 

Interaktionen auf Elitenebene l?etrachtet. Auf der Einstellungsebene beste-

hen ausgeprägte Differenzen zwischen den Politikern von SPD, FDP und 

CDU/CSU. Auch die Issue-Einstellungen der übrigen Eliten sind entlang 

der beiden für das Parteiensystem konstitutiven Konfliktlinien organisiert, 

nämlich dem Konflikt über ökonomische bzw. sozialpolitische Fragen einer-

seits und über gesellschaftspolitische Fragen (sozialmoralische Issues und 

individuelle Freiheitsrechte) andererseits. Lediglich die erste dieser Kon-

fliktfronten ist auch strukturell in den Eliten verankert und verläuft parallel 

zur Sektorzugehörigkeit, nämlich zwischen den Wirtschafts- und den Ge-

werkschaftseliten. Die zweite Konfliktlinie, die weitgehend mit den Fronten 

des klassischen Religionskonflikts zusammenfällt, hat dagegen ihre struktu-

relle Verankerung in der Gesellschaft weitgehend verloren und hängt heute 

primär mit den individuellen Werthaltungen zusammen. 

Die Daten zeigen keine grundlegenden Veränderungen der politischen 

Konfliktstruktur im untersuchten Zeitraum von 1968 bis 1981. Die koali-

tionspolitisch bedeutsamen Veränderungen dieses Zeitraums resultierten 

vielmehr aus einer Verschiebung in der Bedeutung politischer Themen, die 

unterschiedliche koalitionspolitische Konstellationen nahelegte. Auch der 

vielbeschworene Wertewandel hat bei den Eliten nicht zur Entstehung 

einer neuen Konfliktdimension geführt. Die Analyse des Postmaterialismus 

ergab, daß dieser eng mit dem wohl-etablierten Konflikt über gesellschafts-

politische Fragen zusammenhängt. Selbst der relativ neue Konflikt über die 

Kernkraft war 1981 bereits in das Parteiensystem integriert. 

Neben den politisch kontroversen Themen gibt es jedoch auch einen 

konsensuellen Einstellungsbereich, der sich auf das politische System und 

die Form der Austragung von Konflikten bezieht. Die Anerkennung der 

Spielregeln demokratischer Konfliktaustragung ist in Eliten und Bevölke-
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rung gleichermaßen hoch. Bei den Eliten ist darüber hinaus die Toleranz 

gegenüber abweichendem Verhalten und Minderheiten durchweg höher als 

in der Bevölkerung. 

Die Mitglieder der bundesdeutschen Elite weisen eine breite Rekrutie-

rungsbasis auf und haben ein breites Spektrum von Ausbildungsgängen 

durchlaufen. Da auch ihre Karrieren überwiegend sektorintern verlaufen, 

ist ihre soziale Kohäsion relativ gering, d.h. es fehlen ihnen die struktu-

rellen Voraussetzungen für die Elitenintegration weitgehend. Dennoch 
ergaben die Interaktionsmuster der Eliten ein dichtes Netz von Beziehun-
gen zwischen Organisationen einerseits und zwischen Personen anderer-
seits. Das bundesdeutsche Elitennetzwerk ist kaum weniger dicht als die 

entsprechenden Elitennetzwerke in den USA und Australien. Sein Kern, 

der Zentral~i!f kel, umfaßt Repräsentanten fast aller Sektoren und besteht 

zudem aus Personen, die in mehreren Politikfeldern gleichzeitig aktiv sind. 

Er trägt zur intersektoralen Integration ebenso wie zur Verflechtung der 
verschiedenen Politikfelder bei. Scheuchs These von der Segmentierung der 
beruflichen Tätigkeitsfelder ebenso wie Lehners These von der Segmentie-
rung von Politikfeldern finden daher wenig Bestätigung in den Daten. Mit 
Ausnahme der Militär- und Kulturelite sind Eliten aller Sektoren in das 

Elitennetzwerk integriert. Darüber hinaus bestehen durchaus auch Kon-
takte zur "Basis", diese spielen jedoch im Vergleich zu den beruflichen 

Kontakten und den Kontakten im Rahmen politischer Entscheidungspro-

zesse eine geringere Rolle. 
Das gefundene Ausmaß der Elitenintegration ist also beträchtlich. Es 

ist verbunden mit einem hohen Grad an sozialer und politischer Ungleich-

heit in der bundesrepublikanischen Gesellschaft. Als kritischer Sozialwis-
. senschaftler könnte man aufgrunddessen geneigt sein, die Existenz einer 

Machtelite in der Bundesrepublik anzunehmen. Allerdings ist dabei zu 
berücksichtigen, daß die Eliten der Bundesrepublik keine sozial und poli-
tisch abgehobene Kaste darstellen und zudem in ihren jeweiligen Organisa-

tionen fest verankert sind. Damit sind ihren Möglichkeiten Grenzen ge-

setzt, sich als Machtelite gegenüber der Gesellschaft zu verselbständigen. 

Die zentrale Position des Sektors Politik zeigt sich sowohl im Hinblick 
auf die Bedeutung der politischen Parteien bei der Strukturierung gesell-
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schaftlich-politischer Konfliktmaterien als auch auf die Zentralität von 
politischen Institutionen und Politikern im Organisationen- und Personen-

: netzwerk. Zwar ist dies nicht gleichbedeutend mit einer Überordnung der 
politischen Instanzen gegenüber den übrigen Sektoren, aber sie verleiht 

1 
dem Sektor Politik ein erhebliches Maß an Autonomie, da seine Mitglieder 
bis zu einem gewissen Grade die Möglichkeit haben, durch selektive Mobi-

lisierung von Unterstützung die Dinge in ihrem Sinne zu beeinflussen. 

Dabei sind auch die Oppositionsparteien voll integriert. 
Die meisten der zu Beginn skizzierten Theorien über Machtstrukturen 

in modernen Demokratien betonen demgegenüber die überragende Bedeu-
tung wirtschaftlicher Interessengruppen. Zwar sind diese Theorien noto-
risch vage, soweit es um die Operationalisierung dieses Einflusses geht, so 
daß es schwer sein dürfte, empirisch zwischen ihnen zu unterscheiden. Un-

sere Daten bestätigen jedoch ihre Grundthese insoweit, als sie ein großes 
Ausmaß politischer Aktivitäten der Mitglieder der Wirtschaftselite belegen, 

die etwa ein Fünftel des Zentralen Zirkels stellen. Damit sind die Reprä-
sentanten von Wirtschaftsinteressen wesentlich stärker in das Elitennetz-
werk eingebunden als die übrigen Elitegruppen mit Ausnahme der politi-
schen Elite. 

Die Tatsache, daß die Mitglieder der Wirtschafts- und Gewerkschafts-
elite jeweils erheblich intensiver mit dem politischen Sektor und der Büro-
kratie interagieren als untereinander, unterstützt die Vermutung, daß kor-

poratistische Arrangements in Form trilateraler Entscheidungsgremien in 
der Bundesrepublik keine große Bedeutung haben. Die Ergebnisse entspre-
chen eher Katzensteins Charakterisierung der bundesrepublikanischen Ent-
scheidungsstrukturen als "statist variant of democratic corporatism" (1987: 
368). Damit indizieren die Daten eine herausragende Rolle der wirtschaft-
lichen Eliten in der Bundesrepublik, bestätigen jedoch eher das von Lind-
blom konstatierte symbiotische Verhältnis von Wirtschaft und Politilc, als 
daß sie eine klare Unterordnung der Politik unter die Wirtschaft nahelegen 
würden. 

Das Bild der Eliten in der sozialwissenschaftlichen Diskussion wurde 

sehr stark durch eine Reihe von Forschern beeinflußt, die den defensiven 
Charakters der Eliten der Bundesrepublik hervorgehoben haben, u.a. Dah-
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rendorf, Scheuch, aber auch Smith. Dabei ist Dahrendorfs Charakterisie-

rung der bundesdeutschen Elite als "Kartell der Angst" wohl am bekann-

testen geworden. Diese These hat er erst jüngst erneut vertreten (1990). Er 

stützt sie auf den Mangel an sozialer Kohäsion, die seines Erachtens eine 

unabdingbare Voraussetzung für die Herausbildung einer demokratischen 

Elitenkultur ist. 
Entgegen Dahrendorfs Vermutung kann sich Elitenintegration aber 

offensichtlich auch unter sozial heterogenen und beruflich spezialisierten 

Eliten entwickeln, zu deren Rollen es gehört, regelmäßig mit Repräsentan-

ten anderer Organisationen zu interagieren. Auch wenn die vorliegenden 

Daten keine direkten Aussagen über das Verhalten der befragten Eliten 

zulassen, sprechen deren breites Tätigkeits- und Kontaktspektrum und ihre 

dezidierten politischen Präferenzen gegen die Annahme einer defensiven 

Haltung der Eliten in der Bundesrepublik. Dennoch steht zu vermuten, daß 

diese Annahme für eine kurze historische Periode der Realität entsprach, 

nämlich für die erste Nachkriegszeit bis in die frühen sechziger Jahre. In 

dieser Phase machte der Neuaufbau demokratischer Strukturen auch die 

Entwicklung neuer Regeln des Umgangs miteinander erforderlich, d.h. 

einer neuen Elitenkultur. Insofern war die Situation nach dem Zweiten 

Weltkrieg der politischen Umbruchsphase der frühen Weimarer Republik 

vergleichbar. 

Zu beiden Zeitpunkten waren die deutschen Eliten plötzlich mit neuen 

politischen Institutionen konfrontiert. Verfassungen definieren jedoch 

lediglich die formalen Regeln politischer Entscheidungsfindung, sind aber 

nicht in der Lage, auch die praktische Funktionsfähigkeit eines politischen 

Systems zu sichern. Sie stellen nur das formale Gerüst dar, das nun mit 

Leben gefüllt werden muß. Dies bedeutet, daß die politischen Akteure 

informelle Regeln des Umgangs miteinander entwickeln müssen. In einer 

solchen Situation sind zwei unterschiedliche Reaktionen denkbar. Die 

Beteiligten können versuchen, ihre eigenen Interessen rigoros durchzuset-

zen, um möglichst viele Vorteile aus einer zunächst nur unzulänglich struk-

turierten Situation zu ziehen. Sie können sich jedoch auch defensiv verhal-

ten und sich darauf verständigen, die ihnen zugefallene Macht einvernehm-

lich zu teilen. 
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Es ist offenkundig, daß die deutschen Eliten in diesen beiden histori-
schen Umbruchsphasen unterschiedliche Wege einschlugen. Insbesondere 
die konservativen Eliten der Weimarer Republik wählten den ersten Weg. 

Sie versuchten rücksichtslos, ihre traditionelle Vorherrschaft wiederherzu-
stellen und bekämpften daher die demokratischen Institutionen und die 
Repräsentanten der zuvor von der politischen Macht ausgeschlossenen 

Gruppen, insbesondere die SPD und die Gewerkschaften. 
Im Gegensatz hierzu entschieden sich nach 1945 praktisch alle Eliten 

für den zweiten Weg. Angesichts des Scheiterns der Weimarer Republik 
und der Katastrophe Hitlerdeutschlands waren sich alle Gruppen einig, 
den demokratischen Institutionen dieses Mal eine echte Chance zu geben. 
Defensivem wurde daher der Vorrang vor offensivem Verhalten gegeben. 
Zugleich klammerten sich die Eliten zunächst rigide an den neugefundenen 
politisch-gesellschaftlichen Konsens und versuchten, offene Konflikte nach 
Möglichkeit zu vermeiden. Daher ist die Charakterisierung der bundes-
deutschen Elite als "Kartell der Angst" sowie die von Smith konstatierte 
Illiberalität im Umgang mit politisch abweichenden Gruppen für die dama-
lige historische Situation vermutlich korrekt. 

Das Dahrendorfsche "Kartell der Angst" zeigt darüber hinaus eine 
auffällige Verwandtschaft mit dem Konzept der Konkordanzdemokratie, 
und zwar sowohl hinsichtlich der Vorstellung der einvernehmlichen Macht-
teilung als auch hinsichtlich der vermuteten Konsequenzen einer solchen 
Machtstruktur. Dahrendorf selbst hat auf die Ähnlichkeiten der Struktur 
der Bundesrepublik mit der soziopolitischen "Versäulung" (pillarization) in 
den Niederlanden hingewiesen (1965: 134, 304). Gleichzeitig gilt Holland 
als eines der Hauptbeispiele für konkordanzdemokratische Strukturen. 
Während jedoch andere Autoren die positiven Aspekte solcher Strukturen 
hervorgehoben haben, nämlich ihren Beitrag zur Aufrechterhaltung der 
Stabilität der demokratischen Verfassungsordnung in subkulturell fragmen-
tierten Gesellschaften, weist Dahrendorf auf die negativen Begleiterschei-
nungen eines solchen Machtkartells hin. Dies sind Stagnation und fehlende 
Innovation. Sein demokratischer idealtypus ist demgegenüber das eher 
konfliktorientierte Westminster-Modell (vgl. Lijphart, 1984). 
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Betrachtet man nun diese beiden Modelle als die Endpunkte eines 

Kontinuums konsens- bzw. konfliktorientierten Entscheidungsverhaltens, so 

scheint die Annahme plausibel, daß sich die Elitenkultur der Bundesrepu-
blik von einer zunächst den Grundkonsens betonenden und eher konflikt-
vermeidenden Haltung hin zu größerer Konfliktbereitschaft entwickelt 
hat.1 Allerdings besteht ein starker Druck zur Konsensbildung fort, der 

aus den institutionellen Regeln ebenso wie aus den traditionellen Organisa-

tionsstrukturen der Ministerien und Interessenverbände resultiert. Hier 

sind insbesondere der Föderalismus zu nennen, durch den die Oppositions-

parteien automatisch an allen wichtigen politischen Entscheidungen betei-

ligt sind, aber auch die organisatorische Konzentration der großen Inter-

essenverbände, die eine Orientierung an der Interdependenz der Interessen 

begünstigt (vgl. Lehmbruch, 1976; Lepsius, 1982). Sie führen dazu, daß die 

Eliten der Bundesrepublik auf dem Kontinuum konsensualer bis konflikt-

orientierter Entscheidungsstrukturen nicht von einem Ende zum andern 

gewandert sind, sondern nur etwa bis in die Mitte des Spektrums. Lijphart 
ordnete die Bundesrepublik entsprechend dem Mischtyp des "majoritarian-
federal regime" zu, in dem zwar auf nationaler Ebene normalerweise die 

Mehrheitsregel zur Anwendung kommt, eine starke zweite (föderale) Kam-

mer jedoch Zugeständnisse an die dort dominierende, unabhängig zustan-

degekommene Mehrheit erzwingt (1984: 21lff.). 
Dieses System zeichnet sich nicht mehr durch den Immobilismus der 

frühen Jahre der Bundesrepublik, wohl aber durch Inkrementalismus aus 

(Katzenstein, 1987: 350) und macht abrupte Kurswechsel in der Politik 
unwahrscheinlich, sofern diese nicht - wie der deutsche V ereinigungspro-

zeß - von einem umfassenden Konsens getragen sind. 

1 Diese Entwicklung dürfte nicht nur die Folge des wachsenden Zutrauens in die Stabilität 
der demokratischen Institutionen, sondern auch eines universellen gesellschaftlichen 
Trends zum Abbau der traditionellen subkulturellen Segmentierung gewesen sein. Auch 
für die Niederlande ist ja seit den sechziger Jahren ein Rückgang der Versäulung und 
der Übergang von konkordanzdemokratischen Strukturen zum eher konfliktbetonten 
Modell der Parteiendemokratie konstatiert worden (Steiner, 1986: 204). 
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